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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 14.01 
Uhr 
 
Präsident Weber: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die 12. Sitzung der Stadtbürger-
schaft.  
 
Ich begrüße die anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Me-
dien.  
 
Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht 
herzlich eine Gruppe der Erwachsenenschule 
Bremen.  
 
Seien Sie herzlich willkommen! 
 
(Beifall) 
 
Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden in-
terfraktionelle Absprachen getroffen, die Sie 
dem Umdruck der Tagesordnung mit Stand von 
heute, 13.00 Uhr, entnehmen können. Diesem 
Umdruck können Sie auch die Eingänge gemäß 
Paragraf 21 der Geschäftsordnung entnehmen, 
bei denen interfraktionell vereinbart wurde, sie 
nachträglich auf die Tagesordnung zu setzen. 
Es handelt sich um Tagesordnungspunkt 20, 
Haushaltsrechnung der Freien Hansestadt Bre-
men für das Haushaltsjahr 2013, Mitteilung des 
Senats, Drucksache 18/646 S, Tagesordnungs-
punkt 21, Jahresbericht 2015 des Rechnungs-
hofs der Freien Hansestadt Bremen, und Ta-
gesordnungspunkt 22, Bericht und Dringlich-
keitsantrag des Städtischen Rechnungsprü-
fungsausschusses zur Haushaltsrechnung und 
den Jahresbericht 2015. 
 
Weiterhin haben Sie für diese Sitzung die Kon-
sensliste übermittelt bekommen. Es handelt 
sich um die Zusammenfassung der Vorlagen, 
die ohne Debatte und einstimmig behandelt 
werden sollen. 
 
Auf dieser Liste stehen die Tagesordnungs-
punkte 7, Drucksache 19/113 S, 8, Drucksache 
19/114 S, 13, Drucksache 19/131 S, 14, Druck-
sache 19/132 S, 15, Drucksache 19/135 S und 
16, Drucksache 19/136 S) 
 
Um diese Tagesordnungspunkte im vereinfach-
ten Verfahren zu behandeln, bedarf es eines 
einstimmigen Beschlusses der Stadtbürger-
schaft.  
 
Ich lasse jetzt darüber abstimmen, ob eine Be-
handlung im vereinfachten Verfahren stattfin-
den kann, und bitte um Ihr Handzeichen! 
 

Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft ist mit dem 
vereinfachten Verfahren einverstanden. 
 
(Einstimmig) 
 
Die übrigen Eingänge bitte ich dem heute ver-
teilten weiteren Umdruck zu entnehmen. 
 
I. Eingänge gemäß § 21 Satz 1 der Ge-

schäftsordnung:  
 
1. Bremens Kinderbetreuungszeiten flexi-

bel und verlässlich gestalten 
 Antrag der Fraktion der FDP 
 vom 6. April 2016 
 (Drucksache 19/138 S) 
 
2. Verkehrssicherheit rund um Schulen 

und Kindergärten verbessern 
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen und der SPD 

 vom 13. April 2016 
 (Drucksache 19/142 S) 
 
Diese Angelegenheiten kommen auf die Tages-
ordnung der Mai-Sitzung. 
 
II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 

der Geschäftsordnung: 
 
1. Wie wird die Durchgängigkeit der 

Sprachbildung von der Kita in die 
Grundschule umgesetzt? 

 Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 
 vom 16. Februar 2016 
 Dazu  
 Antwort des Senats vom 22. März 2016 
 (Drucksache 19/133 S) 
 
2. Auftragsvergabe und Durchführung des 

Winterdienstes 
 Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
 vom 16. Februar 2016 
 Dazu  
 Antwort des Senats vom 22. März 2016 
 (Drucksache 19/134 S) 
 
3. Tod eines eritreischen Asylbewerbers 

in Bremen 
 Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
 vom 19. Februar 2016 
 Dazu  
 Antwort des Senats vom 5. April 2016 
 (Drucksache 19/137 S) 
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4. Blocklanddeponie Bremen - Stand der 
Lagerkapazitäten 
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen 

 vom 4. März 2016 
 
5. Steuerliche Folgen der Flüchtlingsun-

terbringung 
 Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 
 vom 16. März 2016 
 
6. Zwischen Regelsystem und geschlos-

sener Einrichtung: Welche Angebote 
bietet die Bremer Jugendhilfe für junge 
Menschen mit besonderen Bedarfen? 

 Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
 vom 22. März 2016 
 
7. Perspektiven bremischer Städtepart-

nerschaften 
 Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
 vom 12. April 2016 
 
Nachträglich wurde interfraktionell vereinbart, 
Tagesordnungspunkt 18, Naturcampingplatz 
als wichtige und ökologische Einrichtung erhal-
ten!, Dringlichkeitsantrag der Fraktion DIE 
LINKE, Drucksache 19/140 S, ohne Debatte 
aufzurufen. 
 
Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? - Ich sehe, das ist nicht der 
Fall.  
 
Wer mit den interfraktionellen Absprachen ein-
verstanden ist, den bitte ich nun um das Hand-
zeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft ist mit den inter-
fraktionellen Absprachen einverstanden. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Fragestunde 
 
Für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft lie-
gen 17 frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor.  
 
Die erste Anfrage trägt den Titel „Zukunft der 
Berufsschule für den Großhandel, Außen-
handel und Verkehr (BS GAV)?“. Die Anfrage 
ist unterschrieben von den Abgeordneten Dr. 

Güldner, Frau Dr. Schaefer und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. 
 
Bitte, Herr Kollege Dr. Güldner! 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): 
Wir fragen den Senat: 
 
Erstens. Welche Schritte hat der Senat unter-
nommen, nachdem er im Februar 2015 im Rah-
men der Fragestunde der Stadtbürgerschaft 
mitteilte, dass ein Neubau der Berufsschule für 
Großhandel, Außenhandel und Verkehr (BS 
GAV) aus seiner Sicht wirtschaftlicher sei als 
eine umfängliche Renovierung am derzeitigen 
Standort in der Ellmersstraße? 
 
Zweitens. Welche konkreten Pläne verfolgt der 
Senat für den Neubau eines Gebäudes für die 
BS GAV (Standort, Größe, Zeitrahmen)? 
 
Drittens. Inwieweit verfolgt der Senat weiterhin 
das Ziel, einen geeigneten Schulstandort in der 
Überseestadt zu finden, und wie weit sind diese 
Planungen mittlerweile fortgeschritten? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Für den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Nachdem festgestellt wurde, 
dass ein Neubau der Berufsschule für Großhan-
del, Außenhandel und Verkehr (BS GAV) wirt-
schaftlicher ist als eine umfängliche Sanierung 
des Bestandsgebäudes, wurde der Fokus auf 
die Standortsuche gerichtet. Dabei wurde die 
Überseestadt als Logistikstandort aufgrund der 
Nähe zum Inhalt der Ausbildung präferiert. Es 
fanden Gespräche bei der WFB Wirtschaftsför-
derung Bremen GmbH und gemeinsame Bege-
hungen zur Auswahl der infrage kommenden 
Grundstücke statt. Zwei Grundstücke kamen 
hierbei in die engere Wahl, da sie ausreichend 
Potential für die Ansiedlung einer Berufsschule 
aufweisen. 
 
 
Parallel zur Standortsuche wurde im Zuge der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der notwendige 
Flächenbedarf der BS GAV konkretisiert. In 
mehreren Zusammenkünften mit der Schule 
wurden die Flächenbedarfe ermittelt, die erfor-
derlich sind, um eine zukunftsfähige Berufs-
schule zu entwickeln. Anschließend wurden Or-
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ganisationsstudien beauftragt, wie die benötig-
ten Flächen auf den ausgewählten Grundstü-
cken bestmöglich Berücksichtigung finden kön-
nen. 
 
Zu Frage zwei: Aufgrund der geleisteten Vorar-
beiten konnte mit dem sogenannten Baufeld 
Hafenpassage ein Grundstück mit guter infra-
struktureller Anbindung als Standort mit dem 
größten Potenzial identifiziert werden. Das 
Grundstück ist mit circa 5 000 Quadratmeter 
ausreichend bemessen, um den Anforderungen 
sowohl des Gebäudes als auch des Außenbe-
reiches zu entsprechen. Vor dem Hintergrund 
der diversen festgelegten Planungsschritte ein-
schließlich eines notwendigen Architektenwett-
bewerbes ist derzeit von einer Realisierungs-
dauer von fünf bis sechs Jahren auszugehen. 
 
Zu Frage drei: Die Platzierung der Berufsschule 
für Großhandel, Außenhandel und Verkehr in 
der Überseestadt gilt nach wie vor als zukunfts-
weisend, auch was die städtebauliche Ausrich-
tung betrifft. Zur weiteren Konkretisierung des 
Projektes sind zeitnah mit Beteiligung von Im-
mobilien Bremen die notwendigen Gespräche 
mit der Stadtplanung und der WFB zu führen. 
Konkrete Planungsschritte werden danach ein-
geleitet. Hierzu gehört auch die Klärung der not-
wendigen Finanzierung. - Soweit die Antwort 
des Senats! 
 
 
Präsident Weber: Herr Abgeordneter, haben 
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): 
Gibt es im Rahmen dieser Überlegungen über 
die Verlagerung der Schule Pläne, wenn es zu 
dem Standort Überseestadt kommt, eventuell 
auch eine Sporthalle zu integrieren? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Dazu liegt mir keine 
Erkenntnis vor. Ich gehe davon aus, dass die 
Sporthalle nicht Bestandteil der Planung ist. 
Aber ich will es nicht hundertprozentig vernei-
nen. In den Diskussionen, die ich zu diesem 
Thema geführt habe, ist bislang von einer 
Sporthalle keine Rede gewesen. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege, eine weitere 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): 
Da es allgemein im Stadtteil Walle und dem-
nächst in der Überseestadt selbst mit den vielen 
neuen Bewohnern, die hinzukommen, in der 
Planung möglicherweise einen Mangel geben 
wird, ist die Frage, ob Sie das mitnehmen und 

schauen könnten, ob man diesen Gedanken in 
der Planung aufgreifen könnte. 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Das kann ich gern 
mitnehmen. Ich möchte nur nicht zu viel Hoff-
nung machen. Wenn ich es richtig verstanden 
habe, sind diese 5 000 Quadratmeter, die das 
Grundstück misst, auch das, was allein das 
Schulgebäude mit den notwendigen Innenein-
richtungen und den normalen Außenbereich 
betrifft - sprich: ein Schulhof, auf dem sich die 
Jugendlichen aufhalten können -, erschöpft. 
Aber ich nehme es auf jeden Fall gern mit. 
 
Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): 
Gibt es, wenn es zu diesem Vorgang, den Sie 
gerade geschildert haben, kommen sollte, auch 
Überlegungen, was dann am alten Standort die-
ser Schule passieren könnte und wie das 
Grundstück genutzt werden könnte? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Es gibt noch keine 
Überlegungen, die in irgendeiner Form so weit 
gereift sind, dass wir darüber diskutieren könn-
ten. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die zweite Anfrage steht unter dem Betreffe 
„Soziale Durchmischung der Stadtteile“. Sie 
ist unterzeichnet von den Abgeordneten Frau 
Neumeyer, Dr. vom Bruch, Röwekamp und 
Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Frau Kollegin Neumeyer! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Wir fragen den 
Senat: 
 
Erstens: Wie stellt der Senat sicher, dass es in 
den geplanten Modulbauten zu einer integrati-
ven und sozialen Durchmischung kommt? 
 
Zweitens: Wie stattet der Senat die Quartiers-
managerinnen/Quartiersmanager für die ver-
mehrten integrativen Aufgaben in den Quartie-
ren aus? 
 
Drittens: Wie werden die Bewohnerinnen/Be-
wohner der Modulbauten bisher in die beste-
henden Stadtteilprojekte eingebunden? 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Stahmann. 
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Senatorin Stahmann: Herr Präsident, liebe 
Frau Abgeordnete Neumeyer! Für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Bei geplanten Neubauten wer-
den Beiräte und Ortsämter frühzeitig in Kennt-
nis gesetzt. Die Anwohnerinnen und Anwohner 
der geplanten Neubauten werden durch Bür-
gerversammlungen informiert. In der Regel 
gründen sich Initiativen oder durch das hohe 
Engagement der Ortsamtsleiterinnen und Orts-
amtsleiter Runde Tische, in denen die Integra-
tion und Unterstützung für die neu Ankommen-
den im Stadtteil organisiert werden. Das Ress-
ort begleitet diese Runden Tische auch in den 
Stadtteilen Findorff und Oberneuland, wo zwei 
neue Mobilbauten umgesetzt werden sollen. 
Das Engagement der Ehrenamtlichen vor Ort 
wird durch die vom Senat finanzierte Koordinie-
rungsstelle für Ehrenamtliche im Flüchtlingsbe-
reich unterstützt, hierfür sind fünf Regionalkoor-
dinations-Stellen besetzt. Durch das „Sofortpro-
gramm Flüchtlinge“ stellt der Senat Projektmit-
tel zur besseren Teilhabe von Geflüchteten in 
den Stadtteilen zur Verfügung. 
 
Zu Frage zwei: In das Integrationskonzept des 
Senates wurden Mittel eingestellt, um die WiN-
Gebiete zu stärken. Insbesondere sollen damit 
Anlaufstellen für Neuzuwanderer eingerichtet 
werden, um deren Erstorientierung im neuen 
Wohnumfeld zu unterstützen und zu koordinie-
ren. Sie sind an die Quartierszentren angebun-
den. 
 
Die vorhandenen WiN-Mittel, aber auch weitere 
Mittel sozialraumbezogener Programme, wie 
zum Beispiel das ESF-Programm LOS, sind zu-
dem bedarfsbezogen planbar und daher in der 
Lage, Projekte für spezifische integrative Be-
darfe zu finanzieren. 
 
Zu Frage drei: Bewohnerinnen und Bewohner 
aller Übergangswohneinrichtungen nehmen 
vielfältige Angebote wahr. Es besteht ein reger 
Austausch mit den Einrichtungen in den Stadt-
teilen wie Kindergärten, Schulen, Freizeitein-
richtungen für Jugendliche, Häuser der Familie 
und Bürgerhäuser. Kirchen und Moscheen, 
Sportvereine und kulturelle Institutionen bieten 
Möglichkeiten für Begegnung, Beteiligung und 
Austausch. Flyer und Besuche in den Einrich-
tungen weisen auf diese Angebote hin. Ehren-
amtliche begleiten Bewohnerinnen und Bewoh-
ner dorthin. Übergangswohneinrichtungen ste-
hen finanzielle Mittel zur Ausrichtung von Ge-
meinschaftsaktivitäten und Begegnungen zur 
Verfügung. Als besondere Aktivitäten seien das 
gemeinsame Gärtnern im Kulturgarten am 

Übergangswohnheim Arbergen, das regelmä-
ßige Kontaktcafé im Überseetor sowie die Teil-
nahme am Eltern- beziehungsweise Frauen-
frühstück im Bewohnertreff Grohn erwähnt. 
 
Absicht des Senats ist es, Neu- und Altbreme-
rinnen und -bremer zusammenzubringen. In-
tegration erfordert Bewegung auf beiden Sei-
ten. Die hohe Zahl der Ehrenamtlichen sowie 
die starke Beteiligung der Menschen in den 
Übergangswohneinrichtungen an den Stadtteil-
aktivitäten sind positive Signale für eine gelin-
gende Integration. - Soweit die ausführliche 
Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie 
eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Frau Senatorin, 
das hört sich ja schon einmal sehr gut an! Aller-
dings muss man ehrlicherweise sagen, das kos-
tet auch sehr viel Kraft vor Ort. Wenn in Zukunft 
weitere Flüchtlinge kommen, vermehren sich 
diese Anstrengungen ja noch. 
 
Meine Frage lautet: In dem neuen Integrations-
gesetz des Bundes soll es eine Wohnsitzauf-
lage geben. Sind Sie mit mir einer Meinung, 
dass diese dazu führen könnte, dass es nicht zu 
einer großen Gruppe an einem Ort kommt, son-
dern dass die Asylsuchenden besser verteilt 
werden und es dadurch erleichtert wird, sie zu 
integrieren, damit es eben nicht zu einer Ghet-
toisierung kommt? 
 
 
Senatorin Stahmann: Ja. Das sind die Hoff-
nungen, die an die Wohnsitzauflage geknüpft 
werden. Fakt ist: Besonders Großstädte wer-
den von geflüchteten Menschen gern als Woh-
nort aufgesucht, da sie eine gute Infrastruktur 
haben. Ich würde aber auch zu diesem Punkt 
sagen: Mit dem Königsteiner Schlüssel - Bre-
men nimmt rund ein Prozent im Rahmen des 
Verteilsystems auf - sind wir bisher klargekom-
men. Wir standen wie alle anderen Bundeslän-
der seit dem 5. September vor einer riesigen 
Herausforderung. 
 
 
Die Wohnsitzauflage zu handeln - dazu laufen 
jetzt die Diskussionen - kann auch zu einem 
großen bürokratischen Aufwand führen. Dar-
über tauschen wir uns gerade aus: Macht es 
Sinn? Wie kann es ausgestaltet werden? Ich 
denke, diese Diskussion sollte man abwarten 
und gemeinsam bewerten. Wir haben kritische 
Punkte in die Diskussion eingebracht, Befür-
worter und Gegner halten sich die Waage. Ich 
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denke, unser Interesse muss sein, für die Men-
schen, die hier angekommen sind, gute Start-
bedingungen zu schaffen. Darauf konzentrieren 
wir uns. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Ja, eine Bitte! Sie 
sprachen davon, dass Sie sich austauschen. 
Herr Bürgermeister Dr. Sieling ist der Meinung, 
dass dieser Schritt der Auflage richtig ist. Sie 
sagten, Sie tauschen sich aus. Würden Sie uns 
bitte auf dem Laufenden halten, wie das in Bre-
men gehandhabt wird? 
 
Senatorin Stahmann: Ja, darüber werden wir 
das Parlament natürlich informieren. Es handelt 
sich ja um ein Bundesgesetz, das Bremen dann 
auch umsetzen muss. Ich halte auch das Parla-
ment auf dem Laufenden, wie der Diskussions-
stand bei den Indikationsministerinnen und -mi-
nistern ist. Auch das ist eine interessante De-
batte. Aber es ist gut, dass es ein Integrations-
gesetz in Deutschland geben soll. Das ist, 
denke ich, ein Gesetz, das alle gefordert haben. 
Wichtig ist, dass ein solches Gesetz mit dem 
Ziel Integration ernst macht und es finanziell für 
die Maßnahmen Sprachkurse und Wohnen gut 
unterlegt wird und der Bund seinen Anteil an der 
Finanzierung, der momentan nur bei 10 Prozent 
liegt, deutlich erhöht. Das ist die Linie des Se-
nats! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die dritte Anfrage beschäftigt sich mit dem 
Thema „Skatepark in der Überseestadt“. Die 
Anfrage ist unterzeichnet von den Abgeordne-
ten Strohmann, Frau Neumeyer, Dr. vom Bruch, 
Röwekamp und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Herr Kollege Strohmann! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie haben sich die Nutzerzahlen des 
Skateparks in der Überseestadt seit Eröffnung 
entwickelt? 
 
Zweitens: Welche Kosten entstehen der Stadt 
Bremen jährlich für die Bewirtschaftung des 
Skateparks? 

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Herrn Staatsrat Siering. 
 
Staatsrat Siering: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Für den Senat beantworte ich die Anfrage wie 
folgt: 
 
Zu Frage eins: Der Senat erhebt keine Benut-
zerzahlen im Skatepark, dem Senat liegen in-
sofern keine konkreten Zahlen vor. 
 
Zu Frage zwei: Derzeit fallen keine gesonderten 
Kosten für die Bewirtschaftung des Skateparks 
an. Die Gewährleistungsfrist, in der Mängel von 
der Baufirma behoben werden müssen, läuft 
noch bis zum 3. Juli 2018. - Soweit die Antwort 
des Senats! 
 
Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Strohmann (CDU): Herr Staatsrat, nun 
ging es ja nicht nur um die Skatebahn als sol-
che, sondern auch noch um einige weitere 
Dinge, wie zum Beispiel eine Tanzfläche für 
Mädchen. Das muss organisiert werden. Wie ist 
es geplant? Gab es dazu schon etwas? Wie 
sind die Anlaufzahlen? Wer bezahlt das? Wis-
sen Sie etwas darüber? 
 
Staatsrat Siering: Auch hierzu kann ich Ihnen 
sagen, dass der Senat keine genauen Benut-
zerzahlen hat, was beispielsweise die Frequenz 
des Überseeparks betrifft. Es gibt verschiedene 
Planungen, die dort für den Bereich der Über-
seestadt anhängig sind, auch der von Ihnen ge-
rade angesprochene Tanzboden. Er ist bislang 
noch nicht realisiert worden. Warum? Die Kos-
ten für diese ganzen Maßnahmen werden von 
den Wohnungsbauunternehmen bestritten, die 
dort entsprechend entwickeln. Bislang sind die 
Mittel für den Bereich verausgabt worden, der 
heute dort sichtbar ist. Sofern weitere Mittel für 
diese Zweckbindung eingehen, wird es auch 
eine weitere Entwicklung geben. So weit ist es 
im Moment aber noch nicht. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege Strohmann, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Nein, aber ich werde 
in den nächsten Monaten noch einmal darauf 
zurückkommen! Vielen Dank!] 
 
Die vierte Anfrage verlangt vom Senat Auskunft 
über das „Kommunales Zentren- und Nah-
versorgungskonzept Bremen“. Die Anfrage 
trägt die Unterschriften der Abgeordneten Frau 
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Neumeyer, Strohmann, Dr. vom Bruch, Röwe-
kamp und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Frau Kollegin Neumeyer! 
 
Abg. Frau Neumeyer (CDU): Wir fragen den 
Senat: 
 
Erstens Wann wird das kommunale Zentren- 
und Nahversorgungskonzept Bremen evalu-
iert? 
 
Zweitens Inwieweit sieht der Senat generell den 
Bedarf, das Konzept zu überarbeiten und den 
zeitgemäßen Anforderungen entsprechend an-
zupassen? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Herrn Senator Dr. Lohse. 
 
Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Für den Senat 
beantworte ich die Fragen wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Das Kommunale Zentren- und 
Nahversorgungskonzept der Stadt Bremen ist 
im November 2009 einstimmig von der Stadt-
bürgerschaft beschlossen worden. Die Evalua-
tion des Konzeptes beginnt in der zweiten Jah-
reshälfte 2016 mit den vorbereitenden Arbeiten. 
Hierzu zählen die Aktualisierung der Einzelhan-
delsdatenbasis sowie die Vorbereitung einer 
Ausschreibung für eine gutachterliche Unter-
stützung der Evaluation. 
 
Zu Frage zwei: Die Evaluation des insoweit er-
gänzten Zentren- und Nahversorgungskonzep-
tes soll die notwendigen Erkenntnisse liefern, 
ob und an welchen Stellen der Senat weitere 
Anpassungen des Konzeptes für erforderlich 
hält. - Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht 
vor. 
 
 
Die fünfte Anfrage bezieht sich auf die „Zukunft 
des ehemaligen Ortsamtsgeländes Horn-
Lehe an der Berckstraße“. Die Anfrage ist un-
terschrieben von den Abgeordneten Frau 
Dehne, Tschöpe und Fraktion der SPD. 
 
Bitte, Frau Kollegin Dehne! 
 
Abg. Frau Dehne (SPD): Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Welche zusätzlichen öffentlichen Kos-
ten entstehen für die Verlegung der auf dem 
Gelände des ehemaligen Ortsamtsgeländes 

Horn-Lehe befindlichen Flüchtlingsunterkunft, 
welche öffentlichen Investitionen der letzten 
drei Jahre in die vorhandene Kita und die 
Flüchtlingsunterkunft wären bei der Veräuße-
rung abzuschreiben, und um wie viel übersteigt 
der zu erwartende Verkaufserlös diese Aufwen-
dungen? 
 
Zweitens: Hat der Senat wegen der veränderten 
öffentlichen Bedarfe für Kinderbetreuung, 
Flüchtlingsunterbringung, preiswerten Wohn-
raum und für einen geeigneten Standort einer 
Wache der Berufsfeuerwehr in der letzten Zeit 
Alternativen zu der seit Jahren verfolgten Idee 
der Veräußerung an private Investoren zur Nut-
zung als Wohn- und Einzelhandelsstandort ge-
prüft, und wenn ja, wie war das Ergebnis? 
 
Drittens: Hält der Senat, in Abwägung dieser 
konkurrierenden Bedarfe, angesichts des von 
ihm erwarteten betriebswirtschaftlichen Ergeb-
nisses einer Veräußerung und der rechtlichen 
Verpflichtungen durch das bereits eingeleitete 
Ausschreibungsverfahren weiterhin die Veräu-
ßerung an einen privaten Investor für die Flä-
chenverwertung für geboten, durch die das öf-
fentliche Interesse am besten gewahrt wird? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Bürgermeisterin Linnert. 
 
Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Für 
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Für die jugendlichen Flüchtlinge, 
die zurzeit auf dem ehemaligen Ortsamtsge-
lände untergebracht sind, stehen bereits an-
dere Unterbringungsmöglichkeiten zur Verfü-
gung, sodass für die Verlegung keine zusätzli-
chen Kosten entstehen. Die Flüchtlingscontai-
ner der Berckstraße werden an einem anderen 
Standort weiterverwendet werden. Der Standort 
an der Berckstraße war von vornherein als eine 
zeitlich befristete Zwischenlösung in Zeiten ho-
her Flüchtlingszuwanderung gedacht. 
 
Der Senat wird sich in den weiteren Verhand-
lungen mit dem Investor dafür einsetzen, das 
jetzige Kita-Gebäude für diesen Zweck noch so 
lange zu nutzen, bis eine für Bremen akzep-
table Lösung der Kita-Situation in Horn-Lehe er-
reicht ist. Entsprechende erste Gespräche sind 
mit dem Investor geführt worden, der intern al-
lerdings noch Klärung herbeiführen muss. 
Sollte eine akzeptable Lösung jetzt nicht zu er-
reichen sein, wird der Verkauf der Fläche zu-
mindest so lange ausgesetzt, bis es genügend 
Plätze in Horn-Lehe gibt. 
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Die Herrichtungskosten des Bestandsgebäu-
des für Zwecke der Kita haben sich auf 455 000 
Euro inklusive aller Baunebenkosten belaufen. 
Bei einer im Falle der Veräußerung notwendi-
gen Interimslösung für Kita-Plätze über eine 
Containergestellung ist bei einer Überbrü-
ckungszeit von zwei Jahren mit Aufwendungen 
von circa 600 000 Euro (ohne gegebenenfalls 
entstehende Grundstückskosten) zu rechnen. 
 
Demgegenüber wird aus dem Verkauf der Flä-
che ein Erlös in Höhe von annähernd zwei Mil-
lionen Euro erwartet. Das Ausschreibungsver-
fahren beinhaltet außerdem, dass der Investor 
auf seine Kosten Aufgaben im öffentlichen Inte-
resse übernimmt. Neben dem im Stadtteil ge-
forderten Einzelhandelsstandort würde die Er-
richtung und Bereitstellung von sozialem Wohn-
raum und die Schaffung einer Linksabbieger-
spur erfolgen. Als Ersatz für die bestehende 
Kita würde der Investor eine neue Einrichtung 
erstellen und diese zu marktüblichen Preisen an 
einen Kita-Betreiber vermieten. 
 
Zu Frage zwei: Eine konkrete Prüfung der Alter-
nativen im Sinne einer Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtung wird im Falle des Verkaufes zur Be-
schlussfassung im zuständigen Haushalts- und 
Finanzausschuss vorgelegt werden. Der in 
Frage zwei unterstellte Bedarf für den Standort 
eine Feuerwehrwache ist inzwischen nicht 
mehr gegeben. 
 
Zu Frage drei: Sofern der Veräußerungsvor-
gang nicht fortgesetzt werden würde, müsste 
die Stadt auf den Verkaufserlös und die ver-
kehrlichen Maßnahmen sowie auf den neuen 
Einzelhandelsstandort verzichten. Insofern er-
scheint dem Senat die Veräußerung nach wie 
vor angezeigt, wenn eine akzeptable Lösung für 
die Kita-Situation in Horn-Lehe gefunden wird. - 
Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin Dehne, haben 
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dehne (SPD): Frau Senatorin, ha-
ben Sie eine Vorstellung über den zeitlichen 
Rahmen, in dem sich die weiteren Gespräche 
mit dem Investor bewegen, bis man zu einer 
Auskunft kommt, ob er der weiteren Fortführung 
der Kita zustimmt? 
 
Bürgermeisterin Linnert: Das betreiben wir 
zeitnah. Der Investor selbst hat ebenfalls Inte-
resse an Planungssicherheit. Er ist allerdings 
nicht allein auf der Welt, weil er einen Ankermie-
ter hat und Nutzer, mit denen er sprechen will. 
Wir haben Interesse daran, das zeitnah mit ihm 

zu beenden, werden ihn aber nicht unter Druck 
setzen, weil wir von dem Konzept, das er vor-
gelegt hat, überzeugt sind und wir, soweit es 
geht, gern mit ihm im Einvernehmen weiterkom-
men wollen. 
 
Präsident Weber: Frau Bürgermeisterin, es 
gibt eine weitere Zusatzfrage von Frau Kollegin 
Ahrens. - Bitte, Frau Kollegin! 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU): Frau Senatorin, kön-
nen Sie mir sagen, warum die Gebäude über-
haupt zur Verfügung standen? Dort mussten 
das Ortsamt und die Polizei ausziehen, weil es 
bauliche Schwierigkeiten gab. Sind diese bauli-
chen Schwierigkeiten, die den sofortigen Aus-
zug der beiden Institutionen notwendig mach-
ten, so nachhaltig beseitigt, dass bei einer Ver-
längerung der Bauzeit keine Schäden bei den 
Kindern entstehen? 
 
Bürgermeisterin Linnert: Sie mussten nicht 
sofort ausziehen, sondern man hat sowohl für 
das Ortsamt als auch für die Polizei Nachfolge-
lösungen gesucht. Nach bis heute fortgeltender 
Meinung der Bauexperten ist dieses Gebäude 
so alt und sanierungsbedürftig, dass eine wirt-
schaftliche Sanierung nicht möglich ist. Deshalb 
war die Entscheidung, dass das Ortsamt und 
die Polizei von dort weggehen und Ersatzstand-
orte suchen, richtig. 
 
Außerdem war klar, es gibt große Not wegen 
Geflüchteten und Kindertagesbetreuung. So 
haben wir uns dann - die Summe habe ich 
Ihnen genannt - auf den Weg gemacht und 
455 000 Euro in die Hand genommen, um über-
gangsweise die Kindertagesbetreuung und die 
Container für die Flüchtlinge auf dem Hof unter-
zubringen. Wir bringen keine Kinder unter, wo 
Schäden zu befürchten sind. Trotzdem ist das 
kein Gebäude, das man auf Dauer nutzen kann. 
Das war niemals strittig. Es geht nur um die 
Frage: Wie lange nutzen wir es noch? 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU): Können Sie sagen, 
wie lange Sie noch vorhaben, das Ganze zu 
nutzen? Denn mir ist bekannt, dass es dort er-
hebliche Schimmelschäden und andere Beein-
trächtigungen gab und keine dauerhafte Besei-
tigung möglich ist, weil die Schäden am Grund-
gebäude entsprechend groß sind. 
 
Bürgermeisterin Linnert: Wir haben noch ein-
mal den Keller begangen. In der Tat sollte man 
sich dort möglichst nicht lange aufhalten, schon 



Stadtbürgerschaft 534 12. Sitzung/19.04.16 

gar nicht Kinder. Das ist unstrittig. Wir versu-
chen, das Gebäude zu verkaufen. Wir haben ei-
nen sehr guten Investor gefunden, und jetzt ist 
das Problem, dass wir zwei Jahre lang - so 
lange, wie der Abriss und der Neubau dauern - 
diese unbefriedigende Situation der Kinderta-
gesbetreuung in Horn-Lehe weiter verschlech-
tern. Wie es im Leben immer so ist, wägt der 
Senat ab, wie lange dies zumutbar ist; das ist 
klar. Auf Dauer geht das nicht, aber wir stellen 
sicher, dass es nicht gesundheitsgefährdend 
ist. Aber das Gebäude sollte nicht nur deshalb 
abgerissen werden, weil es gesundheitsgefähr-
dend ist, sondern weil es auch noch eine Reihe 
anderer Mängel enthält und auch energetisch 
nicht mehr zu sanieren ist. Es besteht keine Ge-
fahr für die Kinder. Aber wir haben im Moment 
die beklemmende Situation, dass wir uns in der 
Frage „Überhaupt Plätze oder diese?“ dafür 
entscheiden, dieses Gebäude weiter zu nutzen, 
und zwar aus Sicht des Senats möglichst nur so 
lange, wie es unbedingt nötig ist. Wir arbeiten 
weiter mit der Kollegin Dr. Bogedan daran, ob 
wir nicht doch noch zusammen Übergangslö-
sungen finden, denn mir wäre es wichtig, ge-
genüber dem Investor, der ein sehr gutes Ange-
bot abgegeben hat, möglichst verabredungs-
treu zu sein. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die sechste Anfrage befasst sich mit dem 
Thema „Umzug der Zelte aus dem Kaffee-
Quartier“. Die Anfrage ist unterschrieben von 
den Abgeordneten Frau Grönert, Strohmann, 
Röwekamp und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Frau Kollegin Grönert! 
 
Abg. Frau Grönert (CDU): Wir fragen den Se-
nat:  
 
Erstens: Warum plant der Senat die Verlegung 
des Zeltstandortes aus dem Kaffee-Quartier an 
die Herzogin-Cecilie-Allee? 
 
Zweitens: Welche Gesamtkosten sind am 
Standort Kaffee-Quartier für die Erschließung, 
die Zelte und so weiter entstanden? 
 
Drittens: Mit welchen Kosten für welche Posten 
rechnet der Senat für die Verlegung des Stan-
dortes? 
 
 
Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Stahmann. 

Senatorin Stahmann: Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, Frau Abgeordnete 
Grönert! Für den Senat beantworte ich die Fra-
gen wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Die temporäre Nutzung des 
Grundstücks „Am Kaffeequartier“ war von Be-
ginn an vereinbart. Die winterfesten Unterkünfte 
werden von dort nicht an die Herzogin-Cecilie-
Allee umziehen, dort wird im Laufe des Jahres 
2016 parallel ein Standort mit winterfesten Un-
terkünften entstehen. Der Standort „Am Kaffee-
quartier“ wird im März 2017 aufgegeben und 
verlegt. 
 
Zu Frage zwei: Die Gesamtkosten für den Kauf 
der Unterkünfte, den Aufbau und die Herrich-
tung des Grundstücks belaufen sich auf rund 
3,6 Millionen Euro. 
 
Zu Frage drei: Die Kosten für Abbau und Trans-
port der Unterkünfte werden rund 670 000 Euro 
betragen. Die Standortsuche ist derzeit noch 
nicht abgeschlossen. Die Kosten für die Nut-
zung der Unterkünfte an anderer Stelle hängen 
von den Kosten für das neue Grundstück ab. - 
Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie 
eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Grönert (CDU): Ich habe jetzt ver-
standen, dass die Zelte, die jetzt im Kaffee-
Quartier stehen, nicht an neuen Standort aufge-
baut werden. Was passiert dann mit diesen Zel-
ten? 
 
Die nächste Frage ist: Wie hoch ist der finanzi-
elle Verlust durch das ganze Hin und Her, der 
für Bremen insgesamt beziffert werden kann? 
Genutzt wird das Ganze im Kaffee-Quartier ein 
bis eineinhalb Jahre, und es ist ein Areal von bis 
zu 400 Menschen. Das ist eine aufwendige Sa-
che. 
 
Senatorin Stahmann: Das Wort „Zelt“ ist irre-
führend. Es handelt sich um Leichtbauhallen. 
 
(Abg. Pohlmann [SPD]: Das muss man sich ein-
mal anschauen! Hervorragend!) 
 
Die Firma aus Brandenburg war in Bremen 
beim Aufbau und hat uns geschildert, dass sie 
nach diesem Vorbild eine Universität in Gabun 
errichtet hat. Herr Pohlmann und andere Abge-
ordnete waren bei diesem Termin vor Ort dabei. 
Wir waren von dieser Konstruktion einer winter-
festen Wohnanlage sehr beeindruckt, die in der 
Kürze der Zeit errichtet wurde. 
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(Beifall SPD) 
 
Des einen Glück ist des anderen Unglück. Die 
WFB ist ein rühriges Unternehmen. Jetzt ist 
Herr Siering gerade verschwunden, aber die 
WFB hat dieses Grundstück am Kaffee-Quar-
tier so weit zur Vermarktung vorbereitet, dass 
es Käufer gibt, die dort eine Wohnbebauung er-
richten wollen. Das ist das, was wir als Ressort 
wollen. Wir werden die Flüchtlinge in Bremen 
nur dann langfristig gut integrieren können, 
wenn wir Wohnungen haben. Diese entstehen 
im Kaffee-Quartier. Deswegen bin ich als Sozi-
alsenatorin erst einmal froh: Es werden Woh-
nungen gebaut. Das ist ein Erfolg. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Jetzt kann man fragen: Hat das Sozialressort an 
dieser Stelle nicht gut mit der WFB zusammen-
gearbeitet? Das glaube ich nicht. Wir werden ei-
nen neuen Standort in der Überseestadt finden, 
an dem wir diese Leichtbauhallen weiter nutzen 
werden. Sie haben eben die Zahl genannt. Sie 
sind für immerhin 400 Menschen gedacht. Der 
Aufbau ist etwas komplizierter als bei einem 
Campingzelt. Es handelt sich um Hallen mit ei-
ner aufwendigen Heizungsanlage und mit 
Elektronik. Wir werden auf diese Art der Unter-
bringung nicht verzichten können. Wir haben 
zum jetzigen Zeitpunkt noch bis zu 600 Men-
schen, die trotz sinkender Flüchtlingszahlen in 
Notunterkünften leben. Statt im nächsten Win-
ter Turnhallen zu nutzen - ich hänge mich jetzt 
ein wenig aus dem Fenster - bin ich froh, wenn 
wir diese Leichtbauhallen als Alternative nutzen 
können. Daran wollen wir weiter arbeiten. 
 
(Beifall SPD) 
 
Wir werden auch diese Kosten im Haushalts- 
und Finanzausschuss transparent darstellen 
und zusammen mit den Kolleginnen und Kolle-
gen aus der WFB Rede und Antwort stehen. Wir 
gehen mit jedem Bauvorhaben dort hinein. Die 
Fragen, die Sie, Frau Grönert, eben gestellt ha-
ben, haben wir auch an die WFB gerichtet. Wir 
wünschen uns eine längere Planbarkeit, wenn 
wir solche Beträge in die Hand nehmen. Wir wä-
ren dort gern länger geblieben. Für das Kaffee-
Quartier war von vorneherein eine begrenzte 
Laufzeit verabredet worden. Wir haben ein biss-
chen verhandelt und haben zusammen mit der 
WFB eine längere Laufzeit hinbekommen. Aber 
wir weichen an dieser Stelle dem Interesse des 
langfristigen Wohnungsbaus. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin Grönert, eine 
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 

Abg. Frau Grönert (CDU): Ich verstehe Fol-
gendes trotzdem nicht, und vielleicht können 
Sie mir das beantworten: Warum wurde dieses 
aufwendige Werk mit Winterzelten, Leichtbau-
hallen bei einer solch kurzen Laufzeit, die von 
vornherein höchstens eineinhalb Jahre umfasst 
hat, ausgerechnet dort hingestellt? Wir haben 
so viele Orte, auf denen die nicht winterfesten 
Zelte stehen, die sich schneller aufbauen las-
sen. Ausgerechnet an diesem Standort mit die-
ser kurzen Laufzeit, die Ihnen bekannt war, wur-
den die anderen Zelte hingestellt. 
 
Senatorin Stahmann: Für den Laien sieht 
mancher Standort baufertig aus, er ist es aber 
nicht. Wir müssen uns auch an Auflagen halten. 
Es müssen Fragen geklärt werden: Wie ist der 
Untergrund? War der Kampfmittelräumdienst 
da? Diese Fläche stand uns in kurzer Zeit zur 
Verfügung. Es ist unser tägliches Brot, die Men-
schen in kurzer Zeit unterzubringen. Daher ist 
die Entscheidung für den Standort Kaffee-Quar-
tier gefallen. 
 
Wir haben keine vergleichbaren Grundstücke 
angeboten bekommen - von keiner Person hier 
im Raum, auch von keinem Wirtschaftsunter-
nehmen, auf dem wir eine derartig große An-
lage in dieser Zeit hätten aufbauen können. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, eine weitere 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Grönert (CDU): Sie haben eine 
meine vorherigen Fragen noch nicht beantwor-
tet. Die möchte ich gern beantwortet haben: 
Wie hoch wird der finanzielle Verlust sein, der 
dadurch entsteht? 
 
Senatorin Stahmann: Ich kann an dieser Stelle 
keinen Verlust erkennen, sondern nur Kosten, 
die wir bezahlen müssen, um Menschen unter-
zubringen. Ich habe die Zahlen vorgelesen. Für 
den Abbau und den Transport werden 670 000 
Euro veranschlagt werden. Die endgültigen 
Kosten für das neue Grundstück richten sich 
danach, ob wir noch etwas für einen Kampfmit-
telräumdienst bezahlen müssen und ob wir bei-
spielsweise noch eine Straße für eine Feuer-
wehrzufahrt gießen müssen. Danach richten 
sich die künftigen Kosten. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin Grönert, eine 
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Grönert (CDU): Der Waller Beirat 
hat dem Wechsel nur mit großen Bedenken zu-
gestimmt. Eben haben Sie angedeutet, dass 
der neue Standort noch nicht ganz eindeutig ist. 



Stadtbürgerschaft 536 12. Sitzung/19.04.16 

Sollte es die Herzogin-Cecilie-Allee sein - wer-
den dann die Bedingungen des Beirats erfüllt, 
zum Beispiel feste Toiletten im Überseepark o-
der Abbau der Sommerzelte am Überseetor 
und keine weitere Flüchtlingsunterbringung im 
Waller Ortsteil Überseestadt? 
 
Senatorin Stahmann: Wir versuchen weiter-
hin, mit allen Beiräten gut im Gespräch zu sein. 
Ich möchte die Gelegenheit nutzen, mich insbe-
sondere beim Beirat Walle zu bedanken, weil 
das ein sehr konstruktiver Beirat ist, 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
der uns von Anfang an ganz stark bei der Un-
terbringung von Flüchtlingen unterstützt hat. 
Wir werden weiterhin versuchen, alle Flächen in 
der Überseestadt zu nutzen, so wie in anderen 
Stadtteilen auch. 
 
Die Wünsche haben wir vernommen. Gleich-
wohl macht die Sozialsenatorin keine Verspre-
chungen, Dinge aufzugeben, wenn die Alterna-
tiven noch nicht errichtet sind. Wir brauchen 
Wohnungen, wir brauchen neue Übergangs-
wohnheime, wir brauchen Festbauten. Unser 
Ziel ist: raus aus den Turnhallen, raus aus den 
Zelten, raus aus den Provisorien! Wir wollen 
das feste Dach über dem Kopf der geflüchteten 
Menschen haben. Das ist die Agenda, die wir 
im Augenblick als Sozialressort abarbeiten. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die siebte Anfrage trägt den Titel: „Rückzah-
lung von Kita-Gebühren“. Die Anfrage ist un-
terschrieben von den Abgeordneten Ahrens, 
Röwekamp und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Frau Kollegin Ahrens! 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU): Wir fragen den Se-
nat: 
 
Erstens: Warum hat der Senat die während des 
Streiks im Juni 2015 zu viel bezahlten Kita-Ge-
bühren noch nicht zurückgezahlt? 
 
Zweitens: In welcher Höhe sind diese Gebühren 
zurückzuerstatten? 
 
Drittens: Bis wann plant der Senat, den Eltern 
die Gebühren zurückzuerstatten? 
 

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Für den Se-
nat beantworte ich die Fragen wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Für eine Rückerstattung von 
rechtmäßig erhobenen Beiträgen für die Kinder-
gärten und Horte der Stadtgemeinde Bremen 
während des Streiks im Sozial- und Erziehungs-
dienst im Frühjahr 2015 müssen zunächst die 
entsprechenden Rechtsgrundlagen im bremi-
schen Gebühren- und Beitragsrecht geschaffen 
werden. Erforderlich sind Änderungen des Bre-
mischen Gebühren- und Beitragsgesetzes so-
wie der Beitragsordnung für die Kindergärten 
und Horte der Stadtgemeinde Bremen. Ent-
sprechende Referentenentwürfe befinden sich 
in der Abstimmung. 
 
 
Zu Frage zwei: Die in individuell unterschiedli-
cher Höhe geleisteten Beiträge sollen ab dem 
elften Tag des Streiks rückerstattet werden, 
wenn kein Notdienst in einem Kindergarten o-
der Hort der Stadtgemeinde Bremen in An-
spruch genommen wurde. Im Mai waren 8 176 
Plätze belegt, 2 892 Plätze waren vom Beitrag 
befreit, für 5 284 Plätze wurde der Beitrag erho-
ben. Die Beitragseinnahmen beliefen sich in 
diesem Zeitraum auf 543 019 Euro. 
 
 
Zu Frage drei: Die präzise Dauer der erforderli-
chen Abstimmungsprozesse einschließlich der 
Beratungen in den zuständigen Ausschüssen 
und Deputationen sowie in der Bremischen Bür-
gerschaft (Landtag und Stadtbürgerschaft) ist 
nicht exakt vorhersehbar. Der Senat ist gegen-
wärtig damit befasst, die Voraussetzungen für 
die Rückerstattung zeitnah zu schaffen.- Soweit 
die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin Ahrens, haben 
Sie eine Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU): Sehr geehrte Frau 
Senatorin, nach meinem Kenntnisstand ist es 
sehr wohl voraussehbar, weil es ein klares, ge-
setzlich normiertes Verfahren gibt. Daher meine 
Frage: Wann bekommen wir denn jetzt endlich 
einmal den Entwurf des zu ändernden Ortsge-
setzes und des zu ändernden Bremischen Ge-
bühren- und Beitragsgesetzes, damit wir das 
ordnungsgemäße Verfahren erstmalig ansto-
ßen können? Wann erhalten wir die Vorlage in 
der Deputation? 
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Senatorin Dr. Bogedan: Ich habe gerade ge-
sagt: Die Referentenentwürfe liegen vor. Sie 
befinden sich in der rechtsförmlichen Abstim-
mung. Sobald diese Abstimmung abgeschlos-
sen ist, können die Deputationen und Aus-
schüsse damit befasst werden. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, eine weitere 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU): Frau Senatorin, 
diese Antwort gaben Sie mir auch schon in der 
März-Sitzung. Was meinen Sie, wie lange die 
rechtsförmliche Prüfung noch dauert? Noch 
drei Monate? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen. Ich prüfe das nicht. Ich bin keine 
Juristin. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, eine weitere 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU): Stimmen Sie mir zu, 
Frau Senatorin, dass es Eltern nicht zu vermit-
teln ist, dass man zwei oder drei Jahre später 
Geld zurückbekommt, das politisch bereits in 
der letzten Legislaturperiode zurückzuerstatten 
versprochen wurde? Stimmen Sie mir zu, dass 
das schon der zweite Fall zum Thema Rücker-
stattung von Kita-Gebühren ist, der auf die glei-
che Art und Weise läuft, bei dem Eltern ihr Geld 
erst Jahre später zurückerstattet bekommen? 
 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Es tut mir leid, Frau 
Ahrens, ich stimme Ihnen natürlich nicht zu. 
Erstens kann ich die Rechnung von drei Jahren 
nicht teilen. Der Streik ist noch nicht einmal ein 
Jahr her. Der Streik hat am 8. Mai 2015 begon-
nen. Wir befinden uns also mitnichten in einem 
Dreijahreszeitraum. Wir legen jetzt die Gesetze 
vor. Sobald die Rechtsgrundlagen geschaffen 
sind, können die Gebühren rückerstattet wer-
den. Betroffen ist ausschließlich der Träger 
KiTa Bremen, weil die Streikmaßnahmen dort 
stattgefunden haben. Insofern ist mit Antrag 
eine schnelle Rückerstattung möglich. 
 
Wir werden dort nicht - das ist der zweite Punkt 
Ihres Einwandes - auf die gleichen prozedura-
len Probleme stoßen wie bei der anderen Ge-
bührenrückerstattung, wo wir mit den unter-
schiedlichen Verfahren der einzelnen Träger 
konfrontiert waren. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, eine weitere 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 

Abg. Frau Ahrens (CDU): Sie stimmen mir 
aber zu, dass, bezogen auf den ersten Fall - da-
rauf bezogen sich die drei Jahre -, der Zeitraum 
2013 bis zur Rückzahlung 2016 tatsächlich drei 
Jahre umfasst, oder? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Die Rückzahlung hat 
nicht nach drei Jahren begonnen. Das hat et-
was mit den prozeduralen Schwierigkeiten zu 
tun. Wir haben nicht die Hoheit, da wir die Daten 
der Eltern nicht besitzen, sondern diese liegen 
bei den Trägern. Insoweit gehört das nicht in 
unseren Verantwortungsbereich. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die achte Anfrage steht unter dem Betreff: „Un-
terrichtsversorgung an der Grundschule 
Düsseldorfer Straße“. Die Anfrage ist unter-
zeichnet von den Abgeordneten Dr. vom Bruch, 
Röwekamp und Fraktion der CDU. 
 
Bitte, Herr Kollege Dr. vom Bruch! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Wir fragen den 
Senat: 
 
Erstens: Wie viele Unterrichtsstunden konnten 
im vergangenen Schuljahr an der Grundschule 
Düsseldorfer Straße nicht regulär erteilt wer-
den, und wo liegen die Gründe hierfür? 
 
Zweitens: Wie viele Lehrer- und Pädagogen-
stellen sind derzeit an der Grundschule Düssel-
dorfer Straße vakant, und wie viele Lehrer und 
Pädagogen sind langzeiterkrankt? 
 
Drittens: Inwiefern ist die Ganztagsbeschulung 
an der Grundschule Düsseldorfer Straße durch 
die aktuelle Situation beeinträchtigt, und was 
unternimmt der Senat, um hier Abhilfe zu schaf-
fen? 
 
Präsident Weber: Auch diese Anfrage wird be-
antwortet von Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Für den Se-
nat beantworte ich die Fragen wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Im Schuljahr 2014/2015 sind 
1.460 von insgesamt 11.770 Unterrichtsstun-
den nicht planmäßig erteilt worden. Letztendlich 
ausgefallen sind 174 Unterrichtsstunden. Im 1. 
Halbjahr 2015/2016 sind 1.187 von insgesamt 
6.750 Unterrichtsstunden nicht planmäßig er-
teilt worden. Letztendlich ausgefallen sind 302 
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Unterrichtsstunden. Die hohe Zahl an Unter-
richtsstunden, die im 1. Halbjahr des Schuljah-
res 2015/2016 nicht planmäßig erteilt wurden, 
resultiert aus dem hohen Krankenstand von 
Kurzzeiterkrankten in den Monaten Oktober 
2015 bis Februar 2016 sowie Erkrankungen 
längerer Dauer, drei Lehrkräfte für sechs Wo-
chen bis zu zwei Monaten. 
 
Zu Frage zwei: Aktuell besteht ein Defizit in 
Höhe von 12,2 Lehrerwochenstunden aufgrund 
einer Wiedereingliederungsmaßnahme, die bis 
zum Ende des Schuljahres 2015/2016 andau-
ern wird. Hierfür stehen der Schule Mittel in 
Höhe von 14 Lehrerwochenstunden zur Verfü-
gung. Die Schulleiterin hat am 13. April 2016 
eine Vertretungskraft für diese Stunden einstel-
len können. Darüber hinaus ist ein Pädagoge, 
Erzieher, im Ganztagsbereich langzeiterkrankt. 
 
Zu Frage drei: Für die langzeiterkrankte päda-
gogische Kraft sollte über die Stadtteilschule 
eine Vertretung bis zu den Sommerferien ein-
gestellt werden. Zwei Fachkräfte hatten sich in 
der Schule vorgestellt, es gab jedoch keine 
Passung mit der pädagogischen Arbeit einer 
gebundenen Ganztagsgrundschule. Die feh-
lende pädagogische Kraft wird in Absprache mit 
der Schulleitung nach den Sommerferien durch 
eine Erzieherin ersetzt. Die momentane Aus-
setzung der Ganztagsbeschulung ist mit den 
Erziehungsberechtigten abgestimmt, und paral-
lel ist ein Betreuungsangebot - Notbetreuung - 
für alle gewährleistet, die es dringend benöti-
gen. Hierzu hat seitens der Schule eine Abfrage 
stattgefunden. - Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): In der gesamten 
Stadt wird über Ganztagsschulen diskutiert. In 
diesem Jahr wird nur eine Schule zur richtigen 
Ganztagsschule weiterentwickelt. Wie bewer-
ten Sie eigentlich die Signalwirkung einer sol-
chen Diskussion um eine Schule, die die Ganz-
tagsschulbetreuung offensichtlich vor dem Hin-
tergrund ihrer Ressourcenausstattung nicht ge-
währleisten kann, für die Ganztagsschulent-
wicklung in unserer Stadt? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Erst einmal muss ich 
etwas richtigstellen: Es ist eben nicht die Res-
sourcenausstattung, die dazu geführt hat. Die 
Ressourcenausstattung hätte eine Vertretung 
ermöglicht. Deshalb haben auch Gespräche 
stattgefunden. Vielmehr war es eine pädagogi-
sche Entscheidung, die Kräfte, die sich dort vor-
gestellt haben, nicht auszuwählen. Der Wunsch 

der Schulleitung ist es eben, mit der Erzieherin, 
die zum 1. August kommt, weiterzuarbeiten. 
 
Das Zweite ist: Zufriedenstellend ist das über-
haupt nicht. Mich stellt auch nicht zufrieden, 
dass Unterricht in diesem Maße ausfällt. Das 
war kein Ressourcenproblem, sondern ein 
strukturelles Problem. Man muss sich vielleicht 
einmal in die Rolle der Schulleitung versetzen. 
Wenn mehrere Lehrkräfte kurzzeiterkrankt sind, 
ergibt sich erst in der Gesamtschau eine echte 
Problemlage. In dem Moment, in dem mehrere 
kurze Krankschreibungen eintreffen, ergibt sich 
nicht unmittelbar, dass insgesamt eine Prob-
lemlage für die Schule entsteht. Wir haben 
Maßnahmen ergriffen und werden in der nächs-
ten Deputationssitzung die Gelegenheit ergrei-
fen, darüber zu sprechen, wie wir diese Situa-
tion seitens der Behörde früher erfassen und 
die notwendigen Maßnahmen und Unterstüt-
zungen für die Schulen zur Verfügung stellen 
können. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege, noch eine wei-
tere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Frau Senatorin, 
auch in der Vorlage für die Deputationssitzung, 
die Sie eben angedeutet haben, stehen die 
Zahlen, die Sie hier vorgetragen haben. Da-
nach sind im ersten Halbjahr 2015/2016 17,6 
Prozent Unterricht nicht planmäßig erteilt wor-
den, 4,8 Prozent Unterricht ist ausgefallen. Das 
ist nach unserer gemeinsamen Überzeugung 
kein haltbares Ergebnis. Wie wollen Sie das ei-
gentlich den Eltern erklären, die sich Ihnen ge-
genüber in einem Brief ausgesprochen empört 
geäußert haben? 
 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Die Situation war so, 
dass uns der Protest der Eltern auf den Fall auf-
merksam gemacht hat, was uns dazu veran-
lasst hat, unser internes Reportingsystem zu 
überprüfen. Bislang ist das Verfahren so, dass, 
wenn sich Probleme dieser gravierenden Art an 
einer Schule ereignen, der Weg über die Schul-
leitung, über die Schulaufsicht dazu führt, dass 
ein Bewusstsein entsteht, dass dort Handlungs-
bedarf besteht, dass Unterstützungsbedarf not-
wendig ist. Die Schulleitung hatte ja entspre-
chende Ressourcen zur Verfügung. Das heißt, 
es war kein Ressourcenproblem, sondern es 
war in diesem Fall tatsächlich ein Steuerungs-
problem, nämlich rechtzeitig zu reagieren und 
die notwendigen Maßnahmen einzuleiten, die 
nun auch eingeleitet worden sind, da zum 13. 
April die Vertretungskraft eingestellt werden 
konnte. 
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Uns stellt das nicht zufrieden. Wir haben darauf 
reagiert. Wir haben unsere Schlüsse daraus ge-
zogen und unser internes Reportingsystem um-
gestellt, sodass wir die Schulleitung in solchen 
Fällen zukünftig schneller unterstützen können. 
Das ist auch das Signal, das ich den Eltern 
gebe, dass wir damit überhaupt nicht zufrieden 
sind, dass das auch gar nicht Sinn der Politik 
ist. Ich habe hier schon mehrfach dargelegt, 
dass gerade der Unterrichtsausfall ein ganz 
wichtiges Thema für uns ist, dass wir zusätzli-
che Ressourcen zur Verfügung gestellt haben. 
Für mich ist oberstes Ziel, dass diese Ressour-
cen auch so in Schule ankommen, dass wir ei-
nen Unterrichtsausfall in dieser Größenordnung 
nicht mehr verzeichnen - zumindest nicht krank-
heitsbedingt. Hier war es krankheitsbedingt. 
 
 
Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Sie haben in die-
ser Vorlage geschrieben: „Der Fall macht deut-
lich, dass auf diese besondere Situation in der 
Grundschule in der Düsseldorfer Straße nicht 
unmittelbar und adäquat reagiert worden 
ist.“ Von wem ist da eigentlich nicht reagiert und 
angemessen gesteuert worden? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Ich dachte, ich hätte 
gerade die Gesamtsituation beschrieben. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Wen meinen Sie 
damit konkret?) 
 
Ich habe doch gerade die Gesamtsituation be-
schrieben, dass bei uns im Haus bislang davon 
ausgegangen wird, dass uns, wenn eine solche 
Situation eintritt, die Meldung über die Schullei-
tung, über die Schulaufsicht erreicht, sodass wir 
die Schule unterstützen können, eine Lösung 
für das Problem herbeizuführen. In dem Kon-
glomerat dieses Personenkreises spielt sich 
das ab, dass die Weiterleitung dieser Informa-
tion offensichtlich nicht so funktioniert hat und 
wir die Schulleitung sozusagen zu spät unter-
stützt haben, sodass die Vertretungskraft am 
13. April eingestellt werden konnte. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. vom Bruch (CDU): Ich habe eine Be-
merkung. - Manchmal hat man das Gefühl, es 
ist immer das erste Mal, dass Unterricht ausfällt. 
Ich kann dazu nur sagen: Ein schlechtes Ergeb-
nis mit Erklärung bleibt ein schlechtes Ergebnis! 
 

(Beifall CDU) 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Ich habe die letzte 
Frage nicht gehört. 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die neunte Anfrage trägt die Überschrift: „In-
klusion: Situation an den Zentren für unter-
stützende Pädagogik (ZuP)“. Die Anfrage ist 
unterzeichnet von den Abgeordneten Dr. Güld-
ner, Frau Dr. Schaefer und Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen. 
 
Bitte, Herr Kollege Dr. Güldner! 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): 
Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Wie viele sogenannte ZuP-Verbünde, 
also Zentren für unterstützende Pädagogik, das 
heißt die Aufteilung einer ZuP-Leitungsstelle 
auf mehrere Schulen, existieren in Bremen an 
Grund- und Oberschulen? Bitte einzelne Schu-
len des jeweiligen ZuP-Verbundes auflisten. 
 
Zweitens: Wie viele Arbeitsstunden des ZuP-
Leiters/der ZuP-Leiterin stehen der oben ange-
führten jeweiligen Schule in den ZuP-Verbün-
den zur Verfügung? 
 
Drittens: Wie beurteilt der Senat die personelle 
Ausstattung der Schulen in den oben genann-
ten ZuP-Verbünden im Sinne einer aktiven Aus-
gestaltung der Inklusion an der jeweiligen 
Schule? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Für den Se-
nat beantworte ich die Fragen wie folgt: 
 
Zu Frage eins: In der Stadtgemeinde Bremen 
sind 43 Grundschulen in 19 ZuP-Verbünden mit 
jeweils zwei oder mehreren Schulen organi-
siert. Darüber hinaus bilden zwei Oberschulen 
mit je einer Grundschule einen ZuP-Verbund. 
Die einzelnen Standorte und deren regionale 
Verteilung sind aus der als Anlage verteilten 
Liste zu ersehen. 
 
Zu Frage zwei: Die Arbeitszeit der ZuP-Leiterin-
nen und -leiter unterteilt sich in Leitungszeit und 
Unterrichtsstunden, in denen unter anderem die 
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Förderung der Schülerinnen und Schüler er-
folgt. Alle Schulen erhalten in ihrer Zuweisung 
unter anderem ein Kontingent von Unterrichts-
stunden und eines für die Leitungszeit. Aus die-
sem Kontingent speisen sich auch die Arbeits-
stunden der ZuP-Leitungen. Die Höhe der einer 
Schule für die Wahrnehmung von Leitungsauf-
gaben zur Verfügung gestellte Leitungszeit wird 
über die Berechnungsmodalitäten des in der 
„Leitungszeit-Verordnung“ beschriebenen Be-
rechnungsmodells ermittelt. In diese Berech-
nung werden die Zeitkontingente aller Funkti-
onsstellen zu einer einheitlichen Leitungszeit-
Zuweisung zusammengefasst. Die Aufteilung 
auf die einzelnen Funktionsstellen in der Schul-
leitung erfolgt in den Schulen eigenständig. So-
mit können sie auf individuelle Bedarfe flexibel 
reagieren. Eine separate Zuweisung von Ar-
beitsstunden für die ZuP-Leitungen in Verbün-
den gibt es nicht. 
 
Zu Frage drei: Die Schulen in den ZuP-Verbün-
den erhalten, wie jedes andere ZuP auch, eine 
Lehrerwochenstundenzuweisung für Sonderpä-
dagogik, Inklusion, die sich nach den sonderpä-
dagogischen Förderschwerpunkten, Ler-
nen/Sprache/Verhalten sowie Wahrnehmungs- 
und Entwicklungsförderung, richtet. Ebenfalls 
werden die Schulen bei einem entsprechenden 
Bedarf mit Assistenzleistungen versorgt, wel-
che nach einer Antragstellung durch die ZuP 
genehmigt werden. Die Genehmigung erfolgt 
nach den Paragrafen des Sozialgesetzbuches 
VIII oder XII. Eine Ausnahme bildet hierbei die 
Assistenzleistung für die Schülerinnen und 
Schüler mit dem sonderpädagogischen Förder-
bedarf Wahrnehmungs- und Entwicklungsför-
derung. Hier erfolgt eine systemische Ausstat-
tung. Entsprechend dem Sozialindikator wer-
den zudem Schulsozialarbeiterinnen und 
Schulsozialarbeiter zugewiesen. 
 
Die Schulen im ZuP-Verbund haben die Mög-
lichkeit, die zur Verfügung gestellten Ressour-
cen gemeinsam zu nutzen und somit auf beson-
dere Herausforderungen flexibel reagieren zu 
können. Alle ZuP an den Schulen werden ent-
sprechend ihrer festgestellten Bedarfe mit Son-
derpädagoginnen und Sonderpädagogen, 
Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbei-
ter und Assistentinnen und Assistenten ausge-
stattet. Die Ressourcen für die Förderung der 
Schülerinnen und Schüler in den ZuP und ZuP-
Verbünden wurden im Rahmen der Verwen-
dung der BAföG-Mittel zum Schuljahr 
2015/2016 im Umfang von 26 Stellen erhöht. 
Der Senat plant eine weitere Erhöhung im glei-
chen Umfang zum Schuljahr 2016/2017. - So-
weit die Antwort des Senats! 

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): 
In letzter Zeit ist immer wieder einmal Kritik an 
der Ausstattung der Inklusion geübt worden - im 
Bremer-Westen, aber auch anderswo -, und re-
lativ häufig hat sich das auf die sogenannte 
ZuP-Leitung konzentriert. Finden Sie denn 
diese Ressource „Leitung eines Zentrums für 
unterstützende Pädagogik“, verteilt auf zwei o-
der manchmal auch drei Schulen, ausreichend, 
um der Aufgabe gerecht zu werden? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Das kann man nicht 
so pauschal beantworten. Tatsächlich stellt sich 
die Frage: Wäre es besser aufgehoben, wenn 
wir an jeder einzelnen Schule eine ZuP-Leitung 
hätten? Diese Frage kann man sich stellen. 
Aber gerade bei kleinen Systemen stellt sich 
wirklich die Frage: Ist das der Aufgabenwahr-
nehmung dann noch angemessen? Deshalb 
muss man das im Einzelfall beurteilen. Das ist 
ja genau der Grund, warum es zu Unterschied-
lichkeiten kommt. Wir haben Schulen mit eige-
nen ZuP-Leitungen, und wir haben ZuP-Ver-
bünde. 
 
Wir haben vereinbart, uns im Rahmen der Eva-
luation für die Verordnung für unterstützende 
Pädagogik genau diese Verteilmechanismen 
anzusehen, um auf der Basis von Fakten zu be-
urteilen, wie die Ressourcen sinnvoll verteilt 
werden können. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine 
weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): 
Das finde ich sehr gut, weil das ein Schritt sein 
könnte, ein Stück weiterzukommen. Trotzdem 
habe ich eine Nachfrage: Es gibt an mehreren 
Stellen das Problem, Menschen dazu zu bewe-
gen, sich für ZuP-Leitungen zu bewerben, wenn 
diese beispielsweise durch Ruhestand aus-
scheiden. Einige haben sich auch woanders be-
worben. Welches Zeichen ist das für Sie, wenn 
es solche Schwierigkeiten gibt und sich selbst 
bei Ausscheiden durch Ruhestand über einen 
längeren Zeitraum niemand findet, der diese 
Stelle einnehmen möchte? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Ich habe an dieser 
Stelle bereits einmal zu den Vakanzen berichtet 
und schon geantwortet, dass das natürlich be-
deutet, dass man sich die Strukturen noch ein-
mal anschauen muss, in denen gearbeitet wird, 
um zukünftig sicherzustellen, dass die Arbeit so 
attraktiv ist, dass die Stellen besetzt werden 
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können. Wir haben insgesamt - das habe ich 
damals auch gesagt - ziemliche Engpässe auf 
dem Arbeitsmarkt der Sonderpädagoginnen 
und Sonderpädagogen. Auch das kann uns 
nicht beruhigen, sondern bedeutet, dass wir 
Maßnahmen zur zukünftigen Fachkräftesiche-
rung ergreifen müssen. 
 
Präsident Weber: Herr Kollege, eine weitere 
Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): 
Darf ich das so zusammenfassen, dass auch 
der Senat darüber nachdenkt, ob diese Struk-
tur, die wir zu Beginn der Inklusion einmal ge-
wählt haben, auf Dauer die richtige ist? Sollten 
wir im Grunde genommen den ganzen Komplex 
Zentren für unterstützende Pädagogik in das 
Zentrum unserer kritischen Evaluierung der 
Schulreform stellen? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Ja und nein, möchte 
ich sagen. Ja, wir müssen uns das genau an-
schauen. Es muss darum gehen, sich anzu-
schauen, wie wir das, was wir als politische Ziel-
setzung haben, unsere inklusiven Schulen so 
stark zu machen, dass die Förderung jedes ein-
zelnen Kindes stattfinden kann, umsetzen kön-
nen. Daraufhin müssen wir überprüfen, ob die 
Ressourcen, die wir einsetzen, auch ankom-
men und so eingesetzt werden, dass dieses Ziel 
erreicht werden kann. 
 
Ich wäre vorsichtig, die Struktur so schlechtzu-
reden. Bundesweit genießen wir hohe Aufmerk-
samkeit. Es gibt viele Konsultationen an unse-
ren Schulen, die sich genau diese Art an-
schauen. Ich denke, mit dem System der Zen-
tren für unterstützende Pädagogik im Zusam-
menspiel mit den ReBUZ in Bremen haben wir 
eine Struktur geschaffen, die insgesamt eine 
stabile Situation und ein gutes Unterstützungs-
system für die inklusiven Schulen darstellt. 
 
Präsident Weber: Frau Senatorin, keine weite-
ren Zusagen mehr - -. 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Zusagen nehme ich 
auch! 
 
(Heiterkeit) 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
 
Die zehnte Anfrage befasst sich mit dem 
Thema: „Freier Zugang zu allen öffentlich fi-

nanzierten Bibliotheken“. Die Anfrage ist un-
terzeichnet von den Abgeordneten Frau Dr. 
Kappert-Gonther, Fecker, Frau Dr. Schaefer 
und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
 
Bitte, Frau Kollegin Dr. Kappert-Gonther! 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Wir fragen den Senat: 
 
Erstens: Welche Bibliotheken in Bremen wer-
den aus öffentlichen Mitteln finanziert - ohne die 
Schulbibliotheken? 
 
Zweitens: Wie stellt der Senat sicher, dass 
diese auch von allen Interessierten genutzt wer-
den können? 
 
Drittens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat, 
durch einheitliche Öffentlichkeitsarbeit, Be-
schaffung oder eine gemeinsame Bibliotheks-
karte die Nutzung attraktiver und den Betrieb 
wirtschaftlicher zu machen? 
 
Präsident Weber: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Frau Staatsrätin Emigholz. 
 
Staatsrätin Emigholz: Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Für den Se-
nat beantworte ich die Fragen wie folgt: 
 
Zu Frage eins: Im Land Bremen gibt es neben 
einem Bibliotheksbus insgesamt 32 Bibliothe-
ken, die direkt oder indirekt mit öffentlichen Mit-
teln gefördert werden und sich in unterschiedli-
che Gruppen differenzieren: Bremen hat zwei 
große, öffentlich geförderte und mit einem kla-
ren öffentlichen Auftrag versehene Bibliotheks-
systeme. Es handelt sich zum einen um die 
Stadtbibliothek Bremen, bestehend aus der 
Zentralbibliothek, sechs Zweigstellen, einem 
Bibliothekspunkt in Hemelingen und einer Bus-
bibliothek mit über 20 Haltestellen. 
 
Zum anderen ist die Staats- und Universitäts-
bibliothek Bremen zu nennen, die an insgesamt 
neun Standorten die Universität Bremen, die 
Hochschule Bremen, die Hochschule für 
Künste und die Hochschule Bremerhaven mit 
wissenschaftlicher Literatur und Information 
versorgt. 
 
Es gibt insgesamt acht weitere Bibliotheken in 
Kultureinrichtungen: Übersee-Museum, Focke-
Museum, Kunsthalle Bremen, Neues Museum 
Weserburg, Studienzentrum für Künstlerpubli-
kationen, Gerhard Marcks Haus, Bremer Rund-
funkmuseum, Museum Schloss Schönebeck. 
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Ferner gibt es die gemeinsame Bibliothek des 
Aus- und Fortbildungszentrums, der Verwal-
tungsschule und der Hochschule für Öffentliche 
Verwaltung sowie die Bibliothek der Senatorin 
für Finanzen, die Bibliotheken des Staatsar-
chivs Bremen und des Instituts für niederdeut-
sche Sprache. 
 
Außerdem gibt es Bibliotheken, die nicht für die 
allgemeine Öffentlichkeit geöffnet sind und nur 
zu interner Nutzung zur Verfügung stehen. Es 
handelt sich um die Bibliothek des Landesinsti-
tuts für Schule, LIS, und die gemeinsame Bibli-
othek der Fachgerichte und des Amtsgerichts 
Bremen beim Landgericht Bremen. 
 
Die Bibliothek der Bremischen Bürgerschaft ist 
aus finanziellen Gründen zurzeit nicht öffentlich 
zugänglich, sondern nur intern nutzbar. 
 
Zu Frage zwei: Die Bibliotheken der beiden 
Systeme sind öffentlich zugänglich. 
 
 
Das Staatsarchiv Bremen verfügt über eine 
Dienstbibliothek, die als öffentliche Präsenzbib-
liothek mit landeshistorischem Schwerpunkt 
auch im Rahmen der Öffnungszeiten frei zu-
gänglich ist. Die Bibliothek des Instituts für nie-
derdeutsche Sprache e. V. ist eine Präsenzbib-
liothek, die zu den Öffnungszeiten öffentlich 
nutzbar ist. Die Bibliothek im Landesinstitut für 
Schule, LIS, ist thematisch eine reine wissen-
schaftliche Fachbibliothek. Die Bibliothek wird 
ausschließlich von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des LIS und der Senatorin für Kinder 
und Bildung, von Referendarinnen und Refe-
rendaren und von bremischen Lehrern genutzt. 
 
 
Die Bibliotheken in Kultureinrichtungen sind als 
Präsenzbibliotheken öffentlich zugänglich. 
 
Besondere Regelungen hat die Bibliothek der 
Kunsthalle, die nur nach vorheriger Anmeldung 
für wissenschaftliche Zwecke zugänglich ist. 
Alle anderen Interessenten müssen sich eben-
falls vorher anmelden, und die Bücher werden 
dann nicht in der Bibliothek, sondern im Stu-
diensaal des Kupferstichkabinetts zugänglich 
gemacht. Insofern ist die Bibliothek nur bedingt 
frei zugänglich. Hier spielen auch Sicherheits-
aspekte des Museums eine Rolle. Zudem befin-
det sich die Bibliothek im geschlossenen Ver-
waltungstrakt der Wissenschaft. Für wissen-
schaftliche Zwecke ist die Bibliothek während 
der Öffnungszeiten des Museums zugänglich, 
für alle anderen Interessenten dienstagnach-
mittags. 

Die Bibliothek im Bremer Rundfunkmuseum ist 
gegenwärtig nur auf Anmeldung einsehbar, soll 
aber im Rahmen der Öffnungszeiten regelmä-
ßig der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wer-
den. Außerdem ist vorgesehen, einen öffentli-
chen Lehr- und Leseraum einzurichten. 
 
Die Präsenzbibliotheken der Senatorin für Fi-
nanzen und die gemeinsame Bibliothek des 
Aus- und Fortbildungszentrums, der Verwal-
tungsschule und der Hochschule für Öffentliche 
Verwaltung sind öffentlich zugänglich. 
 
Zu Frage drei: Es existieren bereits bei den bei-
den großen Bibliothekssystemen Stadtbiblio-
thek und Staats- und Universitätsbibliothek Bre-
men und deren jeweiligen nationalen Verbün-
den gemeinsame Beschaffungen, die spezi-
fisch und zielgerichtet auf die jeweilige Aufga-
benstellung bezogen und zum Teil mit vertragli-
chen Rahmenregelungen, zum Beispiel Lizen-
zen, gebunden sind. Aus diesem Grund ist eine 
gemeinsame Beschaffung über diese beiden 
Bereiche hinweg kompliziert. Eine Einbindung 
weiterer bremischer Bibliotheken in diese Ver-
bünde ist nicht zuletzt auch aus vertragsrechtli-
chen Gründen nicht möglich. Ob es über den 
bisherigen Status hinaus rechtliche Möglichkei-
ten der Flexibilisierung und Wirtschaftlichkeit 
gibt, wäre gesondert zu prüfen. 
 
Die Zusammenführung der Bibliothekskarten 
der Staats- und Universitätsbibliothek und der 
Stadtbibliothek Bremen ist aus Sicht des Senats 
schon angesichts der komplett unterschiedli-
chen Bibliotheks-IT-Systeme beider Bibliothe-
ken ein äußerst komplexes und langwieriges 
Projekt, bei dem der wirtschaftliche Nutzen 
nach fachlicher Einschätzung in keinem ver-
nünftigen Verhältnis zu den aufgewendeten Mit-
teln steht und somit nicht erstrebenswert ist. 
 
Die Staats- und Universitätsbibliothek Bremen 
gehört dem Gemeinsamen Bibliotheksverbund, 
GBV, an und verwendet gemeinsam mit den 
über 100 Hochschulbibliotheken des Verbun-
des das integrierte Bibliothekssystem PICA. Die 
durch diese Kooperation erzielten Synergieef-
fekte sind außerordentlich hoch. Der personelle 
und finanzielle Aufwand für die Verwendung ei-
ner gemeinsamen bremischen Bibliothekskarte 
steht aus Sicht des Senats in keinem Verhältnis 
zum potenziell zu erzielenden Nutzen. Bei der 
Stadtbibliothek ist der Bibliotheksausweis sehr 
eng mit dem EDV-System zur Kunden- und Me-
dienverwaltung verbunden, welches wiederum 
über eine Vielzahl von Schnittstellen mit den di-
gitalen und Online-Angeboten der Stadtbiblio-
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thek sowie den Lieferanten verknüpft ist. Ein ge-
meinsamer Ausweis müsste mit dem EDV-
System der Stadtbibliothek kompatibel sein, 
wobei eine Vielzahl von Fragestellungen so-
wohl technischer als auch organisatorischer Art 
zu lösen wäre. Ein wirtschaftlicherer Betrieb ist 
auch angesichts der zum größten Teil unter-
schiedlichen Zielgruppen nicht zu erkennen. 
Dies erschwert bedauerlicherweise auch die 
Einführung einer gemeinsamen Bibliotheks-
karte. 
 
 
Darüber hinaus gibt es eine Vernetzung der bei-
den Bibliothekssysteme durch eine langjährige 
Vereinbarung, die eine wechselseitige Anrech-
nung der Jahresgebühren für die Bibliotheks-
ausweise vorsieht. Nutzer und Nutzerinnen, die 
eine Quittung über die in der Stadtbibliothek 
entrichtete Jahresgebühr vorlegen, müssen die 
Jahresgebühr in der Staats- und Universitäts-
bibliothek nicht erneut entrichten. 
 
 
Nutzer und Nutzerinnen, die in der Stadtbiblio-
thek eine Quittung über die in der Staats- und 
Universitätsbibliothek entrichtete Gebühr vorle-
gen, müssen in der Stadtbibliothek lediglich den 
Differenzbetrag entrichten. Außerdem sind Ver-
netzungen dezentraler Art wie zum Beispiel mit 
dem Institut Cervantes und der Stadtbibliothek 
spezifischer und zielgerichteter anlegt, womit 
sich auch eine größere Effizienz erwarten lässt. 
 
Der Landesverband Bremen des Deutschen 
Bibliotheksverbandes betreibt eine gemein-
same Öffentlichkeitsarbeit für alle im Landes-
verband zusammengeschlossenen Bibliothe-
ken. 
 
Auf operativer Ebene findet anlass- und projekt-
bezogen Zusammenarbeit bei der Öffentlich-
keitsarbeit statt, grundsätzlich stößt sie jedoch 
schnell an ihre Grenzen, da alle Bibliotheken 
zum Teil grundlegend unterschiedliche Ziel-
gruppen, Aufträge und Tätigkeitsorte haben. 
 
Im Rahmen der allgemeinen Entwicklung des 
Bibliothekswesens muss aufmerksam verfolgt 
werden, ob der zunehmende Einsatz von digi-
talen Medien zu neuen Kooperationsformen 
führen kann, die dem in der Frage zum Aus-
druck gebrachten Anliegen stärker gerecht wer-
den. - Soweit die Antwort des Senats! 
 
Präsident Weber: Frau Dr. Kappert-Gonther, 
haben Sie eine Zusatzfrage? 
 
(Abg. Tschöpe [SPD]: Das ist kaum vorstellbar!) 

Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Ich danke erst einmal für diese 
bemerkenswert ausführliche Antwort. Das ist ja 
toll! Ich habe zwei Minizusatzfragen. 
 
Staatsrätin Emigholz: Aber gern! 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Die erste kann man ziemlich 
schnell beantworten: Wenn ich Ihnen aufmerk-
sam zugehört habe, ist die Bibliothek vom LS, 
vom Landesinstitut für Schulentwicklung, für 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Lehrerin-
nen und Lehrer und Referendarinnen und Refe-
rendare zugänglich, -  
 
Staatsrätin Emigholz: So ist es. Soweit wir in-
formiert sind, ja. 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): - aber nicht für Studierende. 
Dazu hätte ich gern gewusst, ob das so bleiben 
soll. 
 
Soll ich die zweite Frage gleich anfügen, Herr 
Präsident? 
 
Präsident Weber: Bitte! 
 
(Heiterkeit) 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Sie sagten, welche Kooperati-
onsformen sich daraus ergäben, wenn die digi-
talen Medien besser bewertet werden könnten, 
und dass es sich dann lohnen würde, sich die 
Sache noch einmal anzuschauen. Dazu würde 
ich gern wissen: Was glauben Sie, wann dafür 
der richtige Zeitpunkt ist? Außerdem würde ich 
gern wissen, ob Sie damit einverstanden sind, 
wenn wir dies in der Kulturdeputation noch ein-
mal aufrufen. 
 
Staatsrätin Emigholz: Meine Damen und Her-
ren! Die Digitalisierung schreitet voran. Ich hatte 
gestern ein Treffen, bei dem ich am Rande er-
fahren habe, dass im Bund die Digitalisierung 
von Bibliotheken auch thematisch eine Rolle 
spielt. Wir werden natürlich versuchen, uns in 
diese Netzwerke einzuklinken und damit bun-
desweite Standards für Bremen zu setzen. Die 
Digitalisierung hat zur Folge, dass man Ange-
bote vernetzen und damit auch Effekte erzielen 
kann. 
 
Aber wenn ich meine bisherigen Erfahrungen 
subsumiere, kann ich Ihnen sagen: Rechnen 
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Sie nicht damit, dass man vor einem Zeitraum 
von drei Jahren eine Aussage zu konkreteren 
Konzepten machen kann. 
 
Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? - Bitte sehr! 
 
Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Bündnis 
90/Die Grünen): Die Sache mit dem LS wollte 
ich noch wissen. 
 
Staatsrätin Emigholz: Entschuldigung, da 
habe ich einen Einwurf gemacht. Die Wahrneh-
mung ist richtig, dass es bisher für den Lehrkör-
per gilt. 
 
(Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther [Bündnis 
90/Die Grünen]: Ich danke sehr, auch für die 
Geduld!) 
 
Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen 
nicht vor. 
 
Staatsrätin Emigholz: Das überrascht mich. 
 
(Heiterkeit) 
 
Präsident Weber: Mit Beantwortung dieser An-
frage ist die Fragestunde beendet. 
 
 
Aktuelle Stunde 
 
Für die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen 
kein Thema beantragt worden. 
 
 
Konsensliste 
Mitteilung des Präsidenten der Bremischen 
Bürgerschaft 
vom 18. April 2016 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer der Konsensliste die Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Bürgerschaft stimmt der Kon-
sensliste zu. 
 
(Einstimmig) 
 

Alleinerziehende brauchen verlässliche Kin-
derbetreuungsangebote 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 8. März 2016 
(Drucksache 16/117) 
 
Wir verbinden hiermit: 
 
Bedarfsgerechte Kinderbetreuungsange-
bote für Kinder von alleinerziehenden Eltern 
schaffen - Erwerbsaufnahme erleichtern 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 12. April 2016 
(Drucksache 19/141 S) 
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Dr. Bogedan. 
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Ahrens. 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Bre-
men, so konnten wir gerade wieder in der Zei-
tung lesen, ist das Land mit dem höchsten Ar-
mutsrisiko bundesweit. Bremen hat den bun-
desweit höchsten Anteil an unter 15-Jährigen 
im Hartz-IV-Bezug, 32,8 Prozent. Jedes dritte 
Kind bei uns muss also mit Hartz IV aufwachsen 
und erlebt den Mangel als Dauerzustand. Bre-
men ist Hochburg der Alleinerziehenden und 
hat bundesweit mit die höchste Quote. 28 000 - 
meist weibliche - Alleinerziehende und ihre Kin-
der leben in Bremen und Bremerhaven in pre-
kären Verhältnissen. 
 
Während der Anteil berufstätiger Alleinerzie-
hender in allen Bundesländern seit 2010 mas-
siv gestiegen ist, sank er in Bremen ebenfalls 
massiv von 68 auf 58 Prozent. Auch damit ha-
ben wir deutschlandweit den niedrigsten Wert 
erreicht. Diese rote Laterne ist die vernichtende 
Wahrheit, und sie kann uns in keiner Form zu-
friedenstimmen. 
 
(Beifall CDU, DIE LINKE) 
 
Im Vergleich dazu haben andere Stadtstaaten 
wie Berlin mit 65,5 Prozent oder Hamburg mit 
71,3 Prozent viel höhere Erwerbstätigenquoten 
bei Alleinerziehenden. Selbst in den neuen 
Bundesländern mit vergleichbar hohen Arbeits-
losenzahlen wie in Bremen läuft es für Alleiner-
ziehende wesentlich besser. So hat Thüringen 
beispielsweise die besten Ergebnisse bei Al-
leinerziehenden ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung. Das zeigt, diese Werte sind durch 
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politisch falsch gesetzte Rahmenbedingungen 
maßgeblich mitverursacht, und dafür sind Sie 
verantwortlich, meine lieben Damen und Herren 
der Regierung! 
 
(Beifall CDU) 
 
Zeit also, endlich einmal etwas zu ändern! Zu 
diesem Ergebnis kommen übrigens nicht nur 
die CDU-Fraktion oder alle in diesem Bereich 
aktiven Akteure - die Kollegin Böschen kann 
ebenfalls ein Lied davon singen, sie ist ja ge-
rade herumgetourt -, sondern auch der Senator 
für Wirtschaft, Arbeit und Häfen benennt klar in 
seinem 23 Seiten starken Bericht an die Depu-
tation vom 10. Februar 2016 - Sie können es in 
der Drucksache Nummer 19/100 L nachlesen -, 
dass einer der maßgeblichen Bereiche die un-
zureichenden Kinderbetreuungsangebote sind. 
Es beginnt beim Rechtsanspruch mit nur sechs 
Stunden und setzt sich in den unzureichenden 
Angeboten für Tagesrandzeiten und in den Fe-
rienzeiten fort. 
 
In anderen Bundesländern ist ein unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen einer flexiblen und 
schichtzeitenentsprechenden Kinderbetreuung 
und einer höheren Erwerbsbeteiligung Alleiner-
ziehender erkennbar, in Bremen, da es dies al-
les nicht gibt, das genaue Gegenteil. 
 
 
Die ZGF fordert daher in ihrer Pressemitteilung 
ein ausreichendes Betreuungsangebot, das 
Rand- und auch Nachtzeiten umfasst, sowie 
eine stärkere Verknüpfung arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen mit Kinderbetreuungsange-
boten, die wir ebenfalls - als zweiten Baustein - 
noch im Landtag diskutieren werden. 
 
 
Wir brauchen eine Veränderung des starren 
Aufnahmesystems und einen Rechtsanspruch 
für Alleinerziehende auf acht Stunden, bereits 
bevor sie einen Arbeitsvertrag, eine Ausbildung 
oder was auch immer vorlegen können, sonst 
verhindern wir politisch, dass sie eine Fortbil-
dung oder eine Arbeit aufnehmen können, und 
genau das passiert derzeit. 
 
Wir wissen laut Arbeitnehmerkammer, dass die 
absoluten Hochburgen Alleinerziehender Grö-
pelingen und Kattenturm sind - gerade erst im 
Gleichstellungsausschuss vorgelegt. Das hätte 
ich Ihnen auch vorher sagen können. Es ist ei-
gentlich schon relativ lange klar. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Da ist der Ausbau 
stehengeblieben!) 

Genau! Hier gilt es, die Kindergarten- und Krip-
penangebote bedarfsdeckend auszuweiten, 
und hier fehlt noch massiv Infrastruktur. Viel-
leicht erinnern Sie sich noch daran, dass ich ge-
nau das am Beispiel Kattenturm beim Ausbau-
konzept bis zum Jahr 2019/2020, das Sie vor-
gelegt haben, dezidiert dargelegt habe. Dort 
wollen Sie 120 Kindergartenplätze abbauen, 
bremenweit die höchste Zahl, um ein paar Krip-
penplätze zu schaffen, übrigens bis 2020 so 
viele, wie Sie in diesem Jahr schaffen müssen, 
weil sich eine entsprechende Anzahl von Men-
schen gemeldet hat. Das zeigt, hier werden po-
litische Rahmenbedingungen nicht ordentlich 
gesetzt, und daran sind Sie schuld, meine Da-
men und Herren! 
 
(Beifall CDU) 
 
Der Antrag der LINKEN enthält neben unseren 
Forderungen weitergehende Punkte, die - ver-
meintlich - einfache Lösungen anbieten. Aber 
wie immer liegt leider der Teufel im Detail. Sie 
fordern zum Beispiel eine Ausweitung des 
Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung für 
Grundschulkinder. Das ist an sich erst einmal 
eine gute Idee. Allerdings kommt es in einem 
Haushaltsnotlageland aus meiner Sicht nicht 
nur auf die Ausweitung von Rechtsansprüchen 
an, die sich auf dem Papier ja nett machen, son-
dern auch auf die tatsächliche und zeitnahe 
Umsetzung. 
 
Dass dies nicht funktioniert, und zwar schon im 
Krippen- und Kindergartenbereich, können wir 
aktuell erleben. Da haben sich doch dämlicher-
weise tausend Menschen mehr angemeldet 
und fordern zum 1. August einen Krippen- be-
ziehungsweise Kita-Platz, und Sie werden nur 
für 298 dieser Kinder rechtzeitig zum 1. August 
ein - 
 
(Glocke9 
 
ich komme gleich zum Schluss! - Betreuungs-
angebot fertigstellen können. Für 703 Kinder-
garten- und Krippenplätze wird es diese Lösung 
frühestens zum Teil im Jahr 2017 geben. Das 
zeigt: Ein Rechtsanspruch auf dem Papier hilft 
uns überhaupt nicht, wenn er nicht umgesetzt 
wird. 
 
(Beifall CDU - Abg. Rupp [DIE LINKE]: Das ist 
doch kein Grund, den Rechtsanspruch abzu-
schaffen!) 
 
Ja, aber dann muss man es vielleicht anders 
diskutieren, Herr Kollege! 
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(Glocke) 
 
Darauf möchte ich gleich noch einmal einge-
hen, wenn Sie an dieser Stelle noch einige In-
formationen haben möchten, wie die CDU die-
ses Thema sieht. 
 
Insgesamt kann man festhalten: Hier gibt es 
eine Menge zu tun. Es wird Zeit, dies nicht nur 
mit Prüfaufträgen zu lösen, sondern es umzu-
setzen. - Danke! 
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Bevor ich die nächste Red-
nerin aufrufe, begrüße ich auf der Tribüne recht 
herzlich Teilnehmer des Kurses Gesellschaft 
und Politik der Erwachsenenschule. 
 
Seien Sie herzlich willkommen! 
 
(Beifall) 
 
Als nächste Rednerin hat das Wort die Abge-
ordnete Frau Bernhard. 
 
Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Wir sprechen heute über die dringende 
Notwendigkeit, die Kinderbetreuung insbeson-
dere für Alleinerziehende entsprechend auszu-
bauen. Ich brauche die Zahlen meiner Vorred-
nerin nicht wiederholen; ich gehe davon aus, 
dass sie sattsam bekannt sind. Wir haben das 
auch im Gleichstellungsausschuss reflektiert 
und uns sehr ausführlich an verschiedenen 
Ecken und Enden vorlegen lassen. 
 
Das Bedenkliche für Bremen ist, dass sich die 
Zahlen verschlechtert haben, insbesondere in 
den letzten drei bis vier Jahren. Wenn wir uns 
das im Bundesvergleich ansehen, ist dies eine 
Entwicklung, die wir alles andere als begrü-
ßenswert finden können. 
 
(Beifall DIE LINKE - Abg. Frau Ahrens [CDU]: 
Genau!) 
 
Der bedrohliche Fakt in diesem Zusammen-
hang ist gerade, dass Alleinerziehende zu ei-
nem exorbitant hohen Anteil von Hartz IV ab-
hängig sind. Das ist etwas, das, in die Zukunft 
gesehen, eine ungemein belastende Situation 
ist. Ich möchte noch einmal sagen: Wir hatten 
hier Programme, die das bereits rauf- und run-
terreflektiert haben, und wir haben immer wie-
der dasselbe Ergebnis gehört: Es gibt zwei 
Schienen, die für diese Misere ausschlagge-
bend sind. Die eine sind fehlende Schul- und 

Berufsabschlüsse, also die gesamte Qualifizie-
rung. Die andere ist die Kinderbetreuung. Damit 
steht und fällt dies insbesondere natürlich für 
Frauen. Gerade für Alleinerziehende - das sind 
nun einmal zu 90 Prozent Frauen - heißt das, 
dass sie darüber quasi doppelt auf dem Arbeits-
markt in ihrer eigenen Berufsperspektive aus-
gegrenzt werden. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir halten das für ein Problem, das längst viel 
stärker hätte bekämpft werden müssen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Was wir bei dem Antrag der CDU richtig finden, 
ist der Rechtsanspruch auf eine achtstündige 
Kinderbetreuung. Ich möchte noch einmal kurz 
auf die Problematik des Rechtsanspruchs ein-
gehen. Selbstverständlich ist das Papier erst 
einmal geduldig. Wir wären aber ohne Rechts-
anspruch bei den unter Dreijährigen auch nicht 
weitergekommen. Insofern müssen wir es 
schon von beiden Seiten betrachten. 
 
 
Wir haben in unserem Antrag einiges zusam-
mengefasst, das wir für wichtig halten. Ich 
möchte insbesondere noch einmal auf die miss-
liche Bedarfsprüfung eingehen. Eine Alleiner-
ziehende, die die Notwendigkeit für einen ent-
sprechenden Kinderbetreuungsplatz nicht mit 
einem Arbeitsvertrag nachweisen kann, be-
kommt ihn nicht. Das ist eine Zwickmühle! 
Wenn sie diesen aber nicht hat, bekommt sie 
keinen Arbeitsvertrag. Aus diesem Dilemma 
müssen wir herauskommen. 
 
Das heißt aber, das Angebot, das wir haben, 
reicht nicht. Es reicht insgesamt nicht, aber wir 
haben hier insbesondere über die Alleinerzie-
henden zu sprechen, und wir möchten bezüg-
lich der Flexibilisierung noch einmal auf be-
stimmte Aspekte eingehen. 
 
 
Wir sind insgesamt nicht gegen Flexibilisierung, 
sondern wir finden sie vollkommen richtig. Man 
muss sich anpassen können. Aber es muss sich 
auch die Arbeitswelt ein Stück ändern. Man 
kann nicht davon ausgehen, dass 24 Stunden 
Betreuung das Maß aller Dinge sind. Dazu 
möchte ich aber sagen: Bis sich die Arbeitswelt 
ändert, werden wahrscheinlich Millionen von 
Lichtjahren dahingehen, und so lange stehen 
die Alleinerziehenden im Regen Das ist auch 
kein Standpunkt, den man vertreten kann. 
Trotzdem muss man sich das genau ansehen. 
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Deshalb haben wir in unserem Antrag insbe-
sondere aufgenommen, dass das Arbeitszeit-
gesetz geändert werden muss. Dies ist keine 
Landesangelegenheit, das weiß ich, aber auf 
dieser Seite muss es politischen Druck geben. 
Das wäre auf jeden Fall wichtig, denn das be-
deutet, dass die Beschäftigten, die Kinder unter 
zwölf Jahre erziehen, das Recht auf familienge-
rechte Arbeitszeit haben. Es umfasst jedoch nur 
die Freistellung von der Nachtarbeit, das heißt, 
nur der Zeitraum bis Mitternacht fällt nicht da-
runter. Das sind ganz missliche Zusammen-
hänge, die man ebenfalls in den Blick nehmen 
muss. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es wäre zum Beispiel schön, wenn auch die Ar-
beitszeiten im Konzern Bremen - davon sind 
insbesondere durchaus auch die bremischen 
Gesellschaften betroffen - das mit angleichen 
und hier in einer Vorreiterrolle voranschreiten 
könnten. 
 
 
Die Diskussion - das müssen wir uns ebenfalls 
noch einmal ansehen - ist in der letzten Zeit 
durch das Bundesprogramm KitaPlus entstan-
den, das aufgelegt worden ist. Darauf gibt es 
bisher in Bremen keine positive Resonanz. Dies 
hängt auch damit zusammen, dass man wohl 
mit den entsprechenden Trägern Wege auslo-
ten muss, wie es für sie überhaupt machbar ist. 
Das scheint bislang etwas unterentwickelt, und 
darum müssen wir uns einerseits ein Stück weit 
kümmern, denn klar ist, dass wir, wenn wir die-
ses Bundesprogramm haben, uns überlegen 
müssen, wie wir daran partizipieren können. 
Andererseits dauert es nur drei Jahre, und ich 
bin mir nicht sicher, ob die zur Verfügung ge-
stellten Gelder das überhaupt auffangen kön-
nen. 
 
 
Was die Kita-Planung betrifft, so hängt daran 
ein Rattenschwanz von Überlegungen. Es gibt 
pädagogische Konzepte, Gruppenkonzepte 
und so weiter. Das heißt also, wir müssen uns 
im Einzelnen anschauen, ob dies überhaupt 
möglich ist.  
 
Ein weiterer Punkt ist: Kein Kind findet es toll, 
morgens um 5.00 oder 6.00 Uhr aus dem Bett 
gerissen zu werden. Das muss man sich eben-
falls ansehen. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: Erwachsene auch 
nicht!) 
 

Das stimmt, ich hatte damit auch immer Riesen-
probleme! Insofern waren wir immer die Letz-
ten! 
 
(Glocke) 
 
Ich würde gern im zweiten Beitrag noch einmal 
darauf eingehen! - Vielen Dank! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Güngör. 
 
Abg. Güngör (SPD)*): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst 
kurz zum Antrag der CDU! Sie fordern einen 
Rechtsanspruch auf eine achtstündige Kinder-
betreuung für Alleinerziehende, weiter fordern 
Sie ein Konzept zur Flexibilisierung der Kita-Öff-
nungszeiten - beides, um möglichst Alleinerzie-
hende oder Berufstätige zu entlasten. Dieses 
Ziel teilen wir. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die Zahlen sind eindeutig, einige sind auch 
schon genannt worden. Gerade in Bremen 
schaffen besonders arbeitslose Alleinerzie-
hende immer seltener den Sprung zurück in die 
Berufstätigkeit, und hiervon sind mit 92 Prozent 
überwiegend Frauen betroffen. Im Jahr 2014 
waren 9 800 Alleinerziehende in Bremen er-
werbstätig und davon etwa 3 900 erwerbslos. 
Im Land Bremen sind nur 58 Prozent aller Al-
leinerziehenden erwerbstätig, das ist der nied-
rigste Wert der Bundesländer. Das ist ein er-
schreckender Wert. Bundesweit liegt der 
Durchschnitt bei 71,1 Prozent. Damit können 
wir uns nicht abfinden, meine Damen und Her-
ren. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wenn wir uns die Stadtstaaten anschauen - ich 
weiß nicht, ob Sie darauf eingegangen waren, 
Frau Ahrens -, dann bemerken wir auch, dass 
Berlin mit 65 Prozent ungefähr eher konstant 
geblieben ist und Hamburg mit 71,3 Prozent ei-
nen Anstieg zu verzeichnen hat, während in 
Bremen der Prozentsatz seit 2012 kontinuier-
lich zurückgeht.  
 
Über die Hälfte aller Alleinerziehendenhaus-
halte sind im Land Bremen - Frau Bernhard hat 
es auch erwähnt - gänzlich oder aufstockend 
auf Hartz IV angewiesen. Hinzu kommt, dass 
von den arbeitslosen Alleinerziehenden ohne 
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abgeschlossene Berufsausbildung 67,3 Pro-
zent keine Ausbildung absolviert haben. Das ist 
auch im Bundesländervergleich mit Abstand 
der höchste Anteil. 
 
Mit den Einstiegshürden speziell für Alleinerzie-
hende am Arbeitsmarkt werden wir uns morgen 
im Landtag beschäftigen. Ein zentraler Hemm-
schuh sind allerdings auch - das ist unstrittig - 
unzureichende, insbesondere nicht ausrei-
chende flexible Betreuungsmöglichkeiten. 
 
Meine Damen und Herren, Rot-Grün möchte 
auf diesem Feld Verbesserungen erreichen. 
Dazu haben wir im Koalitionsvertrag festgehal-
ten:  
 
„Wir brauchen mehr ganztägige Angebote für 
alle Kinder von Anfang an. Den Rechtsan-
spruch auf 30 Stunden pro Woche wollen wir 
auf alle Kinder ab dem ersten Geburtstag aus-
weiten. Bei aller Ausweitung zu ganztägigen 
Angeboten bleibt jedoch die Notwendigkeit der 
zeitlichen Flexibilisierung des Betreuungsange-
botes wegen der sehr unterschiedlichen Le-
benssituation der Eltern von Kindern in diesem 
Alter von großer Bedeutung.“ 
 
Angesichts der demografischen Entwicklung, 
der Zuwanderung und einer veränderten Nach-
frage stellt uns derzeit bereits der Ausbau von 
Plätzen vor gewaltige Herausforderungen. 
Oberste Priorität hat für uns deshalb die Erfül-
lung der individuellen Bedarfe und eine schritt-
weise Ausweitung des Befreiungsanspruchs. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Auch wenn ich die Schuldzuweisungen in den 
Ausführungen von Frau Ahrens, wir dafür seien 
dafür verantwortlich, nicht teile, glaube ich, in-
haltlich liegen wir in der Zielrichtung nicht weit 
auseinander. Deshalb schlage ich Ihnen heute 
vor, den Antrag der CDU-Fraktion in die Depu-
tation für Kinder und Bildung zu überweisen. 
 
Kurz zum Antrag der LINKEN, welcher ja eine 
ähnliche Intention hat, aber doch deutlich an-
dere Fragen in den Raum stellt! Unklar bleibt 
zum Beispiel, warum wir nach Punkt zwei, Frau 
Bernhard, auf die Bedarfsprüfung komplett ver-
zichten sollen. Alleinerziehende sind ja keine 
homogene Gruppe, und nicht alle Alleinerzie-
henden haben grundsätzlich den gleichen Be-
darf oder sind gleich bedürftig. Sie haben es ja 
mit einem Beispiel erwähnt. Ich denke, dass wir 
bei der Bedarfsprüfung einen anderen Ansatz 

brauchen. Darüber müssen wir uns austau-
schen. Das Kernproblem liegt darin, dass auch 
Erwerbslose Berücksichtigung finden müssen. 
 
(Beifall SPD) 
 
Einen kompletten Verzicht können wir uns nicht 
leisten, aber es ist eine schwierige Diskussion. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Da waren Sie in 
der letzten Legislaturperiode aber schon einmal 
weiter!) 
 
Um Punkt drei erfüllen zu können, ist ein mög-
lichst flächendeckender Ausbau von Ganztags-
grundschulen nötig. Im kommenden Schuljahr 
halten 37 von 74 Grundschulen ein offenes oder 
gebundenes Ganztagsangebot vor, und beim 
weiteren Ausbau von Ganztagsgrundschulen 
setzen wir als Koalition weiterhin einen klaren 
Schwerpunkt. Trotz knapper Handlungsspiel-
räume werden wir den Ausbau Schritt für Schritt 
vorantreiben. 
 
Meine Damen und Herren, auch wenn der An-
trag der LINKEN deutlich kritischer zu diskutie-
ren ist, schlagen wir auch hier analog zum 
CDU-Antrag eine Überweisung vor. Geben wir 
dem Ressort die Möglichkeit, sich gründlich auf 
das Thema vorzubereiten, auch Vorschläge zu 
erarbeiten, und lassen Sie uns in der Deputa-
tion im Sinne der Kinder und Erziehungsberech-
tigten das Thema weiter diskutieren! - Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort 
der Abgeordnete Dr. Güldner. 
 
Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen! Ich glaube, dass wir in der 
Sache eine große Einigkeit haben, dass wir hier 
vor allem über ein frauen- und gleichstellungs-
politisches Problem sprechen. Wir haben im-
mer die schöne Rubrik „Genderprüfung“ in den 
Vorlagen. Hier hätten wir einmal einen Fall, bei 
dem es wirklich Sinn ergeben würde, einen sehr 
langen, ausführlichen und klaren Text hineinzu-
schreiben, weil es wirklich mit 90 zu 10 Prozent 
eine eindeutige Benachteiligung von Frauen 
gibt, und wir sprechen über ein an vorderster 
Stelle stehendes frauenpolitisches Thema. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
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Was mir trotzdem bei den Schuldzuweisungen 
nicht so ganz gefällt, ist, dass die Zahlen bun-
desweit anders sind, da teilweise natürlich auch 
die Arbeitsmärkte anders sind. Wir haben in ei-
nigen Bundesländern Vollbeschäftigung bei 3,5 
Prozent Arbeitslosigkeit, und das haben wir im 
Land Bremen nun einmal nicht. Aber die Ent-
wicklungen finden nicht alle immer gleichzeitig 
statt. Das können sie auch nicht. Der Ausbau 
der Kindertagesbetreuung war auch im Land 
Bremen ein Riesenschritt. 
 
Wir haben noch vor wenigen Jahren fünf Pro-
zent der unter Dreijährigen betreut und nähern 
uns jetzt 50 Prozent. Das ist natürlich ein Kraft-
akt, der unglaublich viele Ressourcen gebun-
den hat. Man muss zugeben, ohne dass das in 
eine Schuldzuweisung mündet, dass dabei 
diese speziellen Fragen, die in dieser Debatte 
angesprochen werden, erst einmal zurückge-
stellt worden, und es ist deshalb richtig, sie in 
den Anträgen, die heute vorliegen, umso deutli-
cher auf den Tisch zu legen und zu sagen: Jetzt 
muss sich unter diesen Punkten auch etwas än-
dern. Dass das aber nicht alles in einem 
Schwung - Ausbau der U-3-Betreuung auf 50 
Prozent, gleichzeitig schon Regelung aller 
Probleme in den Randzeiten und so weiter - 
gleichzeitig vonstattengegangen ist, dafür gibt 
es nachvollziehbare Begründungen. 
 
Wir Grüne begrüßen die Entwicklung des 
Rechtsanspruchs. Er wird sich stabilisieren und 
ausweiten. Solange der Rechtsanspruch aber 
an feste Tageszeiten gebunden ist, also tags-
über und acht statt sechs Stunden, nützt er ei-
ner alleinerziehenden Mutter im Schichtdienst, 
die zu den Tagesrandzeiten, nachts oder am 
Wochenende arbeitet, erst einmal gar nichts. 
Sie hat dann immer noch das gleiche Problem. 
Deshalb sind der Rechtsanspruch und dieses 
Thema richtig und wichtig. 
 
Für viele Frauen mit Kindern, die große Prob-
leme auf dem Arbeitsmarkt haben, gibt es ein 
weiteres Thema: die Tagesrandzeiten. Das sind 
die Nachtschichtarbeiten, die Frühschichtarbei-
ten, die Spätschichtarbeiten, die Wochenendar-
beiten. Für diese müssen wir unabhängig von 
der Frage der Ausweitung des Rechtsan-
spruchs eine eigene, flexible und kreative Lö-
sung finden, um sie in die Lage zu versetzen, 
jederzeit arbeiten und ihre Familie, sich und ihre 
Kinder, auch materiell versorgen zu können. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Überlegt man, wer das anbieten und machen 
kann, kommt man zu dem Schluss: Das könnte 

eine Chance für neue Träger oder für Träger, 
die sich diesem Feld explizit zuwenden, sein. 
Vorhin ist gesagt worden, die großen Träger ha-
ben sich das schon angesehen und gesagt, 
dass das schwierig für sie sein könnte. Ich 
könnte mir vorstellen, dass die Flexibilität, die 
Kreativität, die man braucht, eigene Träger her-
vorruft, die sagen: Wir machen so ein Angebot 
- das Angebot muss sich dann natürlich auch 
für den Träger und die dort Beschäftigten rech-
nen -, und wir schauen einmal, wie wir für die-
sen Personenkreis, für die Menschen, die wir in 
so sträflicher Weise wegen der Tatsache, dass 
sie alleinerziehend sind und Kinder haben, vom 
Arbeitsmarkt ausschließen, ein eigenes sinn-
volles und - am Ende muss es sich auch eini-
germaßen wirtschaftlich rechnen - ökonomisch 
vertretbares Angebot machen, dass sie ihre 
Kinder betreuen lassen. Das muss man sich 
dann anschauen. 
 
Gefragt worden ist: Kann das bei den Leuten zu 
Hause stattfinden? Kann man das zusammen-
fassen? Kann man Schlafplätze für Kinder 
schaffen, wenn es sich um die Nachtschichtzei-
ten dreht? Das sind sehr schwierige Fragen, 
weil pädagogische Fragen mit ökonomischen 
und organisatorischen Fragen gemeinsam dis-
kutiert werden müssen. Wir müssen sie lösen. 
Der Auftrag aber, der von diesen Debatten aus-
geht - auch von der morgigen Debatte, die sich 
mehr auf den Arbeitsmarkt konzentriert -, ist, 
dass wir solche Angebote wollen 
 
(Glocke) 
 
 
- Herr Präsident, ich komme zum Schluss! -, die 
in erster Linie für die alleinerziehenden Frauen 
und ihre Kinder passgenau, aber auch für po-
tenzielle Träger attraktiv sein müssen und die 
zumindest einen Großteil des Problems, das 
sich in den letzten Jahren herausgebildet hat, 
lösen müssen. Insofern wollen wir alle Anträge 
- die FDP hat einen Antrag vorgelegt, der wohl 
in der nächsten Sitzung beraten wird; vielleicht 
können wir ihn dann einfach mit in die Deputa-
tion überweisen - in der Deputation intensiv be-
raten und dann mit einem guten Ergebnis in die 
Bürgerschaft zurückkommen. - Vielen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Kohlrausch. 
 
Abg. Frau Kohlrausch (FDP): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wir haben erschreckende Zahlen 
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gehört. Ich brauche sie hier nicht zu wiederho-
len. Sie können einem nur Bauchschmerzen 
bereiten und schlaflose Nächte verursachen. 
Es ist richtig und wichtig, Alleinerziehende stär-
ker in den Blick zu nehmen - nicht nur bezogen 
auf die Bildungs- und Sozialpolitik, sondern 
auch auf die Arbeitsmarktpolitik.  
 
Viele Alleinerziehende befinden sich in einem 
Teufelskreis. Der Armutsfalle können sie nur 
durch Erwerbstätigkeit entkommen. Doch um 
zu arbeiten, muss zum einen ihre Qualifizierung 
für den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt gegeben 
sein - darüber werden wir im Landtag noch 
sprechen -, zum anderen muss die Kinderbe-
treuung sichergestellt sein. 
 
Meine Damen und Herren, diverse Maßnahmen 
sind notwendig, um die Situation Alleinerzie-
hender zu verbessern. Sie müssen wie Zahnrä-
der ineinandergreifen und aufeinander abge-
stimmt sein. Aus Sicht der FDP-Fraktion ist eine 
verlässliche Kinderbetreuung allerdings nicht 
nur für Alleinerziehende wichtig. Auch Paare 
sind auf verlässliche Betreuungsangebote an-
gewiesen, weil beide Elternteile arbeiten wollen 
oder müssen. Dazu gehören übrigens auch 
Ganztagsschulplätze in ausreichender Zahl. 
 
 
Die Möglichkeiten zur Vereinbarung von Fami-
lie und Beruf sind also generell zu verbessern. 
Das Modellprojekt Kita!Plus der Bundesregie-
rung will flexible Betreuungsangebote schaffen, 
die über übliche Kernzeiten hinausgehen. Die 
Senatorin für Kinder und Bildung sollte klären, 
warum man ausgerechnet in Bremen und bei 
dem aufgezeigten Bedarf an verlässlichen Kin-
derbetreuungsangeboten kein Interesse an die-
sem Programm hat. 
 
Dem Antrag der CDU, verlässliche Kinderbe-
treuungsplätze für Alleinerziehende bereitzu-
stellen und zu garantieren, stimmen wir grund-
sätzlich zu, bitten aber um getrennte Abstim-
mung bei den beiden Punkten. Einer Überwei-
sung stimmen wir selbstverständlich zu. 
 
Wir Freien Demokraten fordern, die Kinderbe-
treuungszeiten flexibel an die veränderten Le-
bensrealitäten der Eltern anzupassen. Bei voll 
berufstätigen Eltern, ob alleinerziehend oder 
nicht, sind starr festgeschriebene acht Stunden 
nicht ausreichend. 
 
Zu dem Antrag der Fraktion DIE LINKE sagen 
wir klar: Ein pauschaler Verzicht auf die Bedarf-
sprüfung bei alleinerziehenden Eltern spielt die 
Eltern gegeneinander aus. Ein Rechtsanspruch 

auf Nachmittagsbetreuung von Grundschulkin-
dern lässt sich aus unserer Sicht nicht finanzie-
ren. Bremen ist nun einmal ein Haushaltsnotla-
geland; Frau Ahrens hat das betont. Selbstver-
ständlich werden wir Freien Demokraten uns 
weiterhin für den stufenweisen Ausbau der 
Ganztagsschulen einsetzen. 
 
Eine Bundesratsinitiative mit dem Ziel, für El-
tern, die in Betrieben mit Schichtarbeit oder Ar-
beitszeiten außerhalb der Regelarbeitszeiten 
tätig sind, einen Anspruch auf kindgerechte 
Lage der Arbeitszeiten zu schaffen, halten wir 
für den falschen Ansatz. Wir Freien Demokaten 
sehen hier die Gefahr, dass Eltern bei Bewer-
bungsverfahren benachteiligt werden könnten. 
 
Aus diesen Gründen würden wir dem Antrag 
der LINKEN nicht zustimmen, aber natürlich ei-
ner Überweisung. 
 
Für die Sitzung im Mai haben wir als Freie De-
mokraten einen Antrag eingebracht, der das 
Thema der flexiblen Kinderbetreuung noch ein-
mal aufgreift. 
 
Mit dem Doppelhaushalt hat die rot-grüne Koa-
lition angekündigt, Schwerpunkte zu setzen und 
in Bildung und Kitas zu investieren. Wir Freien 
Demokraten fordern den Senat auf, sich endlich 
mit der vollen Aufmerksamkeit um diese Berei-
che zu kümmern. - Ich danke Ihnen! 
 
(Beifall FDP) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Ahrens. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Etwas weniger 
deregulierte Arbeitszeiten hätten auch zur 
Folge, dass man nicht so flexible Kinderbetreu-
ungszeiten bräuchte!) 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte die Gelegenheit nutzen, noch auf einige 
Punkte einzugehen. Ich glaube, in der Sache 
sind wir gar nicht weit auseinander, wenn ich 
mir die Punkte des Antrages anschaue, den DIE 
LINKE vorgelegt hat. Wir haben einen etwas 
anderen Fokus, ich habe das eben schon dar-
gestellt. Wir haben gesagt: Ein Rechtsanspruch 
auf dem Papier reicht mir nicht, ich will eine Um-
setzung haben. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Völlig klar!) 
 
Das bringt mich zu einem weiteren Thema, 
nämlich dem Ganztagsschulausbau, den sich 
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die Koalition auf die Fahnen geschrieben hat. 
Da haben Sie uns sofort an Ihrer Seite. Auch da 
sagen wir: „Selbstverständlich!“, aber das Wie 
ist die Frage. Das ist in Bremen absolut desolat. 
Wenn ich den Grundschulen im April oder im 
März per Vorladung mitteile, dass sie endlich 
Geld haben und zum 1. August als offene Ganz-
tagsschule an den Start gehen sollen, braucht 
man sich nicht zu wundern, wenn von vier 
Grundschulen, die informiert werden, drei sa-
gen: Sorry, Leute, aber das schaffe ich nicht! 
 
(Abg. Güngör [SPD]: Haben wir doch gar nicht 
gemacht!) 
 
Wenn man dieses Verfahren in der Zukunft auf 
die gleiche Art und Weise fortführt - das ist ge-
nau so erfolgt -, sage ich: Es tut mir leid, Sie 
machen mit politischen Rahmensetzungen, die 
Sie beeinflussen können, das, was Sie vorn auf-
bauen wollen, hinten wieder kaputt. - Das ist 
verbesserungsfähig. Das kostet nicht einmal 
mehr Geld. Es muss nur vernünftig umgesetzt 
werden. Das ist etwas, von dem wir als CDU 
sagen: Ändern Sie das! 
 
(Beifall CDU) 
 
Das kommt im Grundkontext dem, was DIE 
LINKE fordert, nämlich einem Rechtsanspruch, 
schon sehr nahe, wenn wir es in Verbindung mit 
dem Hortsystem betrachten, das wir derzeit ha-
ben und bei dem noch längere Zeit brauchen 
werden, weil wir gar nicht so viele Ganztags-
grundschulen ausbauen können. Aber wenn ich 
wenig Geld habe - in einem Haushaltsnotlage-
land habe ich wenig Geld -, dann muss ich doch 
- verdammt noch mal! - schauen, wie ich mit 
dem Geld umgehe und wie ich das sparsam 
und mit größtmöglichem Nutzen umsetze. So, 
wie ich das eben dargestellt habe, tue ich das 
nicht, sondern sorge dafür, dass Schulen das 
nicht hinbekommen. 
 
Ich möchte Ihnen noch einen zweiten Punkt mit 
auf den Weg geben. Auch der ist während der 
Haushaltsberatung von Frau Vogt und mir an-
gesprochen worden. Das ist die Aufnahmever-
ordnung. Sie wird in diesem Jahr zu Klagen füh-
ren, weil Berufstätigkeit überhaupt kein Aufnah-
mekriterium ist. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das habt ihr zu 
schnell und zu heiß gestrickt!) 
 
Genau, das ist mit heißer Nadel gestrickt wor-
den. Ich weiß auch, wer es gestrickt hat. Ich bin 
froh, dass da politisch überhaupt einmal Bewe-
gung hineinkam. Aber an dieser Stelle war es 

an diesem Punkt leider zu schnell gestrickt. Dort 
werden wir zu einer Veränderung kommen 
müssen, meine Damen und Herren! 
 
Ich muss an dieser Stelle auch sagen, dass wir 
hier nicht nur ein frauen- und gleichstellungspo-
litisches Problem haben, Herr Dr. Güldner. Das 
Problem ist, dass wir ein umfassendes sozial-
politisches Problem haben. Wir werden Kinder, 
die sich in diesen Armutslagen befinden - das 
sind vielfach die Kinder Alleinerziehender in 
Bremen -, von einer Teilhabe ausschließen, 
ihnen damit Teilhabechancen nehmen, ihnen 
damit schon den Weg in die Armut vorprogram-
mieren, weil die Teilhabegerechtigkeit durch 
staatliche Strukturen, die nicht vorhanden sind, 
nicht ausgeglichen werden kann. Das sorgt da-
für, dass wir gleich die nächste Generation her-
anziehen, die sich in ähnlichen schwierigen 
Verhältnissen wiederfinden wird wie ihre Eltern. 
Das werfe ich Ihnen vor, meine Damen und 
Herren! Das kann man politisch durchbrechen. 
Dann tun wir es doch bitte auch! 
 
Hier wird gesagt, die Arbeitsmärkte seien woan-
ders anders. Herr Dr. Güldner, damit haben Sie 
recht. Der Arbeitsmarkt in den neuen Bundes-
ländern ist ein anderer als beispielsweise in 
Bayern. Aber ich stelle fest - ich bitte Sie, zuzu-
hören -, dass es der Arbeitsmarkt in den neuen 
Bundesländern, der unserem relativ ähnlich ist, 
weil die Kinderbetreuungsmöglichkeiten we-
sentlich besser sind, ganz anders schafft, Al-
leinerziehende vernünftig aufzufangen. 
Schauen Sie sich die neuen Bundesländer an! 
Jedes dieser Bundesländer schafft es besser 
als wir hier in Bremen. Lassen Sie uns doch ein-
mal von ihnen lernen, meine Damen und Her-
ren! 
 
(Beifall CDU) 
 
Wenn Sie eine wissenschaftliche Evaluierung 
dazu brauchen, empfehle ich das Gutachten 
vom IAW, das René Böhme und Rolf Prigge, 
seines Zeichens auch Sozialdemokrat, gerade 
auf den Weg gebracht haben. Darin steht alles 
noch einmal in harten Zahlen, inklusive Ver-
gleich mit den ganzen Ländern. Dann haben 
Sie das, brauchen nicht noch großartig zu su-
chen und können umsetzen! 
 
Sie haben völlig recht, Tagesmütter in Bremen 
werden viel zu schlecht bezahlt. Ich fordere seit 
Jahren entsprechende Bezahlung. Dabei ha-
ben Sie mich sofort an Ihrer Seite. Wir brauchen 
- 
 
(Glocke) 
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ich komme gleich zum Schluss! -, wenn wir eine 
vernünftige Betreuung der Randzeiten haben 
wollen, ein Konzept. Wir brauchen auch die Ta-
gesmütter. Das setzt im zweiten Schritt mehr 
Geld für Tagesmütter voraus, damit sie ein sol-
ches Angebot überhaupt machen. 
 
Ich erwarte zunächst einen Kassensturz: Was 
gibt es im Moment an Strukturen? 
 
(Glocke) 
 
 
Ich komme zum Schluss, letzter Satz! - Wir 
brauchen eine Veränderung, wie Eltern das, 
ohne dass sie sich alles selbst heraussuchen 
müssen, hinbekommen. Das ist etwas, was 
dringend nachgearbeitet gehört. Ich freue mich 
auf die Debatten in der Deputation zu dem 
Thema. - Danke schön! 
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Bernhard.  
 
Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich würde gern noch auf drei 
Punkte eingehen. Ja, es ist schön, dass ange-
sprochen wird, dass es ein frauen- und gleich-
stellungspolitisches Thema ist. Es ist, ehrlich 
gesagt, auch ein wenig einfach, es in diese 
Ecke zu stellen. Es ist natürlich auch ein sozial-
politisches Thema. 
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Genau! Es ist auch 
ein rentenpolitisches!) 
 
Wären 90 Prozent der Männer alleinerziehend, 
sähe es anders aus. - Das ist eine Hypothese. 
 
(Beifall DIE LINKE, CDU) 
 
Davon gehe ich aus. Wir hängen immer noch 
an der traditionellen Arbeitsverteilung. Das wis-
sen wir doch! 
 
 
Ich möchte auf die Bedarfsprüfung eingehen. 
Unsere Betreuungsplätze sind ein knappes 
Gut, das stimmt. Ich möchte auch auf den As-
pekt hinweisen, dass es einen Bildungsaspekt 
gibt. Ich kann mich noch daran erinnern: Als wir 
den sozialpolitischen Rahmenplan für die Kitas 
entworfen haben, war Frank Pietrzok noch so-
zialpolitischer Sprecher bei der SPD. Die Aus-
einandersetzung habe ich als Elternsprecherin 
für KiTa Bremen live mitbekommen. Das ist ein 

Anspruch, der richtig ist, und zwar für alle Kin-
der. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Man darf nicht sagen, man muss es nach einer 
bestimmten Prioritätenliste machen. Wenn aber 
die Prioritätenliste so funktioniert, können wir 
uns gern darüber unterhalten, wie eine Bedarf-
sprüfung ausgestaltet werden soll. Dass es so 
wie momentan nicht geht und das für die Allein-
erziehenden ein echter Hemmschuh ist, ist 
doch wohl unbestritten. 
 
Zur Tagespflege! Ich habe mir einmal die Sätze 
angesehen. Ich gebe zu, ich stehe aktuell nicht 
darin. Aber da quietscht einem die Seele, wenn 
man sieht, was Tagesmütter erhalten. 
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Ja!) 
 
Das ist ein Riesenproblem. Ich kann auch ver-
stehen - das ist eines der beiden Systeme, die 
existieren -, dass die Kitas natürlich nicht mor-
gens um 05.30 Uhr öffnen und bis Mitternacht 
geöffnet haben. Dafür müssen wir andere Mög-
lichkeiten finden. Das ist auch richtig. 
 
Berlin hat das mit paula panke e. V. versucht. 
Ich weiß nicht, ob das hier ein Begriff ist. Da gab 
es einen Pool, der abgerufen werden konnte. 
Diese Personen sind jeweils nach Hause ge-
kommen. Es wäre gut, auch hier so etwas zur 
Verfügung zu stellen. Diese Ressource gab es 
übrigens, als wir noch die Bundesprogramme 
hatten. Es gab sie nicht in großem Maße, aber 
sie war vorhanden. Sie wurde dringend ge-
braucht. 
 
Zu den Deputationsvorlagen und dem Gender-
Aspekt! Ich fände es interessant, das zusam-
men zu beraten. Schade, dass Senator Dr. 
Lohse nicht mehr da ist. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Er kommt gleich wieder!) 
 
Was wir inzwischen bauen, ohne Rücksicht da-
rauf zu nehmen, was Kinderbetreuung und Kita-
Plätze anbelangt! Ich finde, das ist eine interes-
sante Lösung. Wenn wir so etwas wie Mühlen-
viertel und Co. ansehen, stellen wir fest: Dort ist 
von Anfang an keine Kita eingepreist. Wir müs-
sen in der Planung und Entwicklung viel stärker 
mitdenken: Wo kommt das hin? Es passiert. Bei 
einigen Planungen ist das durchaus einbezo-
gen worden; das ist richtig. Aber wir haben es 
nicht toujours. Wir sind eine wachsende Stadt. 
Das bedeutet - darauf wird immer rekurriert -: 
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Wir müssen die entsprechende Perspektive für 
Kinder und Jugendliche mit darin haben. Das ist 
etwas, das hier auch hineingehört. 
 
Ein letzter Satz! Zur Arbeitszeitverkürzung! Ich 
wäre ein totaler Fan davon - 30 Stunden für alle! 
-, wenn wir das hinbekommen würden. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es gibt entsprechende Initiativen, die wir von 
der LINKEN immer unterstützen. Dass wir Ar-
beitszeiten haben, von denen wir finden, dass 
die einen praktisch unter Überstunden zusam-
menbrechen und die anderen gar keinen Job 
haben, weist darauf hin, dass die Arbeit völlig 
falsch verteilt ist. 
 
(Abg. Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Aber die Schichtarbeit nicht!) 
 
Aber das ist eine andere Debatte. Bis Donners-
tag! - Danke! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Frau Senatorin Dr. Bogedan. 
 
Senatorin Dr. Bogedan*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
will zunächst einmal sagen, dass ich mich freue, 
heute so ein wichtiges Thema zu diskutieren. 
Wir haben die Situation, dass wir gesellschaftli-
che Verhältnisse brauchen, Institutionen, die 
dem echten Leben folgen und nicht irgendwel-
chen tradierten Vorstellungen von Familienpoli-
tik. Liebe Frau Ahrens, ich glaube, dass gerade 
die CDU im Bund in den letzten Jahren massiv 
dazu beigetragen hat, dass wir in der Debatte 
insbesondere um die Situation von Alleinerzie-
henden, aber auch über den Ausbau der Kin-
dertagesbetreuung in Deutschland immer noch 
nicht so weit vorangeschritten sind, wie wir es 
eigentlich hätten sein können. Im Vergleich zu 
unseren Nachbarländern hängen wir bei der 
Kindertagesbetreuung immer noch deutlich zu-
rück. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Sandra, pass auf, 
du bist schuld, dass das im Bund nicht klappt!) 
 
Sie selbst haben auf die Lage in Ostdeutsch-
land hingewiesen. Deutlich erkennbar ist, dass 
dort ein anderes Leitbild über Jahrzehnte für 
den Ausbau der Kindertagesbetreuung vorhan-
den gewesen ist. Wir müssen uns hier bewe-
gen. Bremen befindet sich in Bewegung. 
 

Ich will auf die Alleinerziehenden zurückkom-
men. Wir haben eben schon gehört: Es ist ein 
familienpolitisches Thema, es ist ein sozialpoli-
tisches Thema, es ist ein gleichstellungspoliti-
sches Thema, und es ist auch ein bildungspoli-
tisches Thema, aber vor allem ist es ein Thema 
für diejenigen, die diese Herausforderung tag-
täglich zu wuppen haben. Das sind in Bremen 
nicht gerade wenige Personen. Frauen und 
Männer, die allein mit ihren Kindern zusammen-
leben, stellen einen erheblichen Anteil an den 
Familien mit Kindern in Bremen dar. Mittlerweile 
sind es in Bremen fast 28 Prozent der Familien. 
 
Rund ein Drittel der Alleinerziehenden hier in 
Bremen leben sogar mit zwei oder mehr Kin-
dern zusammen. Das macht die Herausforde-
rung nicht geringer. Genau deshalb möchte ich 
die Perspektive dieser Alleinerziehenden in den 
Mittelpunkt rücken. Denn jede Familie, die Kin-
dererziehung und Berufstätigkeit unter einen 
Hut bringen muss, weiß, dass dies mit vielen or-
ganisatorischen Herausforderungen verbunden 
ist, selbst wenn man sich die familiären Aufga-
ben mit seinem Lebenspartner teilen kann. Des-
halb ist es so wichtig, dass wir für alleinerzie-
hende Mütter und Väter gute Unterstützungsbe-
dingungen schaffen, umso mehr - das ist hier 
eben schon deutlich geworden -, weil wir wis-
sen, dass Alleinerziehende in besonders ho-
hem Maße von Armut betroffen sind. 
 
 
Der hohe Anteil an Alleinerziehenden mit Ar-
mutsrisiko liegt - das haben wir eben auch 
schon gehört - eben nicht nur an der Kinderta-
gesbetreuung, sondern ganz massiv auch da-
ran, dass es vielfach Menschen sind, die keine 
abgeschlossene Berufsausbildung haben und 
deren Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt des-
halb ohnehin schlechter sind. Das heißt, wir 
müssen uns in Bremen - ich denke, die Debat-
ten in der Stadtbürgerschaft und dann im Land-
tag machen es deutlich - der Fragestellung von 
zwei Enden nähern. Wir brauchen eine arbeits-
markt- und eine gesellschaftspolitische Debatte 
über Arbeitszeitfragen und die Frage: Wie fami-
lienfreundlich soll unsere Arbeitswelt sein, wie 
familienfreundlich soll Bremen sein? Wir brau-
chen ferner eine Debatte über die Frage: Wie 
können wir in Bremen eine ausreichende Kin-
dertagesbetreuung zur Verfügung stellen, damit 
Alleinerziehende ein verlässliches Angebot vor-
finden können? 
 
(Beifall SPD - Abg. Frau Ahrens [CDU]: Wie 
schafft Bildung es, sie zu einem Schulabschluss 
zu bringen? Dafür ist Ihr Haus zuständig, oder?) 
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Ja, aber die Frage, ob Alleinerziehende - ich 
gehe einmal direkt auf den Zwischenruf ein - ei-
nen Berufsabschluss erzielen, ist nicht eine bil-
dungspolitische Frage, sondern das ist eine 
strukturpolitische Frage, 
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Mir geht es erst ein-
mal um den Schulabschluss!) 
 
die daran hängt. Bremen hat in den letzten Jah-
ren gezeigt, dass wir das verstanden haben. 
Bremen ist bundesweit Vorbild und Vorreiter, 
Möglichkeiten für die Teilzeitausbildung zu 
schaffen. Wir wissen, dass es eben diese Art 
von Rahmenbedingungen sind, die dazu füh-
ren, dass die jungen Frauen - sie sind es leider 
häufig - es nicht schaffen, einen Berufsab-
schluss zu erreichen, weil sich häufig die Ge-
burt des Kindes mit der Berufsausbildung über-
schneidet. Das ist ein Riesenspannungsfeld, 
insbesondere, wenn man noch besonders jung 
ist. Wir wollen das ändern. 
 
 
Wir können uns damit nicht zufrieden geben. 
Wenn wir die gesellschaftliche Teilhabe der 
Menschen erhöhen, die abhängig von Transfer-
leistungen sind, müssen wir auch im Bereich 
der Kindertagesbetreuung etwas tun. Dann 
müssen wir insbesondere etwas für Kinder in 
Einelternfamilien tun, damit wir die genannte Ar-
mutsspirale endlich durchbrechen können. 
 
(Abg. Frau Ahrens [CDU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage. - Glocke) 
 
Präsident Weber: Frau Senatorin, gestatten 
Sie eine Frage der Frau Abgeordneten Ahrens? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Ich habe heute schon 
ganz viele Fragen beantwortet. Dann - 
 
Präsident Weber: Kommt es dann noch auf 
eine weitere Frage an? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Dann beantworte ich 
noch eine! 
 
 
Abg. Frau Ahrens (CDU): Frau Senatorin, mir 
geht es um die 647 Alleinerziehenden, von de-
nen die Arbeitnehmerkammer, Frau Dr. 
Schröder, festgestellt hat, dass sie noch nicht 
einmal einen Schulabschluss haben. Ich denke, 
das ist in der Bildungsdeputation gut aufgeho-
ben, weil es genau um diese geht. 
 
Präsident Weber: Aber jetzt bitte die Frage, 
Frau Kollegin! 

Abg. Frau Ahrens (CDU): Frage: Haben Sie 
auch in diesem Bereich weitere Verbesserun-
gen vor? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Das ist ganz leicht zu 
beantworten. Natürlich wollen wir die Quote 
derjenigen, die unsere Schulen ohne Schulab-
schluss verlassen, deutlich senken. Wir haben 
in diesem Schuljahr schon kleine Fortschritte 
erreicht. Wenn wir künftig in dem Maße mit ei-
nem höheren Tempo fortschreiten, ist klar: Wir 
haben das als Problemlage erkannt, wir haben 
Maßnahmen ergriffen, und wir können heute 
eben mehr junge Menschen zu einem Schulab-
schluss führen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen - Abg. 
Bensch [CDU]: Jetzt ist alles gut!) 
 
Ich komme zur Ausgangslage zurück. Wir reden 
hier über die Alleinerziehenden und die Frage, 
inwieweit verlässliche Kindertagesbetreuungs-
angebote Alleinerziehende bei der Vereinbar-
keit von Berufstätigkeit und Familienpflichten 
unterstützen können. 
 
Eltern müssen sich darauf verlassen können, 
dass ihre Kinder im Rahmen der Tagesbetreu-
ung qualitativ hochwertige Betreuungs-, Erzie-
hungs- und Bildungsangebote vorfinden. Dafür 
gibt es in Bremen einen Rechtsanspruch. Die-
ser Rechtsanspruch nach dem Bremischen 
Aufnahmeortsgesetz sieht 20 Wochenstunden 
für Kinder ab einem Jahr und sechs Stunden 
täglich für Kinder ab drei Jahren vor. Wir erle-
ben derzeit aber einen Trend zu längeren Be-
treuungszeiten. Das heißt, Eltern fragen län-
gere Betreuungszeiten, in der Regel sieben bis 
acht Stunden, nach. Wir haben uns deshalb ak-
tuell dafür entschieden, den Trägern die Auf-
nahme in diesem größeren Umfang zu ermögli-
chen - trotz der erheblichen Mehraufwendun-
gen, die das dann mit sich bringt. Davon profi-
tieren eben auch Alleinerziehende. 
 
Das Bremische Aufnahmeortsgesetz - ich habe 
es bereits gesagt - sichert bereits heute die 
Rechtsgrundlagen dafür, dass auch Alleinerzie-
hende gleichberechtigten Zugang zu den Ein-
richtungen der Kindertagesbetreuung haben. 
Denn anders, als es eben dargestellt worden 
ist, ist es eben nicht so, dass man erst einen 
Arbeitsvertrag vorlegen muss, bevor man An-
spruch auf einen Kinderbetreuungsplatz hat, 
sondern das Bremische Aufnahmeortsgesetz 
regelt ganz eindeutig, dass die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit, die Arbeitsuche, die Teil-
nahme an einer beruflichen Maßnahme, Schul- 
oder Hochschulausbildung Anlässe und 
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Gründe für die Unterstützung durch eine Kin-
dertagesbetreuungseinrichtung sind. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE] meldet sich zu ei-
ner Zwischenfrage. - Glocke) 
 
Präsident Weber: Frau Senatorin, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Vogt? 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Machen wir weiter mit 
den Fragen! Ich bin heute im Fragemodus. 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Frau Senatorin, 
ist Ihnen, als Sie das Amt übernommen haben, 
mitgeteilt worden, dass die Sozialsenatorin vor 
zwei Jahren, am 7. Mai 2014, im Rathaus beim 
Bündnis für sozialen Zusammenhalt zugesagt 
hat, zügig zu prüfen, dass die Bedarfsprüfung 
abgeschafft wird, weil sie nämlich im Sinne ei-
ner aufholenden Entwicklung in einem Stadtteil 
total kontraproduktiv ist, und zwar nicht nur für 
Alleinerziehende, und dass das ein Punkt in der 
letzten Legislaturperiode war, der dann leider 
nicht umgesetzt worden ist, weil das Kita-Auf-
nahmeortsgesetz nicht entsprechend geändert 
worden ist? Wussten Sie das? 
 
 
Senatorin Dr. Bogedan: Die Debatte hält ja 
weiter an. Die Frage ist ja nicht gelöst. Wir brau-
chen erst einmal ausreichende Kindertagesbe-
treuungsplätze, um dann sagen zu können, 
dass wir keine Bedarfsprüfung machen müs-
sen. Solange wir nicht ausreichend Kinderta-
gesbetreuungsplätze haben, müssen wir Priori-
täten setzen. Ich habe auch den Antrag Ihrer 
Fraktion so verstanden, dass eine genaue Prio-
risierung gewünscht ist, dass wir fragen: Wel-
che Menschen haben einen besonderen An-
spruch darauf, Betreuung zu erhalten? 
 
 
Ich komme nachher noch einmal zu der nach-
holenden Entwicklung. Das ist ein ganz zentra-
ler Punkt, der die Frage der sozialen Gerechtig-
keit betrifft. Das ist in dem Rahmen, wie wir uns 
aufstellen wollen, weiterhin das große Ziel. Ver-
lässlichkeit bedeutet deshalb für uns auch, dass 
Verlässlichkeit auch für diejenigen in den Stadt-
teilen gegeben ist, in denen es etwas schwieri-
ger ist und wo sich Eltern vielleicht leichter in 
ihre eigenen vier Wände zurückziehen und 
nicht den Zugang zum Arbeitsmarkt in der Form 
schaffen, in der wir uns das wünschen. Das ist 
eine ganz erhebliche Frage, wenn wir faire und 
bessere Bedingungen auch für die Alleinerzie-
henden schaffen wollen. 
 

Ich komme zum Betreuungsumfang zurück. Ich 
habe eben gesagt: Eltern fragen längere Be-
treuungszeiten nach. Wir haben dieses Signal 
verstanden. Wir unterstützen Eltern dabei, 
diese längeren Betreuungszeiten zu realisieren, 
denn unsere Priorität liegt darauf, in Bremen 
eine verlässliche Kindertagesbetreuung zu 
schaffen. 
 
Einen gesonderten Rechtsanspruch für Allein-
erziehende, wie er gefordert wurde, halte ich al-
lerdings für kontraproduktiv. Ich glaube sogar, 
dass er Fehlanreize setzen würde. Ich denke, 
das ist das falsche Instrument, um zur Lösung 
der Probleme zu kommen. Statt eine abstrakte 
Diskussion über den Umfang des Rechtsan-
spruchs und der Möglichkeiten, Alleinerzie-
hende besonders zu stellen, brauchen wir eine 
Diskussion darüber, wie insgesamt Netzwerke, 
wie insgesamt Gesellschaftspolitik mit aufei-
nander abgestimmten Unterstützungsangebo-
ten funktionieren kann. Dabei ist die Sicherung 
der Kinderbetreuung mit einem hohen qualitati-
ven Anspruch ein Baustein, aber eben nicht der 
alleinige. 
 
Abstimmungsprozesse wie im Rahmen des 
Perspektiven-Workshops zur Unterstützung für 
Alleinerziehende, der vom Senator für Arbeit in 
der letzten Woche koordiniert wurde, weisen 
meines Erachtens in die richtige Richtung. 
Diese Pfade müssen wir intensivieren. Dort 
müssen wir weiter voranschreiten. 
 
Ich habe es eben schon gesagt: Aus meiner 
Sicht brauchen wir eine gesamtgesellschaftli-
che Debatte über familienfreundliche Arbeits-
zeiten, denn auch für nicht alleinerziehende Fa-
milien wird der Spagat zwischen Berufstätigkeit 
und den Anforderungen einer immer flexibler 
werdenden Arbeitswelt und dem Wunsch, für 
ndie Familie da zu sein und Zeit mit der Familie 
zu verbringen, immer größer. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das schließt natürlich nicht aus, dass wir neue 
und innovative Modelle der Kindertagesbetreu-
ung benötigen. Die Diskussion um die Flexibili-
sierung von Kita-Öffnungszeiten ist auf der 
Fachebene bereits geführt worden. Hier hat es 
erste Schritte zur Entwicklung eines Konzeptes 
und von Modellen von Kitas mit flexiblen Öff-
nungszeiten vor dem Hintergrund von Qualität 
und Struktur der Angebote Kindeswohl und 
Ressourcen auf der Ebene der AG nach Para-
graf 78 SGB VIII gegeben. Ich finde, wir sollten 
diese Debatte in der Deputation weiterführen. 
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Wenn Eltern also einen nachgewiesenen Be-
darf nach Betreuungszeiten außerhalb des Zeit-
fensters von 07.00 bis 17.00 Uhr haben, ist dies 
in der Regel nicht im Rahmen der regulären 
Kindertagesbetreuung, sondern über individu-
elle Vereinbarungen mit Tagespflegepersonen 
zu regeln. 
 
Wir wissen gerade auch aus überregionalen, 
bundesweiten Statistiken, dass es insbeson-
dere die Alleinerziehenden sind, die sich im Be-
reich der U-3-Betreuung gerne auf Tagespfle-
gepersonen zurückziehen. Auch hier haben wir, 
um die Verlässlichkeit in diesem Bereich zu 
stärken, Maßnahmen ergriffen. Zusammen mit 
PiB wird ein Vertretungspool aufgebaut, der im 
Fall von Krankheit dafür sorgt, dass, wenn die 
Tagesmutter ausfällt, eben nicht gleich die 
ganze Kindertagesbetreuung ausfällt. Auch das 
ist ein wichtiger Baustein, um Verlässlichkeit in 
der Kindertagesbetreuung zu sichern, denn der 
Ausbau der Kindertagesbetreuung darf nicht 
zulasten der Qualität gehen. 
 
Hinzu kommt - dies wurde ebenfalls angespro-
chen -, dass der Ausbau des Ganztagsangebo-
tes auch über die Kindertagesbetreuung hinaus 
unser politisches Kernziel bleibt. Dass die An-
strengungen mit erheblichen Mittelbedarfen 
einhergehen, brauche ich hier nicht noch einmal 
extra zu erwähnen. Wir haben Teilzeitschulen. 
Wir haben eine völlig andere Aufstellung als un-
sere europäischen Nachbarn in diesem Be-
reich. Deshalb müssen wir unsere Schulen 
auch räumlich erst in erheblichem Maße ertüch-
tigen, um diese Ganztagsangebote vorhalten 
zu können. In diesem Sinne sind wir noch relativ 
weit von einem Rechtsanspruch im Ganztags-
bereich entfernt. Ich möchte dies aber gern als 
Zielvision mit Ihnen teilen. 
 
Gleichwohl gilt auch hier, dass wir die gesell-
schaftlichen Veränderungsprozesse in den 
Blick nehmen müssen, und wir sehen: Eltern 
fragen immer mehr die Ganztagsbetreuung 
nach und fordern Nachmittagsangebote und 
längere Betreuungszeiten. 
 
Wir müssen uns auch dem Mentalitätswandel 
stellen, denn heute ist es längst nicht mehr so, 
dass Mütter zu Hause bleiben wollen, um ihre 
Kinder zu erziehen, sondern sie wollen gleich-
berechtigt am Erwerbsleben teilnehmen. Wir 
sehen dies in einer früheren Inanspruchnahme 
von Kinderbetreuungseinrichtungen, und auch 
hier müssen wir reagieren. Wir müssen unsere 
Ausbauanstrengungen weiter forcieren. Wir 
brauchen zusätzliche Anstrengungen, die nicht 

zulasten einer von uns gewünschten aufholen-
den und nachholenden Entwicklung in den be-
nachteiligten Stadtteilen gehen dürfen. Denn für 
uns ist das Kernziel Verlässlichkeit vor Flexibili-
tät, und unter den Bedingungen begrenzter öf-
fentlicher Mittel sind Priorisierungen notwendig. 
 
Mit dem Ziel eines quantitativen Ausbaues bei 
hoher Qualität der Betreuung hat die Sicherstel-
lung der verlässlichen Betreuung oberste Prio-
rität, auch im Interesse der Alleinerziehenden, 
denn eine verlässliche Kinderbetreuung ist aus 
unserer Sicht in doppelter Weise der beste 
Schutz vor Armut. Er ermöglicht die Erwerbsteil-
habe der Eltern sowie Bildungs- und Teilha-
bechancen für die Kinder, und auf diese kommt 
es schließlich an. - Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung.  
 
Ich lasse zuerst über den Antrag der Fraktion 
der CDU mit der Drucksachennummer 19/117 
S abstimmen.  
 
Hierzu ist die Überweisung zur Beratung und 
Berichterstattung an die städtische Deputation 
für Kinder und Bildung beantragt worden.  
 
Wer dieser Überweisung seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich nun um das Handzei-
chen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft überweist 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
Ich lasse nun über den Antrag der Fraktion DIE 
LINKE abstimmen. 
 
Auch hier ist Überweisung zur Beratung und 
Berichterstattung an die städtische Deputation 
für Kinder und Bildung vorgesehen.  
 
Wer dieser Überweisung seine Zustimmung ge-
ben will, den bitte ich ebenfalls um das Hand-
zeichen! 
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Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Auch hier stelle ich fest, die Stadtbürgerschaft 
überweist entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Trinkwassergewinnungsgebiet in Vegesack 
als Schutzgebiet prüfen 
Antrag der Fraktionen von Bündnis 90/Die 
Grünen und der SPD 
vom 8. März 2016 
(Drucksache 19/119 S) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr. 
Lohse. 
 
Die Beratung ist eröffnet.  
 
Ich erteile das Wort der Abgeordneten Frau Dr. 
Schaefer. 
 
Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Trinkwasser ist das wichtigste Lebensmit-
tel, und sauberes Wasser ist ein Grundrecht. 
Vielen Menschen auf der Welt ist der Zugang zu 
sauberem Trinkwasser verwehrt. Wir in Bremen 
haben eine exzellente Qualität, was das Trink-
wasser betrifft. Wir sind daran gewöhnt, und 
das soll auch zukünftig gewährleistet werden. 
Zum Teil ist unser Bremer Trinkwasser auch 
sehr viel besser als Mineralwasser aus dem Su-
permarkt. Wir haben aber auch eine Daseins-
vorsorgepflicht. Wir sind dafür verantwortlich, 
dass die Bürgerinnen und Bürger genügend 
Trinkwasser bekommen. 
 
Woher kommt unser Trinkwasser? 85 Prozent 
des bremischen Trinkwassers, das hier aus den 
Wasserhähnen fließt, kommt aus dem nieder-
sächsischen Umland, maßgeblich aus der Rot-
henburger Rinne, und vor allem auch aus dem 
Gebiet rund um den Panzenberg in Verden. Ich 
habe kürzlich bei einem Fachgespräch gelernt - 
mir war das vorher nicht klar -, dass das Was-
ser, das bei uns aus dem Wasserhahn fließt, 
8 000 Jahre alt ist. Ich habe seitdem noch mehr 
Ehrfurcht davor, und ich finde es auch gut - man 
sollte es heute einmal erwähnen -, dass Bre-
men Weltmeister im Wassersparen ist. Wir ha-
ben erkannt, dass Trinkwasser ist ein sehr kost-
bares Gut ist, und es ist auch gut so, dass wir 
sehr ambitioniert Wasser sparen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Wenn man sich anschaut, wie es dort mit der 
Umwelt aussieht, wo gerade für Bremen jahre-
lang Trinkwasser gefördert worden ist, so zei-
gen Umweltgutachten, dass es gravierende 
Auswirkungen auf die Umwelt gibt. So hat sich 
zum Beispiel der Grundwasserspiegel in dem 
gesamten Gebiet rund um Verden um neun Me-
ter gesenkt, und Moore fallen trocken, einmal 
abgesehen davon, dass direkt neben den Trink-
wasserfördergebieten auch konventionelle Erd-
gasförderung betrieben wird - mit allen Umwelt-
risiken, die damit einhergehen. 
 
Vor welcher Situation stehen wir jetzt? 2018 
läuft die Genehmigung zur Förderung des 
Trinkwassers, das wir jetzt importieren, aus, 
und ich finde, dass wir in Bremen, die wir Trink-
wasser importieren, auch eine Verantwortung 
für die Bereiche haben, in denen Trinkwasser 
gefördert wird. Uns kann es nicht egal sein, 
wenn dort unser Wasser für den täglichen Be-
darf auf Kosten der Umwelt gefördert wird. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Daher finde ich es richtig, im Rahmen einer Al-
ternativenprüfung nach weiteren Quellen für 
Trinkwasser für den Bremer Bedarf zu suchen. 
Wir haben gelernt, dass zum Beispiel Delmen-
horst sehr viel mehr Trinkwasser produziert, als 
es abnimmt. Wir haben das jetzt auch aus Bre-
merhaven erfahren. So stellt man fest, dass 
rund um Bremen nicht das Gebiet um Verden 
und Panzenberg die einzige Quelle sein muss. 
Es gibt auch andere mögliche Trinkwasserquel-
len für Bremen. Das muss man jetzt einfach ein-
mal ganz sauber hydrogeologisch, aber auch 
wirtschaftlich prüfen. 
 
(Vizepräsidentin Dogan übernimmt den Vor-
sitz.) 
 
Ich finde aber vor allem, wir haben die Aufgabe, 
unsere eigenen Quellen zu schützen. Das for-
dert im Übrigen auch die Europäische Wasser-
rahmenrichtlinie. In Bremen wird derzeit noch in 
Vegesack und Blumenthal Trinkwasser geför-
dert. Daher war es vollkommen richtig, das 
Trinkwasserfördergebiet in Blumenthal unter 
Schutz zu stellen beziehungsweise auszuwei-
ten. Wir Grüne finden es richtig, dass das Ge-
biet in Vegesack, in dem derzeit Trinkwasser 
gefördert wird, das dann nach Blumenthal wei-
tergeleitet wird, unter Schutz gestellt werden 
soll. Wir wollen, dass auch zukünftig das Trink-
wasser in Vegesack, auch wenn es nur wenige 
Prozent des gesamten bremischen Bedarfs 
deckt, nachhaltig vor Schadstoffen sowie Nit-
rateinträgen geschützt wird. 
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Wir haben in der Umweltdeputation einen Be-
richt über den ökologischen Zustand der bremi-
schen Gewässer bekommen, sowohl der Ober-
flächengewässer als auch der Grundwasser, 
und was auffällt, obwohl wir in Bremen eine ex-
tensive Landwirtschaft haben, ist, dass wir 
durch die Einträge der Landwirtschaft aus dem 
niedersächsischen Umland selbst hier erhöhte 
Nitratwerte im Grundwasser haben. 
 
Wir sind deshalb überzeugt, dass wir schauen 
müssen: Wie können wir unsere Trinkwasser-
fördergebiete zukünftig vor Schadstoffeinträgen 
schützen? Aus diesem Grund fordern wir eine 
Prüfung. Es gibt ein ansässiges Gewerbe. 
Wenn man sich das Gebiet anschaut, stellt man 
fest, es ist eine riesige, eingezäunte Grünflä-
che. Darauf befindet sich ein Gewerbe. Wir sind 
überzeugt, dass es daraus keine negativen 
Auswirkungen gibt. Wir haben mit den Gewer-
betreibenden gesprochen. Sie konnten nicht bi-
lanzieren, ob es Auswirkungen gibt. Man ist im 
Gespräch. Ich finde es trotzdem richtig, jetzt zu 
prüfen, in welchem Umfang ein solches Trink-
wasserschutzgebiet eingerichtet werden kann 
und ob es andere Alternativen als die bisheri-
gen Förderquellen im niedersächsischen Um-
land gibt. 
 
(Glocke)  
 
Letzter Satz! - Die Nutzung von Weserwasser 
ist nicht wirklich eine Alternative. Uferfiltrat hat 
meist eine sehr viel schlechtere Qualität. Aus 
diesem Grund wollen wir uns dafür einsetzen, 
unsere eigenen Quellen, die gute Qualität von 
Grund- und Trinkwasser, besser zu schützen. - 
Herzlichen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Crueger. 
 
Abg. Crueger (SPD): Frau Präsidentin, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es ist eine 
zweimal Fünfminutendebatte, wenn ich es rich-
tig im Kopf habe. Das heißt, wenn gleich noch 
Entgegnungen der Opposition kommen, kann 
ich darauf erwidern. Das ist immer ganz gut und 
wichtig. Deshalb möchte ich es an dieser Stelle 
einigermaßen kurz machen und sagen: Natür-
lich ist klar, dass gesundes Trinkwasser für eine 
Gemeinde, erst recht für eine Stadtgemeinde 
mit viel Industrie - das ist Bremen ja, und darauf 
sind wir auch stolz - immer ein Thema ist. 
 

Ich selbst komme aus dem schönen Stadtteil 
Hemelingen. Dort haben wir mit der vielen In-
dustrie, die wir immer hatten, und dem Trink-
wasserproblem, das von ihr bis heute verur-
sacht wird, genügend Erfahrungen, und die 
Frage, an welchen Stellen sich welche Einträge 
im Erdreich befinden, die grundsätzlich das 
Trinkwasser immer noch gefährden können, ist 
eine sehr ernste. Das muss man auf der einen 
Seite festhalten. Auf der anderen Seite haben 
wir natürlich ein Interesse daran, wenn wir ein 
Trinkwasserschutzgebiet ausweisen, nicht - 
auch das hat Dr. Maike Schaefer schon ange-
sprochen - die örtlichen Gewerbetreibenden in 
Schwierigkeiten zu bringen, sondern eine Lö-
sung zu finden, die - klassisches Nachhaltig-
keitsdreieck, ich zitiere es immer wieder gern: 
der Ausgleich zwischen Ökologie, Ökonomie 
und Sozialem - sowohl die Interessen der Ge-
werbetreibenden als auch unser aller Interes-
sen als Konsumenten von frischem, sauberem 
Trinkwasser in Einklang bringt. 
 
Um dafür eine Lösung zu finden, die die Gren-
zen des Trinkwasserschutzgebietes entspre-
chend scharf ausweist, haben wir gesagt: Bevor 
wir selbst mit einem dicken Kugelschreiber ir-
gendwo auf einer Landkarte herummalen, ge-
ben wir es zur Prüfung in Auftrag und erwarten 
einen „sattelfesten“ Vorschlag, damit dieser 
dann hier politisch beschlossen werden kann. 
 
Es ist ein solides, auf die Verwaltung bauendes 
und am Ende politisch zu beschließendes Ver-
fahren. Ich finde, das ist gut. Man kann nicht viel 
dagegen sagen. Ich bin umso mehr gespannt 
auf die Entgegnung der Opposition. - Danke 
schön! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Imhoff. 
 
Abg. Imhoff (CDU): Frau Präsidentin, meine 
Damen und Herren! Ohne Wasser geht nichts, 
denn ohne Wasser gibt es kein Leben. Deshalb 
wird seit Jahrzehnten aufgeklärt, dass wir spar-
sam mit diesem Element umgehen müssen. Wir 
klären in Bremen nicht nur auf, wir fördern so-
gar. Wir fördern Projekte zum sparsamen Um-
gang mit Wasser. Wir fördern Maßnahmen zur 
Sauberkeit des Grundwassers und Maßnah-
men zur nachhaltigen Bewirtschaftung von Flä-
chen, damit es keinen Grundwassereintrag gibt. 
Alles, um Trink- und Grundwasser zu sparen 
und es zu schützen! 
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Die letzten Debatten zur Trinkwassergewin-
nung und zur Ausweisung von Wasserschutz-
gebieten liegen 15 bis 20 Jahre zurück. Die 
SPD in Bremen hat einen Antrag gestellt, die 
Fördermenge zu erhöhen. Damals gab es hier 
im Parlament schon unterschiedliche Meinun-
gen, und diese wird es wahrscheinlich heute 
auch noch geben, denn jetzt haben wir die Situ-
ation, dass bei unserem Hauptwasserlieferan-
ten in Verden Probleme bei der Förderung des 
Grundwassers auftreten, der Vertrag spätes-
tens 2023 ausläuft und wir Alternativen brau-
chen. Deshalb fühlte sich Rot-Grün aufgefor-
dert, einen Antrag zu stellen. 
 
Ein Punkt des Antrages besagt, dass zu prüfen 
sei, inwieweit die Kooperation mit Niedersach-
sen zukünftig zur Trinkwassergewinnung bei-
tragen kann. Wir sind der Meinung, dass Sie 
den Senat nicht auffordern müssen, etwas zu 
tun, was er ohnehin schon tut, denn man konnte 
schon dem „Weser-Kurier“ entnehmen, dass 
der Senat dieses Thema in der nächsten ge-
meinsamen Sitzung der Landeskabinette auf 
der Agenda hat. Wir sehen das als Selbstver-
ständlichkeit an. 
 
(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: Erledigt!) 
 
Selbst in Niedersachsen hat man erkannt, dass 
eine Stadt wie Bremen, die nur begrenzte Res-
sourcen hat, auf Wasser aus umliegenden Ge-
bieten angewiesen ist. Dass der Senat diese 
Gespräche führt, ist, wie gesagt, eine Selbstver-
ständlichkeit, denn wir können in Bremen selbst 
nur 15 bis 20 Prozent unseres Wasserver-
brauchs fördern. 
 
Nach einem anderen Punkt des Antrages von 
Rot-Grün soll geprüft werden, in welchem räum-
lichen Umfang in Vegesack ein Trinkwasser-
schutzgebiet ausgewiesen werden kann. Ihre 
Wortwahl ist dabei wohlüberlegt, und es mag 
noch so harmlos klingen, doch in Wirklichkeit 
wollen Sie dort ein Schutzgebiet ausweisen. 
 
(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: Ja!) 
 
Seit Beginn der parlamentarischen Debatte 
über dieses Thema haben wir als CDU-Fraktion 
immer wieder betont, dass eine Ausweisung 
Vegesacks als Trinkwasserschutzgebiet nur im 
Einvernehmen mit den dort ansässigen Gewer-
beunternehmen und Betrieben geschehen darf. 
Es gibt keine vernünftige Abstimmung mit den 
Firmen, und es liegt auch kein Einvernehmen 
vor. Deswegen lehnen wir diesen Antrag ab. 
Auch wenn Sie in der Debatte immer betonen, 

Sie hätten darüber ja schon manchmal gespro-
chen und so weiter, muss ich feststellen, so be-
antragen Sie das aber alles nicht. Sie sagten 
auch, Sie wollten später die Gespräche suchen, 
aber das beantragen Sie nicht. Sie beantragen, 
dass Sie prüfen wollen, in welcher Größe Sie 
ein Trinkwasserschutzgebiet ausweisen wollen, 
und das wollen wir so einfach nicht. 
 
Erst einmal muss doch die Frage geklärt wer-
den, welche Auswirkungen ein solches Wasser-
schutzgebiet für die Ansiedlung neuer Firmen 
hat. Wenn ich mich irgendwo neu ansiedeln 
würde, würde mir am besten eine Stelle gefal-
len, bei der ich keine Auflagen habe. Wie wer-
den die bestehenden Firmen in ihrer Erweite-
rung behindert? Das ist ebenfalls eine Frage. 
Haben sich die in diesen Gebieten angesiedel-
ten Firmen schon über die Kosten Gedanken 
gemacht, wenn es höhere Auflagen gibt? Oder: 
Was ist mit der Wertminderung der Flächen für 
die Gewerbetreibenden?  
 
Diese vielen Fragen müssen erst einmal geklärt 
werden, denn der Wirtschaftsstandort Bremen-
Nord muss wettbewerbsfähig sein. Gerade in 
einem Ballungsraum müssen Arbeitsplätze er-
halten werden. Das ist für die Menschen gut, es 
ist für unsere Stadt gut, und für die Arbeitsplätze 
in unserer Stadt ist es ganz wichtig, dass wir sie 
erhalten. Dies kommt auch der Umwelt zugute, 
denn eine Versiedelung ins Umland macht auch 
umwelttechnisch überhaupt keinen Sinn. 
 
Da wir gerade bei Arbeitsplätzen sind: Meinen 
Sie denn, dass eine Ausweisung eines Schutz-
gebietes Arbeitsplätze erhalten oder schaffen 
wird? Ich glaube nicht. Der Ex-Bürgermeister 
Herr Böhrnsen hat ja einst 6 000 Arbeitsplätze 
für Bremen-Nord versprochen. Okay, das hat er 
nicht geschafft. Dafür hat Herr Bürgermeister 
Dr. Sieling im März dieses Jahres in der Presse 
erklärt: Wir werden die Zahl der Arbeitsplätze in 
Bremen-Nord steigern! Da frage ich mich: Wie 
will er das denn machen? Mit einer Schutzge-
bietsausweisung wohl kaum, im Gegenteil. Wir 
als CDU-Fraktion wollen nicht weniger, sondern 
mehr Betriebe nach Bremen-Nord locken, und 
dafür müssen die Rahmenbedingungen stim-
men. Nur so können Arbeitsplätze entstehen. 
 
(Beifall CDU) 
 
Wenn ein Schutzgebiet ausgewiesen wird oder 
werden soll, dann muss zuerst mit den Firmen 
und mit der Wirtschaftsförderung gesprochen 
werden, denn eine Ausweisung kann unseres 
Erachtens in unserem Ballungszentrum nur im 
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Dreiklang mit dem Wirtschaftsressort, dem Um-
weltressort und den ansässigen Firmen getrof-
fen werden. Weil dies nicht beantragt ist und 
zurzeit nicht geschieht, lehnen wir den Antrag 
heute ab. - Danke! 
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Rupp. 
 
Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Jetzt bin ich nach 
dem Redebeitrag des Kollegen Imhoff doch et-
was verwundert. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich habe gelernt, der Kollege Imhoff und die 
Fraktion der CDU wollen Wasser nicht schüt-
zen. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Haben Sie nicht zu-
gehört?) 
 
Wir müssten zuerst die Gewerbetreibenden fra-
gen, wir müssen wahrscheinlich erst die Indust-
rie fragen, dann müssen wir die Landwirte fra-
gen. Ich bin relativ sicher, wenn wir die alle ge-
fragt haben, wird es schwierig mit dem Schutz 
von Wasser. 
 
(Abg. Bolayela [SPD]: Und dann?) 
 
Meine persönliche Überzeugung ist: Insbeson-
dere Wasser in Trinkwasserqualität, so wie wir 
es in unserem Grundwasser auch in bestimm-
ten Tiefen noch finden, ist eine der wertvollsten 
Ressourcen, eines der wertvollsten Güter, die 
die Menschheit hat. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es ist nicht von ungefähr, dass wir heute Reser-
ven nutzen, die vor Tausenden von Jahren ent-
standen sind. Oberflächenwasser und das 
Wasser der Flüsse und Seen in unserem Land 
ist nur noch begrenzt geeignet oder mit aufwen-
digen Verfahren zu Trinkwasser zurückzuge-
winnen. Das liegt meines Erachtens unter an-
derem daran, dass wir lange genug ignoriert ha-
ben, welch wertvolles Gut Wasser eigentlich ist. 
Allein, dass man in Weser und Werra Salz in 
Größenordnungen einleitet, dass selbst die 
Nordsee süßwasserähnlicher schmeckt, ist ein 
Umweltverbrechen. 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, FDP) 

Ich finde, angesichts dessen müssen wir den 
Gedanken andersherum aufziehen: Dort, wo 
wir durch Brunnen aus der Tiefe Trinkwasser 
gewinnen, müssen unmittelbar Wasserschutz-
gebiete hin, damit wir dieses Gut nicht durch 
Oberflächenzerstörung oder den Eintrag belas-
tender Materialien wie Öl und Düngemittel zer-
stören. Das ist logisch. Deswegen müssen wir 
das auch tun! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Wir wissen auch: Verden ist im wahrsten Sinne 
des Wortes „ausgelutscht“. Dort haben wir über 
Jahre hinweg in Größenordnungen Wasser 
weggepumpt. Die Halde trocknet aus, der Bo-
den sinkt ein Stück weit ab und wird sauer - 
Schäden, die wir dadurch erzeugen, dass große 
Städte wie Bremen, Hamburg oder Berlin natür-
lich einen ungeheuer großen Wasserbedarf ha-
ben und es keineswegs möglich ist, auf dem 
Territorium von Bremen genügend Wasser zu 
fördern. Also müssen wir uns nach Alternativen 
umsehen. Delmenhorst gehört mit Sicherheit 
dazu. 
 
Trotzdem soll nicht unerwähnt bleiben, dass wir 
mit dem gegenwärtigen Stand des Trinkwasser-
sparens und den technologischen Möglichkei-
ten, den Trinkwasserverbrauch zu reduzieren, 
nicht zufrieden sein können. Wohlgemerkt: 
Trinkwasser ist Wasser, das man so trinken 
kann. Das benutzen wir aber nicht nur zum Trin-
ken, sondern wir benutzen es auch zum Wa-
schen und zur Körperpflege. Wir benutzen es 
aber zum Beispiel auch zur Toilettenspülung, 
was ich ein Stück weit widersinnig finde. Wir 
verschmutzen trinkbares Wasser und schicken 
es dann weg, um es wieder aufzubereiten. Es 
gibt Technologien, um dafür Regenwasser zu 
nutzen. Es gibt Schätzungen, dass wir die 
Hälfte des Trinkwassers, das wir jeden Tag ver-
brauchen, durch Regenwasser oder anderes 
Wasser ersetzen könnten. Ich denke, dort gibt 
es Bedarf, und darüber sollten wir uns mehr Ge-
danken machen als nur darüber, ein Wasser-
schutzgebiet auszuweisen. 
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Daher stellt sich für mich noch eine Frage. Kein 
Fußballtrainer muss den Fußballerinnen und 
Fußballern seines Vereins erklären, dass man 
das Spiel gewinnt, wenn man mehr Tore 
schießt. Aber wir müssen wahrscheinlich erklä-
ren, dass wir die rechtlichen Voraussetzungen 
und so weiter prüfen, ob wir ein Trinkwasser-
schutzgebiet ausweisen können. Wenn das 
durch dieses Haus notwendig ist, dann tun wir 
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das selbstverständlich. Ich hatte ja bereits ge-
sagt, dass ich das eigentlich als Selbstgänger 
empfinde. 
 
Dass wir uns angesichts der Tatsache, dass 
das Grundwasser in Verden „ausgelutscht“ ist, 
um andere Quellen kümmern müssen, ist dann 
auch eher selbstverständlich. Wenn es für sol-
che Selbstverständlichkeiten eines Beschlus-
ses dieses Gremiums bedarf, der dem Umwelt-
senator und seiner Behörde den richtigen Weg 
weist, wollen wir dem nicht entgegenstehen und 
stimmen diesem Antrag zu. - Vielen Dank für 
die Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Buchholz. 
 
Abg. Buchholz (FDP): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Die Bedeu-
tung des Trinkwassers ist auch uns Freien De-
mokraten sehr wohl bekannt, und die langfris-
tige Sicherung der entsprechenden Ressour-
cen ist auch unser Bestreben - allerdings nicht 
erst seit heute, so wie sich die Frage nach der 
Förderung von Trinkwasser aus Vegesack nicht 
etwa erst jetzt stellt. Die Grundwasserförderung 
an der Uhthoffstraße in Vegesack wurde bereits 
1940, also unmittelbar nach der Eingliederung 
ehemals preußischer Gemeinden zum heutigen 
Bremen-Nord, für das heutige Bremen-Nord be-
gonnen. 
 
Im Jahre 1968 wurden dort bereits 650 000 Ku-
bikmeter gefördert, und nachdem 1997 die För-
dermenge auf eine Million Kubikmeter pro anno 
bewilligt wurde, schloss sich eine umfangreiche 
Modernisierung der Anlage durch die SWB an. 
Soweit die Historie! 
 
Wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
rot-grünen Regierungskoalition, heute in einem 
sogenannten Dringlichkeitsantrag den Senat 
zur Prüfung der Einrichtung eines Trinkwasser-
schutzgebietes in Vegesack auffordern wollen, 
verkennen Sie völlig, dass es ohnehin zu den 
vordringlichen Aufgaben der Verwaltung ge-
hört, jederzeit diesbezüglich Vorsorge zu treffen 
und dies zu gewährleisten. Wenn es also dieser 
Aufforderung noch extra bedarf, dann zeigt sich 
darin schon ein besonderes „Geschmäckle“. 
 
Überhaupt kann man sich des Showcharakters 
Ihres Antrages kaum entziehen. Haben Sie, 
verehrte Frau Dr. Schaefer, gar nicht mehr auf 
dem Schirm, was Ihre Kollegin Karin Matthes 
noch im Januar 2002 beantragte? 

(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist 14 Jahre her!) 
 
Ein Wasserschutzgebiet für Vegesack solle nun 
schleunigst ausgewiesen werden. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ja!) 
 
Der Vorstoß scheiterte damals nicht zuletzt 
auch wegen der kaum zu erfüllenden Auflagen, 
die namhaften Unternehmen wie Norddeutsche 
Steingut, LSW - heute KUKA - und Präwest ih-
ren Verbleib vor Ort unmöglich gemacht hätten. 
Alle diese genannten Betriebe hatten bereits Er-
satzflächen - Steingut in Bremerhaven, Präwest 
und KUKA, damals noch LSW, im niedersäch-
sischen Umland, in Brundorf - ausgewiesen und 
standen Gewehr bei Fuß, um abzuwarten, ob 
dieses Wasserschutzgebiet tatsächlich Wirk-
lichkeit werden würde, mit all den Auflagen, die 
dann auf sie zugekommen wären. Der Kollege 
Imhoff hat hier bereits einen Teil dieser Proble-
matik vorgetragen. 
 
Damals gab es noch ein weiteres Problem, 
nicht nur diese Betriebe, ihre Arbeitsplätze - 
diese Betriebe als wichtige Steuerzahler bitte 
nicht zu vergessen -, denn es gab noch die 
Bahnlinie, die quer durch dieses zu schaffende 
Wasserschutzgebiet fahren würde. Zum dama-
ligen Zeitpunkt hatte man immer noch zu ge-
währleisten, dass es nicht zu Unfällen mit Tank-
wagen aus dem Tanklager Farge kommen 
könnte. Also auch damals war eine Möglichkeit, 
dieses Gebiet als Wasserschutzgebiet auszu-
weisen, überhaupt nicht gegeben. Ich habe 
diese Diskussion seinerzeit aus dem Beirat 
Vegesack beobachtet und miterlebt, und ich 
wundere mich sehr, dass diese Historie in Ihrer 
Fraktion, Frau Dr. Schaefer, offensichtlich gar 
nicht mehr präsent ist. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ja, weil es eine Historie ist und sich viele 
Situationen ganz anders darstellen, Herr Buch-
holz! Viele von den Betrieben sind gar nicht 
mehr da!) 
 
Doch, die Betriebe sind alle noch da! Die Nord-
deutsche Steingut ist noch da, Präwest ist noch 
da, und KUKA ist noch da. Ich darf daran erin-
nern, dass es sich bei den letztgenannten Be-
trieben immerhin um Zulieferbetriebe der Auto-
mobilindustrie mit Weltmarktführungsposition 
handelt. Wollen Sie diese ernsthaft in Gefahr 
bringen? Wollen Sie ernsthaft riskieren, dass 
sie den Abmarsch machen? Wir jedenfalls 
nicht! 
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(Beifall FDP) 
 
Eines kommt noch hinzu, das bisher noch nicht 
genannt wurde. Herr Crueger hat sich ja hier 
auch schon zu Wort gemeldet und ist immer 
sehr in historischen Dingen bewandert. Es hat 
auf dem Gebiet des ehemaligen Werks III der 
Norddeutschen Steingut - da, wo heute KUKA 
steht - eine sogenannte historische Recherche 
gegeben, weil man zum Zeitpunkt der damali-
gen Situation davon ausging, dass dort Schad-
stoffe verbuddelt wären, die ohnehin ein Was-
serschutzgebiet verhindern würden. Diese Re-
cherche hat allerdings ergeben, dass es keine 
diesbezüglichen Kontaminationen gab. Inso-
weit sind wir dort heraus. Aber was den mögli-
chen Anteil der zu fördernden Wassermenge 
von qualitativ hohem Wert, den wir für ganz Bre-
men benötigen, betrifft, denke ich, ist dieser er-
neute Prüfantrag ein Antrag für die Galerie und 
keiner, der unsere Probleme wirklich löst. Wir 
werden diesem Antrag daher nicht zustimmen. 
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schae-
fer. 
 
Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Buchholz, doch, 
viele Situationen haben sich dort verändert. Sie 
haben gerade das Tanklager Farge angespro-
chen, das inzwischen stillgelegt ist. 
 
Ich möchte eines sagen: Wenn ich mir die Bei-
träge von der FDP und der CDU anhöre, dann 
höre ich heraus: Ihnen ist die Wirtschaft wichti-
ger als unser Trinkwasser, und es wird davon 
ausgegangen, dass es selbstverständlich sei, 
dass wir es von überallher einfach einmal so be-
ziehen können und unsere eigenen Quellen 
nicht schützen können. Ich denke, das ist ein 
Signal an das ganze Umland, an alle anderen 
Trinkwasserverbände, das Bremen schwer 
durchstehen kann, wenn man sagt: Not in my 
Backyard; Trinkwasserschutz finden wir richtig, 
aber bei uns geht das Gewerbe vor. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Ich möchte auch noch einmal darauf hinweisen: 
Selbst wenn es in Vegesack nur ein kleiner Pro-
zentsatz ist, halte ich es für ein fatales Signal, 
sich von allen anderen Quellen, die nicht in Bre-
men sind, langfristig immer weiter abhängig zu 
machen und unsere eigenen Quellen abzuge-
ben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich stimme Herrn Rupp zu, dass wir sehr viel 
mehr tun müssen, was Regenwassernutzung 
angeht, um Trinkwasser zu sparen. Ich möchte 
aber auch eines sagen, wenn es hier heißt, es 
bedürfe doch gar nicht so eines Antrages, das 
hätten Sie doch alles schon längst machen kön-
nen, das könne doch der Senator auch selbst 
machen: Für mich ist ein Bürgerschaftsantrag 
gerade, wenn man mit anderen Landtagen, mit 
anderen Kommunen, mit anderen Genehmi-
gungsbehörden in Kontakt tritt, eine Unterstüt-
zung, ein politisches Signal, dass das eben 
nicht nur eine Aufgabe eines einzelnen Sena-
tors ist. 
 
Herr Buchholz, Sie haben zu Recht gesagt, wir 
haben eine Daseinsvorsorge, wir haben eine 
Verantwortung, dass in Bremen aus den Trink-
wasserhähnen auch Trinkwasser heraus-
kommt. Das schulden wir den Bürgerinnen und 
Bürgern. Einen Senator mit so einem Antrag bei 
dieser Daseinsvorsorge politisch zu unterstüt-
zen - wir haben darauf hingewiesen, wie 
schwierig diese Genehmigungsverfahren in 
Niedersachsen sind -, halte ich für ein gutes 
Signal. 
 
Meine Damen und Herren, ich möchte noch et-
was zu den Gewerbegebieten sagen. Es han-
delt sich heute erst einmal um einen Prüfauf-
trag: In welchem Umfang kann man überhaupt 
ein Trinkwasserschutzgebiet auf der Fläche re-
alisieren? Es wird so getan, als ob es, wenn 
man auf dieser Fläche - jeder, der durch Vege-
sack fährt oder das Gebiet kennt, weiß, dass es 
keine riesengroße Gewerbefläche ist - ein 
Trinkwasserschutzgebiet auswiese, der Unter-
gang des Gewerbes oder der Industrie in Vege-
sack oder in Bremen-Nord wäre. Das kann ich 
nicht teilen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Wir haben Gewerbeflächen, die bei Weitem 
noch nicht voll sind. So zu tun, als stünde eine 
wahnsinnig große Ansiedlung von Gewerbe an, 
ist nicht richtig. Aus diesem Grund noch einmal: 
Wenn wir aus Niedersachsen weiterhin einen 
Großteil unseres Trinkwassers haben wollen, 
müssen wir auch ein Signal senden: Ja, wir wis-
sen, 
 
(Abg. Bensch [CDU]: Das ist ein tolles Argu-
ment!) 
 
es ist so: Egal, wo - Frau Neumeyer! - Trinkwas-
ser gefördert wird, hat das immer - immer! - 
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Auswirkungen auf die Umwelt. Wir können uns 
in Bremen nicht zurücklehnen und sagen: Es ist 
uns egal, weil es nicht vor unserer eigenen 
Haustür ist, Hauptsache, wir siedeln hier Wirt-
schaft an, das Trinkwasser kommt woanders 
her, es kommt aus unserem Wasserhahn. 
 
Wir tragen eine Verantwortung. Die sollten wir 
wahrnehmen! - Vielen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat der Abgeordnete Crueger das Wort. 
 
Abg. Crueger (SPD): Frau Präsidentin, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wie es der 
Zufall so will, fahren Grün und Rot in dieser De-
batte immer im Geleitzug. Vielleicht liegt es mir 
- ich war am Wochenende auf einer Veranstal-
tung des Club of Rome - deshalb nahe, an die-
ser Stelle noch einmal auf das, was ich vorhin 
schon kurz angesprochen habe und in Richtung 
CDU und FDP gern wieder anspreche, einzuge-
hen. Ich meine die Nachhaltigkeit. Dem Club of 
Rome, der das Thema im Wesentlichen ge-
pusht hat, kann man nun nicht vorwerfen, dass 
er wirtschaftsfeindlich wäre. Man kann ihm eher 
nachsagen, dass er sehr wohl die Interessen ei-
ner starken Wirtschaft im Blick hatte. 
 
(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Mensch, wie kommt 
das?) 
 
Kollege Bensch, Sie schütteln den Kopf. Hören 
Sie mir trotzdem zu! Oder versinken Sie in den 
Boden! Passen Sie aber auf, dass die Ohren 
noch herausreichen. Dann verstehen Sie das 
Wesentliche noch. 
 
(Abg. Bensch [CDU]: Ein starkes wirtschaftspo-
litisches Signal!) 
 
 
Wir können und wollen doch nicht ernsthaft im 
21. Jahrhundert noch sagen - so wie der Kol-
lege Imhoff das gerade getan hat -: Wenn hier 
Grundwasser geschützt wird, ist das der Unter-
gang des Abendlandes, dann ist da überhaupt 
keine Wirtschaft - - 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Nein!) 
 
Ich habe Sie so verstanden. Sie haben uns vor-
geworfen, die Koalition wolle den Wirtschafts-
standort Bremen-Nord torpedieren, und wenn 
wir diesen Antrag beschließen, ist die Wirtschaft 
in Bremen-Nord todgeweiht, und dann werden 
Arbeitsplätze verlorengehen. Kollege Imhoff, 

wir wollen ganz bewusst einen Prüfauftrag be-
schließen und haben als Abgeordnete nicht mit 
dem Stift auf der Landkarte herumgekritzelt. 
 
Wir wollen vom Senat - das ist ein Kollektivor-
gan, das wissen wir alle - eine anständige Vor-
lage haben, sinnvolle Grenzen für ein Trinkwas-
serschutzgebiet bei gleichzeitiger Beachtung - 
das ist doch völlig selbstverständlich - der Inte-
ressen der Gewerbetreibenden, die schon da 
sind und 
 
(Abg. Imhoff [CDU]: Der Gewerbetreibenden, 
die noch da sind!) 
 
derjenigen, die sich da noch ansiedeln werden. 
 
(Abg. Imhoff [CDU]: Aber warum schreiben Sie 
das nicht hinein?) 
 
Ich bin ganz bei Ihnen, dass man weiterhin An-
siedlungen für Bremen-Nord gewinnen will. 
 
(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: Das haben Sie 
anders gesagt!) 
 
Deshalb werden wir dieses Trinkwasserschutz-
gebiet am Ende beschließen. Das wird ein guter 
Tag für Vegesack und ganz Bremen sein. Das 
sage ich voraus. Dieses Trinkwasserschutzge-
biet wird weder Arbeitsplätze in Bremen-Nord 
zerstören, vernichten, was auch immer, noch 
wird es das Ende des dortigen Wirtschaftsstan-
dortes sein! Darauf können Sie sich verlassen! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich glaube, man kann diese Debatte als Bun-
desland Bremen nicht führen, ohne nach Nie-
dersachsen zu schauen. Die Opposition hat ge-
sagt: Na ja, man muss den Senat nicht zum Ja-
gen tragen. So ist es auch nicht gemeint. Aber 
zu sagen, dass eine Kooperation mit Nieder-
sachsen gut und wichtig ist, steht uns als Parla-
ment genauso an, wie das auf Regierungs-
ebene auch schon mit gemeinsamen Kabinetts-
sitzungen geschieht. Man muss tatsächlich sa-
gen, dass unter Stephan Weil und Dr. Carsten 
Sieling mittlerweile eine sehr gute kooperative 
Ebene eingezogen wurde. 
 
Wenn wir uns dann anschauen, dass Nieder-
sachsen eines der Bundesländer ist, die bei der 
Düngemittelverordnung, die im Moment auf 
Bundesebene großes Thema ist - sei es am 
Ende Hoftorbilanz oder wie auch immer wir bi-
lanzieren werden -, richtig Hausaufgaben zu 
machen haben. Das weiß Niedersachsen auch. 
Das ist für das Thema Grundwasserschutz nicht 
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nur, aber auch in unserem Bereich durchaus 
nicht irrelevant. Insofern, glaube ich, kann man 
sich darauf verlassen, dass dieser Prozess, den 
man gemeinsam mit Niedersachsen führen 
wird, zu Verbesserungen für den Trinkwasser-
schutz in der ganzen Nordwestregion führen 
wird, weil extensive Landwirtschaft dazu führt, 
dass Trinkwasser in eine bedrohliche Situation 
kommt. 
 
Liebe Opposition, lassen Sie uns das, wenn der 
Beschluss vorliegt, so beschließen. Im Moment 
habe ich das Gefühl, Sie malen eine ganz 
schwarze Zukunft aus. Aber in Wahrheit haben 
wir noch gar keine Beschlussgrundlage. Das ist 
immer ein wenig scheinheilig. - Danke schön! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat der Abgeordnete Herr Rupp das Wort. 
 
Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ein Gutes hat diese 
Debatte ja, nämlich dass zumindest mir klarge-
worden ist: Es gibt Fraktionen in diesem Haus, 
die eine Wirtschafts- und Umweltpolitik aus dem 
letzten Jahrtausend machen und in den letzten 
hundert Jahren relativ wenig dazugelernt ha-
ben. 
 
(Abg Imhoff [CDU]: Oh! Der Vorhang geht auf!) 
 
Erstens. Wir wissen heute doch genau, dass mit 
zunehmender Industrialisierung Arbeitsplätze 
geschaffen werden und die Umwelt dafür einen 
hohen Preis bezahlt hat. Das kann man doch 
nicht wegdiskutieren. Wir wissen heute auch, 
dass es umweltpolitische Maßnahmen wie zum 
Beispiel die Technische Anweisung Luft - so 
hieß sie, glaube ich - gab, die dazu geführt hat, 
dass Kohlekraftwerke Rauchgasentschwefe-
lungsanlagen bekommen haben. Es gab ent-
sprechende Verordnungen, dass man Abwäs-
ser von Städten nicht mehr einfach so in die 
Flüsse leiten darf. Durch diese Maßnahmen ha-
ben wir enorm viele Arbeitsplätze geschaffen, 
ein enormes technologisches Know-how ge-
wonnen, und jede Menge Industrie und jede 
Menge Firmen haben Gewinne gemacht. 
 
In der Regel ist also Folgendes der Fall: Um-
weltauflagen und Umweltstandards vernichten 
nicht automatisch Arbeitsplätze. In den mir be-
kannten Fällen haben sie vielmehr in Größen-
ordnungen Arbeitsplätze und Perspektive ge-
schaffen. Das muss man einmal realisieren. 
 

(Beifall DIE LINKE, CDU) 
 
Zweitens. Wir diskutieren darüber, ein Gebiet, 
in dem jetzt Trinkwasser gewonnen wird, als 
Schutzgebiet auszuweisen. Das heißt, es kann 
sein, dass da jetzt Gewerbe ist. Aber wäre da 
jetzt Gewerbe, das Schadstoffe in den Boden 
einleitet, würde man dies verhindern, dieses 
Gewerbe schließen, und dann gingen Arbeits-
plätze verloren und man könnte kein Trinkwas-
ser fördern. Mitgekommen? - Gut! 
 
Dass man das jetzt als Schutzgebiet ausweist, 
ist ein bisschen eine Versicherung für die Zu-
kunft. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Genau!) 
 
Ich kenne überhaupt keinen Grund, aus dem wir 
mit einer solchen Maßnahme vorhandenes Ge-
werbe in irgendeiner Weise beeinträchtigen. 
Täten wir das, gäbe es kein Trinkwasser. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Gewerbe hat jetzt schon Auflagen!) 
 
Drittens. Ich bin als Freiberufler seit 25 Jahren 
bei einem relativ großen Automobilhersteller in 
Bremen unterwegs, im Wesentlichen in verfah-
renstechnischen Anlagen. Ich sage Ihnen: In 
diesen 25 Jahren hat sich viel geändert. Ich bin 
ziemlich sicher, dass jeder Tropfen Stadtwas-
ser, der dort bezogen wird, zwei-, drei-, vier- o-
der fünfmal verwendet wird, weil klargeworden 
ist, dass die sparsame Verwendung von Was-
ser und das frühzeitige Eindämmen von Ver-
schmutzungen an vielen anderen Stellen letzt-
lich für das Unternehmen vernünftig ist und 
Kosten minimiert. Auch da hat in den Köpfen 
und in den Leitungen von großen Konzernen 
und möglicherweise anderen Gewerbetreiben-
den ein Umdenken stattgefunden. 
 
 
Meine Damen und Herren, Umweltpolitik, Wirt-
schaftspolitik und Gewerbetreiben ist heute 
kein Widerspruch mehr, muss es nicht sein. Es 
vernichtet keine Arbeitsplätze. Meiner Meinung 
nach schützt es erstens das Wasser und zwei-
tens schafft es Arbeitsplätze. - Vielen Dank für 
die Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort Herr Senator Dr. Lohse. 
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Senator Dr. Lohse: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich bin sehr 
froh, dass die Debatte gezeigt hat, dass alle 
Fraktionen dieses Hauses der Überzeugung 
sind, dass sauberes Trinkwasser unsere wich-
tigste Ressource ist. Ich erinnere auch noch 
einmal an das Menschenrecht auf Wasser, das 
die UN-Generalversammlung im Jahr 2013 an-
erkannt hat. Seit 25 Jahren verteilt UNICEF Un-
terrichtsmaterialien unter dem Stichwort: Was-
ser ist Leben. Die VDI-Richtlinie 2000 beginnt 
mit dem Satz, dass Trinkwasser unsere wich-
tigste Ressource ist und nicht ersetzbar ist. Es 
ist wichtig, sich dies zu Beginn dieser Debatte 
noch einmal klarzumachen. 
 
Wir müssen das Trinkwasser, das Grundwas-
ser schützen. Ich kann Sie beruhigen und Ihnen 
versichern: Die Verwaltung macht ihre Arbeit. 
Die Verwaltung nimmt jetzt vorausschauende 
Prüfungen für das Jahr 2023 vor, wenn die För-
derbewilligungen auslaufen. Trotzdem bin ich 
dankbar dafür, dass diese Debatte hier geführt 
wird, denn sie hat heute einiges deutlich ge-
macht, was ich hier würdigen möchte. 
 
Deutlich geworden ist: Der Stadtstaat Bremen 
ist auf das Umland angewiesen, um sich mit 
Trinkwasser zu versorgen. Leider gibt es Leute 
in dieser Stadt, die glauben, Bremen könne sich 
zu 100 Prozent aus dem Umland versorgen und 
müsse keine eigene Verantwortung überneh-
men. Das ist falsch. Unter anderem 3 000 Alt-
lastenverdachtsfälle, die wir in dieser Stadt ha-
ben, zeigen, wie man in der Vergangenheit mit 
Grund und Boden und mit dem Wasser umge-
gangen ist. Diese 3 000 Altlastenverdachtsflä-
chen sind heute ein Problem. Der Stadtteil He-
melingen wurde angesprochen. Wir haben es 
aber auch in anderen Stadtteilen des Stadtge-
bietes. Umso wichtiger ist es, dass wir eigene 
Grundwasservorkommen schützen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich möchte auf eines hinweisen. In dem Zusam-
menhang fand ich die Beiträge der CDU und der 
FDP, die wir hier gehört haben, wirklich proble-
matisch. Es geht nicht nur um das Menschen-
recht auf sauberes Trinkwasser, sondern es 
geht auch um Arbeitsplätze und um den Wirt-
schaftsstandort. Wir haben hier in Bremen eine 
Brauerei von Weltruf. Wir haben Unternehmen 
der Nahrungs- und Genussmittelindustrie, die 
international in der absoluten Spitzenklasse 
spielen, ob das Kaffeeverarbeiter oder Tiefkühl-
kosthersteller und dergleichen sind. Sie alle ha-
ben als wichtigste Produktionsgrundlage sau-
beres Grundwasser, sauberes Trinkwasser. Sie 

sind auf die höchstwertigen Vorkommen ange-
wiesen, die wir zur Verfügung haben. 
 
Zählen Sie bitte einmal die Arbeitsplätze nach, 
die in diesen Unternehmen sind, und dann 
überlegen Sie einmal, ob Sie die Position, die 
Sie hier vorgetragen haben, tatsächlich durch-
halten wollen, dass Sie sagen, das stellen Sie 
alles zur Disposition, 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
damit Sie beliebig Unternehmen ansiedeln kön-
nen. Ich gehe nachher noch auf die Auflagen für 
diese Unternehmen ein. 
 
In Vegesack, das ist richtig, wird schon seit 
1892 Grundwasser gefördert, seit 1940 auf dem 
jetzigen Standort. Es hat ein Verfahren gege-
ben, dort ein Wasserschutzgebiet auszuwei-
sen. Im Jahr 1997 hat die SWB einen solchen 
Antrag gestellt. Sie hat ihn nach 20-jährigen 
Prüfungen der hydrologischen Einzugsgebiete, 
der Schadstoffgefährdung und dergleichen 
nach 21 Jahren zurückgezogen, weil das Ver-
fahren damals gegen die Widerstände in die-
sem Haus nicht zu gewinnen war. Es gab er-
hebliche Widerstände beispielsweise aus der 
Industrie. Die Situation - damit hat Frau Dr. 
Schaefer recht - ist jetzt eine andere. 
 
 
Wir haben inzwischen mit der SWB sowohl auf 
der Fachebene als auch auf der Leitungsebene 
gesprochen. Die SWB ist bereit, dieses Verfah-
ren heute wieder einzuleiten, und wird dies 
auch tun, aus dem Grund, dass Förderbewilli-
gungen in Niedersachsen auslaufen. Die Ro-
tenburger Rinne wurde angesprochen. Bremen 
muss jetzt, allein schon, um eine starke Ver-
handlungsposition gegenüber Niedersachsen 
zu haben, den Nachweis führen, dass alle Vor-
kommen auf eigenem Territorium, die wir ha-
ben, geschützt und auch genutzt werden. Nur 
dann haben wir eine starke Verhandlungsposi-
tion, um Niedersachsen gegenüber zu sagen: 
Hört her, wir haben unseren Teil getan; wir 
schaffen keine 100 Prozent, für den Rest sind 
wir auf euch angewiesen. 
 
Für dieses Ziel waren die Beiträge von der CDU 
und der FDP leider nicht nur entlarvend, son-
dern auch richtig schädlich für die Verhandlun-
gen. Wir machen uns das nicht zu Eigen. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das möchte ich hier ganz deutlich sagen. Wir 
werden die Schutzgebiete weiter schützen. 
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Wir haben die letzte Debatte zu diesem Thema 
auch nicht vor 20 Jahren geführt, Herr Imhoff, 
sondern vor ungefähr drei Jahren. Das war, als 
wir das Wasserschutzgebiet in Blumenthal neu 
ausgewiesen haben. Wir mussten damals um-
fangreiche Überzeugungsarbeit leisten, gerade 
auch gegenüber der Wirtschaft. Wir haben 
nachgewiesen - das hat letztlich den Ausschlag 
gegeben -, dass die Unterschiede für Unterneh-
men, die produzieren wollen, vergleichsweise 
marginal sind. Ein Unternehmen, das heute 
Schadstoffe in den Boden einleitet, handelt ille-
gal. Das müsste sofort unterbunden werden, 
das Unternehmen müsste stillgelegt werden. 
Das kann gar nicht sein. Das heißt, Unterneh-
men dürfen auch heute keine Schadstoffe in 
den Untergrund einleiten. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Die drei Unterschiede sind: Es gibt eine be-
grenzte Anzahl von Wirtschaftsaktivitäten - die 
kann ich an einer Hand abzählen -, die im Was-
serschutzgebiet verboten sind. Das ist der Um-
gang mit radioaktiven Stoffen, das sind Abfall-
behandlungsverfahren, und das ist beispiels-
weise ein Autoshredder, den man dort nicht be-
treiben kann. Mehr ist es nicht. Für alle anderen 
Unternehmen gibt es noch zwei weitere Unter-
schiede. Der eine ist: Dort, wo mit wasserge-
fährdenden Stoffen hantiert wird, muss der TÜV 
nicht einmal, sondern jedes halbe Jahr zu einer 
Überprüfung kommen. Ich halte es für wirt-
schaftlich zumutbar, die Anlagen alle sechs Mo-
nate auf Dichtigkeit überprüfen zu lassen statt 
alle zwölf Monate. Das kann nicht den Tod ei-
nes Unternehmens bedeuten. Der letzte Unter-
schied ist, dass für bestimmte Chemikalien, die 
wassergefährdend sind, die maximalen Tank-
volumina nur halb so groß sind, damit im Fall 
des Totalverlustes eines Tanks, nämlich wenn 
er undicht wird, ein geringeres Chemikalienvo-
lumen in den Boden eintritt. Für eine große 
Menge, zum Beispiel 10 000 Kubikmeter, müs-
sen dann zwei Tanks aufgestellt werden an-
stelle von einem. Auch das kann für ein Unter-
nehmen nicht wirklich den wirtschaftlichen Ruin 
bedeuten. 
 
Das heißt, hier muss man die Kirche im Dorf 
lassen. Man muss die Dinge vernünftig prüfen. 
Wenn die Zeit gekommen ist, werden wir mit 
den Unternehmen sprechen. 
 
(Abg. Imhoff [CDU]: Wenn alles zu spät ist!) 
 
Aber zunächst einmal prüfen wir, in welcher 
Menge, in welcher Qualität Vegesack tatsäch-

lich Wasser zur Verfügung stellen kann, das ge-
nutzt werden kann, ob die SWB interessiert da-
ran ist, das Wasser zu nutzen, ob sie es tun 
wird. Wenn sie dort nicht investieren wird, brau-
chen wir langfristig kein Wasserschutzgebiet 
auszuweisen. Das muss zusammenpassen. 
Wenn dies geklärt ist, werden wir auch mit den 
dort ansässigen Unternehmen sprechen, wel-
che Konsequenzen das hat. Ich sage Ihnen: 
Das ist im Interesse der Nachhaltigkeit, das ist 
im Interesse der Menschen, aber auch der In-
dustrie hier in Bremen, wenn wir dies so tun. 
 
Herr Pohlmann hat es eingangs gesagt: Ohne 
Water geiht dat nich. 
 
(Abg. Pohlmann [SPD]: Das könnte von mir 
sein! Ich war das aber nicht!) 
 
Es stimmt aber! - Vielen Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat der Abgeordnete Herr Kastendiek das Wort. 
 
Abg. Kastendiek (CDU): Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Aus 
der Sicht der CDU-Fraktion - aber ich denke, 
auch im Namen der FDP-Fraktion zu sprechen 
- sage ich: Wenn ein Wortbeitrag entlarvend 
war, dann war es Ihrer, Herr Senator! 
 
(Beifall CDU, FDP - Abg. Frau Dr. Schaefer 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Der war sehr gut!) 
 
Mit welcher Gleichgültigkeit stellen Sie sich hier 
hin und sagen: Wenn wir alles beschlossen ha-
ben, dann sprechen wir mit den Unternehmen. 
Was ist das eigentlich für eine Art? Was ist das 
eigentlich für ein Verständnis der Kommunika-
tion, so mit wichtigen Unternehmen am Wirt-
schaftsstandort Bremen-Nord umzugehen! 
Sprechen Sie jetzt mit den Unternehmen! Klä-
ren Sie jetzt die Unternehmen über Ihre Pläne 
auf! 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Haben wir doch schon!) 
 
Nein, haben Sie nicht! 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Haben wir!) 
 
Wir haben das doch eben gerade gehört! Sie 
waren doch bei dem Unternehmerabend, bei 
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dem Unternehmerforum Nord. Haben Sie zuge-
hört, oder haben Sie nicht zugehört, Frau Kolle-
gin Dr. Schaefer? 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wir waren schon bei der Handelskammer, 
Herr Kastendiek!) 
 
Dann kämen Sie nämlich jetzt zu dem Ergebnis, 
dass genau diese Kommunikation fehlt, Frau 
Dr. Schaefer! 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Da irren Sie sich sehr!) 
 
Ignorieren Sie diese Beiträge nicht ständig! Ap-
plaudieren Sie nicht ständig bei den Sonntags-
reden Ihres Senators auf diesen Abendveran-
staltungen, um dann, wenn es konkret wird, hier 
abzutauchen! 
 
(Beifall CDU, FDP, ALFA) 
 
Natürlich haben Sie recht: Es ist nicht der Un-
tergang der Wirtschaft und der Industriebe-
triebe in Bremen-Nord. Das hat hier auch nie-
mand erklärt. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Man kann es nicht einmal bilanzieren, um 
welche Beträge es hier geht!) 
 
Bauen Sie von Ihrer Seite doch nicht ständig ei-
nen Popanz auf, um eine einigermaßen ver-
nünftige Argumentation und Grundlage für Ihre 
Anträge hier zu finden. Nein, darum geht es 
nicht! Vielleicht lassen Sie sich als Senat künftig 
öfter einmal in Bremen-Nord blicken, um sich 
dort für die Wirtschaft und die Industrie einzu-
setzen. 
 
(Abg. Pohlmann [SPD]: Ha, ha, ha!) 
 
Es ist so. Herr Pohlmann, Sie sind ab und zu 
da. Aber wenn ich mir den Wirtschaftssenator 
oder den Umweltsenator ansehe, muss ich sa-
gen: Da ist aber noch viel Luft nach oben bei 
der Vertretung der Interessen von Bremen-
Nord. 
 
(Beifall CDU, FDP) 
 
Na gut, okay, man kann natürlich eine verkehrs-
beruhigte Zone in einem Industriegebiet als 
glorreiche wirtschaftliche Entwicklung des 
BWK-Geländes feiern! Die Unternehmen fas-
sen sich nur an den Kopf, wenn sie eine ver-
kehrsberuhigte Straße in einem Industriegebiet 
sehen. 

Es geht um die Expansionsmöglichkeiten die-
ser Unternehmen. Das ist doch der entschei-
dende Punkt. Wenn es gerade bei Automobil-
zulieferern wie zum Beispiel KUKA - um nur ein-
mal ein Unternehmen zu nennen - darum geht, 
neue Anlagen zu bauen, sich zu erweitern, 
dann schauen solche Unternehmen, die sich in 
einem internationalen Konzert mit anderen 
Standorten behaupten müssen: Kann ich kann 
ich das Unternehmen erweitern oder nicht? 
Wenn sich ein solches Unternehmen an einem 
Standort nicht erweitern kann, kann es gegebe-
nenfalls sein, dass es seine Produktion zurück-
fährt. Es geht um die wenigen Industriearbeits-
plätze, die wir in Bremen-Nord haben. Wir ha-
ben nur 17 Arbeitsplätze auf 100 Einwohner in 
Bremen-Nord. Das ist der entscheidende 
Punkt. 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wenn man nur an einer Stärkung der Un-
ternehmen interessiert ist - -!) 
 
Wenn Sie hier erklären, das ist Ihnen ein wich-
tiges Anliegen, den Wirtschaftsstandort Bre-
men-Nord, den Industriestandort Bremen-Nord 
- -. 
 
(Abg. Rupp [DIE LINKE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage. - Glocke) 
 
Nein, ich lasse keine Zwischenfragen zu!  
 
Wenn Sie diesen Wirtschaftsstandort weiter 
nach vorn bringen wollen, dann bitte auch ein-
mal Taten und nicht immer nur Schaufensterre-
den! - Herzlichen Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer dem Antrag der Fraktionen von Bündnis 
90/Die Grünen und der SPD mit der Drucksa-
chen-Nummer 19/119 S seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen CDU, FDP, ALFA, Abg. Tassis [AfD]) 
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Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft stimmt 
dem Antrag zu. 
 
 
Rechtswidrigen Zustand beheben - Stadt-
teilbudgets für die Beiräte in den Haushal-
ten ab 2016 abbilden 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 10. November 2015 
(Drucksache 19/41 S) 
 
Wir verbinden hiermit: 
 
Rechtswidrigen Zustand beheben - Stadt-
teilbudgets für die Beiräte in den Haushal-
ten ab 2016 abbilden 
Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Bürgerbeteiligung, bürgerschaftliches En-
gagement und Beiräte 
vom 9. März 2016 
(Drucksache 19/120 S) 
 
Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürger-
meisterin Linnert. 
 
Meine Damen und Herren, der Antrag der Frak-
tion der CDU (Drucksache 19/41 S) ist von der 
Stadtbürgerschaft in ihrer 5. Sitzung am 24. No-
vember 2015 an den Ausschuss für Bürgerbe-
teiligung, bürgerschaftliches Engagement und 
Beiräte überwiesen worden. Dieser legt nun-
mehr mit der Drucksachen-Nummer 19/120 S 
seinen Bericht und Antrag dazu vor. 
 
Die Beratung ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat das Wort der Abgeord-
nete Weigelt als Berichterstatter. 
 
Abg. Weigelt, Berichterstatter: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Den Ausschussvorsitzenden in der 
Bremischen Bürgerschaft fällt unter anderem 
die Aufgabe zu, über den Beratungsgang und 
über das Ergebnis der Beratung zu berichten. 
Das will ich an dieser Stelle gern tun und kurz 
über die Gegenstände und Ausschusssitzun-
gen berichten. Ihnen liegt auch ein schriftlicher 
Bericht vor. 
 
An den Ausschuss für Bürgerbeteiligung, bür-
gerschaftliches Engagement und Beiräte wurde 
von der Stadtbürgerschaft der Antrag der CDU-
Fraktion, Rechtswidrigen Zustand beheben - 
Stadtteilbudgets für die Beiräte in den Haushal-
ten ab 2016 abbilden, zur weiteren Beratung 
überwiesen. 

Das Ortsgesetz über Beiräte und Ortsämter 
sieht vor, dass in den Einzelplänen des Res-
sorts Stadtteilbudgets ausgewiesen werden, 
über die der jeweilige Beirat gemäß Paragraf 10 
Absatz 3 nach Maßgabe des Haushaltsplanes 
entscheiden kann. Auf Klage des Beirats 
Schwachhausen hat das Verwaltungsgericht 
Bremen durch Urteil vom 9. Dezember 2015 
den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr auf-
gefordert, in seinem Haushaltsplan im Rahmen 
der Ressorteckwerte auf den Stadtteil 
Schwachhausen bezogene Mittel auszuweisen. 
 
Die Beratungen über den Antrag der CDU-
Fraktion verliefen, wie in der Stadtbürgerschaft, 
auch im Ausschuss kontrovers. Die Fraktion der 
CDU vertrat die Auffassung, dass den Beiräten 
das Recht auf Ausweisung eines Stadtteilbud-
gets zustehe und der Senat diesem Recht der 
Beiräte nicht nachgekommen sei. Erst durch ein 
verwaltungsrechtliches Urteil habe sich der Se-
nat auf den Weg gemacht. Das sei auch der 
Grund, den Senat durch einen Beschluss in der 
Stadtbürgerschaft aufzufordern, einzelne Stadt-
teilbudgets auszuweisen, nicht nur im Bereich 
des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr. 
 
Die Fraktionen der FDP und DIE LINKE haben 
sich dieser Position im Ausschuss angeschlos-
sen. 
 
Die Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen vertraten hingegen die Auffassung, 
dass ein solcher Antrag nicht erforderlich sei, 
denn der Einstieg in die Ausweisung von Stadt-
teilbudgets sei bereits einvernehmlich geregelt. 
 
Der Senat hat in der Beirätekonferenz für den 
Bereich der verkehrslenkenden, beschränken-
den und beruhigenden Maßnahmen eine Auf-
stellung von stadtteilbezogenen Mitteln vorge-
stellt, die auch von den anwesenden Beirats-
sprechern und Beiratssprecherinnen gebilligt 
wurden. Dort wurde auch vorgeschlagen, für 
den kommenden Doppelhaushalt mit der Aus-
weisung eines Budgets in diesem Bereich zu 
starten, um praktische Erfahrungen zu sam-
meln und im Anschluss auszuwerten. 
 
Der Ausschuss empfiehlt daher mit den Stim-
men der Vertreter der Fraktionen der SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der 
Vertreter der Fraktionen der CDU, der FDP und 
DIE LINKE der Stadtbürgerschaft, den Antrag 
der CDU, Rechtswidrigen Zustand beheben - 
Stadtteilbudgets für die Beiräte in den Haushal-
ten ab 2016 abbilden, abzulehnen. - Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit! 
 



Stadtbürgerschaft 569 12. Sitzung/19.04.16 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat der Abgeordnete Herr Lübke das Wort. 
 
Abg. Lübke (CDU)*): Frau Präsidentin, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Als am 24. 
November letzten Jahres die Stadtbürgerschaft 
unseren Antrag zum Thema Stadtteilbudgets in 
den entsprechenden Ausschuss überwiesen 
hat, hatte ich doch ein kleines bisschen Hoff-
nung, dass die Stadtteilbudgets endlich mit Le-
ben gefüllt werden. Durch die Stadtteilbudgets 
sollten die Beiräte mehr Rechte und insgesamt 
eine höhere Wertschätzung in der politischen 
Debatte erhalten. 
 
Als der Antrag im Ausschuss für Bürgerbeteili-
gung - ich sage einmal - mit fadenscheinigen 
Argumenten abgelehnt wurde, war klar, dass 
daraus nichts wird. Es gibt nun einen Bericht 
des Ausschusses. Darin steht, dass Rot-Grün 
die Auffassung vertrete, dass der Einstieg in die 
gesonderte Ausweisung von Stadtteilbudgets 
bereits einvernehmlich geregelt sei. Der Senat 
habe für den wichtigsten Bereich, nämlich für 
den Bereich der verkehrslenkenden Maßnah-
men gemäß § 10 Absatz 1 Nummer 3 des Orts-
gesetzes, konkrete Berechnungen vorgestellt. 
 
Meine Damen und Herren, davon, dass die 
Ausweisung geregelt ist, kann keine Rede sein, 
 
(Beifall CDU, ALFA) 
 
zumindest nicht einvernehmlich mit dem Ge-
setz! Und das ist ja wohl das wichtigste! 
 
Es ist nur ein kleiner Bereich,  
 
(Abg. Saxe [Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist 
der wichtigste Bereich!) 
 
wie schon gesagt wurde, die verkehrslenken-
den Maßnahmen, die geregelt werden. Im Orts-
beirätegesetz steht aber: 
 
„In den Einzelplänen der Ressorts werden die 
stadtteilbezogenen Mittel (Stadtteilbudgets) 
ausgewiesen, über die die Beiräte gemäß § 10 
Absatz 3 entscheiden.“ 
 
Jeder, der sich auch nur ansatzweise mit der 
Rechtswissenschaft auseinandergesetzt hat, 
weiß, dass es sich hier um eine Muss-Vorschrift 
handelt. Dort steht eben nicht „kann“ oder „soll“, 
und es betrifft alle Ressorts. Es gibt gar keinen 
Ermessensspielraum. Dieser ist im Gesetz aus-
drücklich nicht vorgesehen. 

Im Übrigen unterscheidet das Gesetz auch 
nicht zwischen wichtigen und unwichtigen Be-
reichen, in denen Stadtteilbudgets ausgewie-
sen werden. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Es wird auf alle Ressorts abgestellt. Alle sind 
gleich viel wert. 
 
In dem Bericht wird allein aufgrund der mangel-
haften Begründung eines ganz klar: Sie wollen 
einfach nicht, dass die Stadtteilbudgets ausge-
wiesen werden, und nehmen stattdessen lieber 
einen Rechtsbruch in Kauf. 
 
(Beifall CDU) 
 
Meine Damen und Herren, ich habe an dieser 
Stelle schon einmal gesagt: Man kann darüber 
streiten und diskutieren, wie viele Rechte man 
den Beiräten geben möchte. Doch darum geht 
es hier nicht. Heute geht es nicht darum, zu dis-
kutieren, wie viele Rechte man den Beiräten ge-
ben möchte, sondern heute geht es schlicht und 
einfach darum, ein seit 2010 gültiges Gesetz 
endlich mit Leben zu füllen. 
 
(Beifall CDU, DIE LINKE) 
 
Dazu gibt es aus unserer Sicht nur zwei Mög-
lichkeiten: Entweder Sie halten sich an das Ge-
setz und weisen die Stadtteilbudgets an die Bei-
räte aus und folgen damit unserem Antrag, oder 
Sie erklären öffentlich, dass Sie nicht wollen, 
dass die Beiräte über eigene Budgets aus allen 
Ressorts verfügen können, und ändern die ak-
tuelle Rechtslage durch ein neues Gesetz. 
 
Meine Damen und Herren, weisen Sie die 
Stadtteilbudgets für die Haushalte aller Res-
sorts aus und behandeln Sie die Beiräte so, wie 
sie es verdient haben: Halten Sie ihre Rechte 
ein und nehmen Sie sie ernst! - Herzlichen 
Dank! 
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Saxe. 
 
Abg. Saxe (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau 
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine Damen und Herren! Es ist vollkommen 
klar, in Paragraf 33 Absatz 4 steht, dass in den 
Einzelplänen der Ressorts Stadtteilbudgets 
auszuweisen sind. Es war hilfreich, dass der 
Beirat Schwachhausen Klage eingereicht hat - 
dies ist auch sein gutes Recht -, um zu klären, 
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wie es damit weitergeht. Der Senator für Bau ist 
verklagt worden, und es ist vollkommen klar ge-
sagt worden, dass Stadtteilbudgets in den Res-
sorteckwerten auszuweisen sind. Sie haben es 
ein wenig verniedlicht. Wenn Sie in die Ent-
scheidungsrechte schauen, so ist das wesentli-
che Recht, das darin steht, das Entscheidungs-
recht, das Beiräte hinsichtlich der verkehrslen-
kenden Maßnahmen mit Stadtteilbezug haben, 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
wobei wir noch nicht ganz genau definiert ha-
ben, was dieser Stadtteilbezug eigentlich ist. 
Das wird uns im Rahmen der weiteren Klärung 
bestimmt noch beschäftigen. 
 
Ansonsten stehen dort zum Beispiel noch 
Standorte für die Aufstellung von Kunstwerken, 
Organisation und Durchführung von Gemein-
schaftsveranstaltungen, stadtteilorientierte 
Partnerschaften, Aus- und Umbau von Wegen, 
Benennungen von Straßen. Es ist vollkommen 
klar, dass bei den verkehrslenkenden Maßnah-
men mit Stadtteilbezug tatsächlich Butter bei 
die Fische gegeben werden muss. Das haben 
wir letztlich auch getan. Der Senat musste dazu 
aufgefordert werden. Ich hätte mir gewünscht, 
dass wir das viel früher hinbekommen hätten, 
denn es steht schon seit einigen Jahren im Bei-
rätegesetz, und es hätte gemacht werden sol-
len. Es gab vor zwei Jahren einen Versuch. Ich 
habe bereits gesagt, damals ist es in den Haus-
haltsverhandlungen nicht gelungen, das aufzu-
nehmen. 
 
Wir haben jetzt eine Million Euro, die ausgewie-
sen werden. Das war mit den Beiratssprechern 
alles abgesprochen. Jetzt zu sagen, es habe in 
der Beirätekonferenz einen Sturm der Entrüs-
tung gegeben, kann ich nicht bestätigen. Viel-
mehr ist gesagt worden, es sei ein guter Vor-
schlag. Deshalb wundert mich, was Sie sagen, 
denn die Beiratssprecher selbst haben gesagt, 
es sei ein guter Vorschlag. Das sind eine Million 
Euro. Damit muss man Erfahrungen sammeln. 
Das ist vollkommen klar. Es gab nämlich auch 
Beiräte, die nicht so begeistert davon waren. 
Andere hätten sich eher mehr gewünscht. Wir 
werden unsere Erfahrungen damit machen. 
 
Es gibt zunächst einmal einen Sockelbeitrag 
von 5 000 Euro für alle Beiräte, damit auch klei-
nere Stadtteile nicht mit 500 Euro oder so an 
den Start gehen. Ich finde es sehr gut und prag-
matisch, dass die Beiräte ansparen können. 
Dass sie sich gegenseitig Finanzmittel übertra-
gen können, halte ich ebenfalls für eine gute 
Idee. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das ist der erste und mit Abstand wichtigste Be-
reich, in dem wir Stadtteilbudgets bilden. Ich 
sage aber nicht, dass wir dabei aufhören müs-
sen. Das wäre auch nicht richtig, nur muss man 
schauen: Was steht noch in den Entschei-
dungsrechten, wo man das Budget für die Bei-
räte unterfüttern muss? Wir müssen uns im wei-
teren Prozess darüber einigen. Dort, wo sie Be-
teiligungsrechte haben, muss es Budgets ge-
ben. Darüber kann man sich unterhalten. Ich 
meine, wir müssen uns zuerst um die Entschei-
dungsrechte kümmern. 
 
Wichtig finde ich noch die Bereiche Soziales 
und Kultur. Im Bereich Kultur gibt es einen Topf. 
Er ist nicht riesengroß und umfasst etwa 15 000 
Euro. 
 
(Senatorin Emigholz: 25 000!) 
 
25 000? Nein, 15 000, soweit ich weiß! 
 
Die Beiräte können darüber entscheiden. Wir 
haben in der Koalitionsvereinbarung versucht - 
das ist mir persönlich sehr wichtig -, mehr Gel-
der für die Planung und Unterhaltung von Spiel-
plätzen zu bekommen. Es sieht so aus, als ob 
wir dabei auf einem guten Weg sind. Im weite-
ren Haushaltsvollzug müssen wir schauen, wie 
wir die Beiräte einbeziehen können, da es stadt-
teilbezogene Mittel sind. Ich könnte mir vorstel-
len, dass wir Beiräten mehr Entscheidungen zu-
billigen können, da dies ein sehr wichtiger Be-
reich ist. 
 
Bei dem gesamten Projekt ist mir auch wichtig, 
dass wir uns dabei nicht nur auf die Spielplätze 
als Reservate beziehen, sondern die ganze 
Stadt in den Blick nehmen, Stichwort: bespiel-
bare Stadt. Das ist etwas, dessen man sich in 
diesem Rahmen in einem Gesamtkonzept wird 
widmen müssen. Es ist ein Thema, das mir 
wichtig ist. Eine Stadt für die Menschen ist eben 
immer auch eine kinder- und spielfreundliche 
Stadt, und wir werden unter starker Beteiligung 
der Beiräte, die uns allen so wichtig sind, weil 
wir zum Teil auch politisch aus ihnen hervorge-
gangen sind, einen Schwerpunkt setzen. 
 
Ich möchte noch einen positiven Aspekt benen-
nen, der ebenfalls zur Stärkung der Beiräte ge-
hört. Das sind nicht nur Budgetrechte, sondern 
es ist auch eine bessere Transparenz, die not-
wendig ist, sodass Beiräte wissen, wo zum Bei-
spiel gebaut wird, und sie über den Baufort-
schritt ständig informiert werden. Ich finde vor-
bildlich, was im Finanzressort getan wird. Dort 
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gibt es bei Immobilien Bremen eine Vorhaben-
liste, eine Liste der maßnahmengestützten In-
vestitionsplanung, die erstellt und auf die Stadt-
teile heruntergebrochen wird. Die Beiräte wer-
den fortlaufend über den Baufortschritt infor-
miert. Das ist ein gutes Beispiel für eine deutlich 
verbesserte Transparenz. Mir ist ebenfalls sehr 
wichtig, dass Beiräte wirklich wissen: Was läuft 
in unserem Stadtteil, und wo können wir even-
tuell noch Einfluss nehmen? 
 
Ich denke, wir sind dabei auf einem guten Weg. 
Das Ende ist noch nicht erreicht. Wir müssen 
unsere Erfahrungen machen. Aber zu sagen, 
dass wir das ablehnen, finde ich geradezu ab-
surd, denn dem wichtigsten Bereich haben wir 
uns gewidmet, und wir verschließen uns nicht 
vor Erweiterungen. Aber lassen Sie uns erst 
einmal unsere Erfahrungen machen. - Vielen 
Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Weigelt. 
 
Abg. Weigelt (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Erneut befassen wir uns in der Stadtbürger-
schaft mit dem Thema Stadtteilbudgets. Das 
Ortsgesetz über Beiräte und Ortsämter wurde 
2010 novelliert, und ich möchte an dieser Stelle 
gern noch einmal ein wenig zurückblicken, wie 
sich alles entwickelt hat. 
 
Zusätzlich zu den Beteiligungs- und Entschei-
dungsrechten wurden die Mitwirkungsrechte 
der Beiräte bei der Haushaltsaufstellung und -
auswirkung ausgeweitet. Neben den Entschei-
dungen über die Verwendung der Mittel für 
stadtteilbezogene Maßnahmen, der Möglich-
keit, Haushaltsanträge stellen zu können, 
wurde im Gesetz aufgenommen, und zwar in 
Paragraf 32 Absatz 4, wie bereits mehrmals er-
wähnt wurde: 
 
„In den Einzelplänen der Ressorts werden die 
stadtteilbezogenen Mittel ausgewiesen, über 
die die Beiräte gemäß Paragraf 10 Absatz 3 
entscheiden.“ 
 
Ziel war es, damit eine weitere deutliche Stär-
kung der Beiräte zu erreichen. Wir wissen, dass 
es in den zurückliegenden Haushaltsjahren - 
darauf wurde besonders hingewiesen, und es 
ist auch der Antwort des Senats am 4. Novem-
ber 2015 zu entnehmen - einzelne Stadtteilbud-
gets gegeben hat. Wir kennen alle das Verfah-
ren zur Vergabe der Mittel für die Kinder- und 

Jugendförderung. Gerade wurden die Einrich-
tung und die Unterhaltung von Kinderspielplät-
zen genannt, bei denen die Beiräte heute ein 
Beteiligungsrecht haben. Ebenso ist Einverneh-
men bei der Mittelvergabe zur Unterhaltung von 
stadtteilbezogenen Grün- und Parkanlagen zu 
erzielen. 
 
Ein weiterer Umsetzungsschritt, sich dem Ziel 
eines Stadtteilbudgets zu nähern, wurde aber in 
den letzten Jahren praktisch nicht vollzogen. Si-
cherlich ist das für uns als Gesetzgeber und für 
die Beiräte nicht zufriedenstellend gewesen, 
und damit war dringend Handlungsbedarf gege-
ben. 
 
Inzwischen hat sich jedoch jedenfalls aus unse-
rer Sicht die Situation geändert, und für den Be-
reich der verkehrslenkenden, -beschränkenden 
und -beruhigenden Maßnahmen liegt eine Auf-
stellung der stadtteilbezogenen Mittel für den 
Doppelhaushalt 2016/2017 vor, die auch, wie 
ich vorhin schon berichtete, von den anwesen-
den Beiratssprechern und Beiratssprecherin-
nen in der Beirätekonferenz gebilligt wurde. 
Dort wurde auch mehrheitlich dem Vorschlag 
des Senats zugestimmt, in diesem Bereich zu 
starten, um praktische Erfahrungen zu sam-
meln und diese im Anschluss auszuwerten, 
denn - das wurde auch vom Kollegen Saxe an-
gesprochen - nicht alle Beiratsmitglieder haben 
Interesse an Stadtteilbudgets. Sie befürchten 
auf der einen Seite die Mehrarbeit, die auftreten 
kann, und auf der anderen Seite, dass die Mittel 
nicht ausreichen und sie die anfallenden Aufga-
ben im Stadtteil nicht erledigen können und sich 
einer ständigen Diskussion im Stadtteil stellen 
müssen. Daher ergibt es sehr viel Sinn, dass 
wir, wie vorhin angedeutet wurde, in diesem 
wichtigen Bereich starten und unsere Erfahrun-
gen sammeln. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Aus den genannten Gründen halten wir den An-
trag der CDU wirklich nicht für erforderlich und 
werden ihn ablehnen und damit dem Be-
schlussvorschlag des Ausschusses folgen. - 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Erlanson. 
 
Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Her-
ren! DIE LINKE spricht sich heute ohne Wenn 
und Aber für die Einrichtung von Stadtteilbud-
gets für Beiräte im Doppelhaushalt 2016/2017 
aus. Auch - das muss hier genannt werden - 
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ohne Wenn und Aber hat der Senat 2010 ein 
neues Ortsbeirätegesetz verabschiedet. Das 
war aus Sicht der LINKEN ein mutiger Schritt. 
Die Möglichkeit der Bürgerbeteiligung vor Ort ist 
damit in greifbare Nähe gerückt. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Spätestens aber - das gehört ebenfalls zur 
Wahrheit - mit der Forderung des Beirats 
Schwachhausen nach der Ausweisung von 
Haushaltsmitteln im Ressort Umwelt, Bau und 
Verkehr zur eigenständigen Verwendung durch 
den Ortsbeirat war es mit dem ohne großen 
Wenn und Aber der Bürgerbeteiligung vorbei. 
Bürgerbeteiligung scheint nur so lange gut zu 
sein, solange sie nichts kostet. Der Beirat 
Schwachhausen jedenfalls musste vor dem 
Verwaltungsgericht auf sein Recht für ein Stadt-
teilbudget klagen, und er bekam recht. 
 
Man könnte jetzt denken, ein Verwaltungsge-
richt habe Recht gesprochen, jetzt sei alles klar. 
Weit gefehlt! Der Parteichef der Grünen, Herr 
Saxe, hat, wie auch jetzt in seinem Beitrag, im 
Ausschuss zur Bürgerbeteiligung zugegeben, 
man hätte die Budgets der Gesetzeslage ei-
gentlich schon 2010 einrichten sollen. Jetzt 
wolle man aber erst einmal, wie auch mein Vor-
redner sagte, an einer Stelle beginnen und an-
fangen zu üben. Was denn nun? Gesetz oder 
Übungsplatz oder Spielfeld oder was auch im-
mer? Auf jeden Fall war bei seiner Aussage vor 
dem Ausschuss jedem im Raum klar, was er 
nicht gesagt hat. Was er nicht gesagt hat, war, 
dass die Koalition auch so schon verständli-
cherweise ohne Stadtteilbudgets genügend 
Schwierigkeiten bei der Aufstellung des Haus-
halts hat. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer 
damit Bürgerbeteiligung nach Kassenlage 
macht, führt das gute Instrument der Bürgerbe-
teiligung ad absurdum. Wen, frage ich, wundert 
es dann eigentlich noch, wenn sich Bürgerinnen 
und Bürger von der repräsentativen Demokratie 
abwenden, nicht mehr wählen gehen oder 
schlimmstenfalls den Rattenfängern von AfD, 
ALFA und Bürger in Wut ins Netz gehen? 
 
So jedenfalls bekämpft man keine Demokratie-
verdrossenheit in diesem Land. Daher fordere 
ich Sie auf: Stimmen Sie dem Antrag der CDU 
zu und machen Sie den Weg endlich frei für die 
Stadtteilbudgets und eine tatsächliche materi-
elle Bürgerbeteiligung! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 

Zum Abschluss noch ein P. S.: Das werden Sie 
natürlich nicht tun, und da Sie das nicht tun wer-
den, werden wir jedenfalls den Beiräten, mög-
licherweise auch unseren, raten, dass sie die 
restlichen Budgets auch noch einklagen. - 
Danke! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Buchholz. 
 
Abg. Buchholz (FDP): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Es war ein-
mal ein hochgelobtes, novelliertes Beirätege-
setz. Das sollte den Beiräten mehr Rechte zu-
billigen. Es sollte die Beiräte stärken, und es 
sollte sie aufwerten. Die Senatskanzlei wurde 
sogleich zum Garanten der nun angeblich für 
immer vollzogenen Aufwertung der Beiräte. Mit 
Stadtteilbudgets ausgestattet, standen die Bei-
räte nun fein da - auf dem Papier. Wie hieß es 
doch gleich in der Begründung zum Stellenwert 
des Paragrafen 32 OBG - das ist der, der über 
die Mitwirkung an der Haushaltsaufstellung und 
-ausführung Auskunft gibt - wörtlich? 
 
„Dies ist ein zentrales Anliegen zur Stärkung 
der Beiräte, damit stadtteilbezogene Anliegen 
und Aufgaben und Ressourcen in der Verant-
wortung des Beirats liegen.“ 
 
So steht es im Handbuch für die Beiratsarbeit 
auf Seite 14. Die Wirklichkeit sieht immer noch 
ganz anders aus, und zwar in allen 22 Beiräten. 
Das ist nicht nur meine persönliche Wahrneh-
mung, das ist das Ergebnis einer aufwendigen 
Evaluation des neuen Beirätegesetzes. Sie alle 
kennen diese Evaluation, Sie kennen die Er-
gebnisse, und eigentlich ist schon die bloße 
Feststellung in dieser Evaluation eine schal-
lende Ohrfeige. Doch es bedurfte dann noch ei-
ner Verwaltungsgerichtsentscheidung, bevor 
endlich ein Senatsressort per Urteil dazu ge-
zwungen wurde, in seinem Haushaltsplan für 
2016/2017 die stadtteilbezogenen Mittel auszu-
weisen - immerhin ein Anfang, aber ein zaghaf-
ter und unvollständiger. 
 
Leider haben auch die Beratungen im Aus-
schuss für Bürgerbeteiligung, bürgerschaftli-
ches Engagement und Beiräte kein besseres 
Ergebnis erbracht, obwohl ich noch einmal kon-
statieren möchte: Es war eine sehr sachliche 
Diskussion, und auch das, was Sie, Herr Wei-
gelt, hier aus der Ausschussarbeit vorgetragen 
haben, trifft genau das, was wir dort beraten ha-
ben. 
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Es bleibt für uns Freie Demokraten die Erkennt-
nis - ich habe es an dieser Stelle schon einmal 
gesagt -: Es muss vor Ort entschieden werden, 
was nur vor Ort entschieden werden kann, und 
das kann nur mit dem Ausweisen von Stadtteil-
budgets - ich meine den Plural -, nicht nur von 
einem, erfolgen. 
 
(Beifall FDP) 
 
Leider gibt es kein Licht am Ende dieses Tun-
nels, und immer noch steht über allem, dass 
Verträge und insbesondere ein Gesetz auch er-
füllt werden müssen. Das bleibt für uns nach 
wie vor ganz oben auf der Agenda. Deswegen 
stimmen wir dem CDU-Antrag zu und lehnen 
den Antrag des Ausschlusses für Bürger und 
Beiräte ab. - Vielen Dank, meine Damen und 
Herren! 
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin 
hat das Wort Frau Senatorin Linnert. 
 
Bürgermeisterin Linnert: Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Erlanson, es steht mir wahrscheinlich gar nicht 
zu, aber wenn Sie im Eifer des Gefechts erzäh-
len, dass der Senat das Gesetz beschlossen 
habe, dann weise ich noch einmal darauf hin, 
dass dies im Rechtsstaat Parlamente tun. Der 
Senat hat sich daran zu halten. 
 
Bürgerbeteiligung nach Kassenlage - was ist 
das jetzt eigentlich? Wir machen alles nach 
Kassenlage, weil die von den Volksvertretern 
beschlossene Verfassungslage so ist, dass sich 
das Staatshandeln danach zu richten hat, wie 
viel Geld eingenommen wird. Ich finde immer 
noch, dass man nicht auch noch internationalen 
Investoren, die dem Staat gern Geld leihen wol-
len, um ihn abhängig zu machen, das Wort re-
den sollte. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das ist doch das, 
was wir hier erleben!) 
 
Nach Kassenlage, das finden Sie negativ; ich 
finde es richtig. Wir müssen nach Kassenlage 
Politik machen und abwägen, welche Dinge am 
wichtigsten und welche am zweitwichtigsten 
sind. Das kann uns niemand abnehmen. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Der Senat hat am 23. Oktober 2015 in seinem 
Beschluss über die Aufstellung der Haushalte 
2016/2017 beschlossen: 

„Der Senat bittet die Ressorts, in Abstimmung 
mit der Senatorin für Finanzen im Rahmen der 
Aufstellung der Haushalte 2016 und 2017 die 
Budgets für stadtteilbezogene Maßnahmen, 
über die die Beiräte zu entscheiden haben, aus-
zuweisen und zudem die Stadtteilbudgets in 
den Leistungsangaben der entsprechenden 
Produktgruppen darzustellen.“ 
 
Das war vor dem Urteil des Verwaltungsge-
richts, darauf möchte ich noch einmal hinwei-
sen. Wir haben uns auch etwas dabei gedacht 
und uns ziemlich viel Mühe gegeben. Dazu, 
dass Sie sagen, das hätten wir schon Jahre vor-
her machen können, sage ich: Ich habe hier in 
der Bremischen Bürgerschaft keinen Antrag 
von jemandem gesehen, der die Opposition 
vertritt, in dem das Ausweisen von Stadtteilbud-
gets als Änderungsantrag zu dem vom Senat 
vorgelegten Haushalt - wenn es Ihnen denn so 
wichtig war - vorgelegt wurde, da Sie mit den-
selben Problemen zu kämpfen haben wie der 
Senat. Ganz so einfach und trivial, wie man sich 
das vielleicht vorstellt, ist die Sache nun auch 
wieder nicht. Das ist aber auch in Ordnung. 
 
Der Senat hat die Ressorts aufgefordert, bei der 
Aufstellung der Haushalte Stadteilbudgets 
überall da auszuweisen, wo es Entscheidungs-
rechte gibt. Ich habe im Ausschuss vorgetra-
gen, dass wir der Auffassung sind, dass wir zu-
nächst vor allem im Bereich verkehrslenkende, 
-beschränkende und -beruhigende Maßnah-
men, wo es Entscheidungsrechte des Beirates 
gibt, schon im Rahmen der Senatsverfassung 
ein Stadtteilbudget ausweisen und es der Bre-
mischen Bürgerschaft vorlegen sollten. Dann 
können wir hier darüber beraten, ob Ihnen das 
so gefällt, wie wir uns das überlegt haben, oder 
ob es anders werden soll. 
 
Was ich aber auf jeden Fall nicht richtig finde, 
ist, wenn hier Rednerinnen und Redner wider 
besseres Wissen den Eindruck erwecken, 
wenn man Stadtteilbudgets hat, dann gibt es für 
alle möglichen Bereiche Verfügungstöpfe für 
die Beiräte, von keinen schändlichen Vorschlä-
gen des Senats getrübt, und es gibt freies Geld, 
das man dann ausgeben kann, wie man will. 
Damit streut man den Beiräten beziehungs-
weise der Öffentlichkeit Sand in die Augen, und 
das entspricht weder dem Gesetzestext, noch 
unserer finanziellen Lage, noch einem ordentli-
chen Verwaltungshandeln. Das wird mit Sicher-
heit so nicht passieren. Es ist eben auch nicht 
so, dass das Gras dann besonders schnell 
wächst, wenn man ordentlich daran zieht, und 
das gilt für Stadtteilbudgets auf jeden Fall. 
Wenn man es ordentlich machen will, dann 
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muss man sich überlegen, wie man es hinbe-
kommt. 
 
Es gibt also keine Verfügungstöpfe. Im Bereich 
verkehrslenkende, -beschränkende und -beru-
higende Maßnahmen wird der Haushalt des 
Kollegen für Umwelt, Bau und Verkehr Vor-
schläge enthalten, die mit den Beiräten abge-
stimmt sind, über die sie dann beschließen wer-
den. Es ist nicht in Ordnung, Erwartungen zu 
wecken. Wenn man das über den gesamten 
Haushalt ausweitet, dann könnten die Beiräte in 
allen möglichen Politikbereichen - Kultur, Sozi-
ales, Bildung, Kindergärten und so weiter - in 
eigener Haushaltskompetenz, die sie schon 
nach unserer Verfassung gar nicht haben kön-
nen, selbst gestalten. 
 
Wenn wir uns entscheiden - dafür brauchen wir 
weiteren Beratungsbedarf, auch und insbeson-
dere mit den Beiräten -, weitere Stadtteilbud-
gets auszuweisen, dann ist es Ihre Aufgabe als 
Haushaltsgesetzgeber, zu sagen, wie viel Geld 
darin enthalten sein soll, und dann müssen wir 
die bisher mit diesem Geld erfüllten Aufgaben 
des Kernhaushaltes in die Stadtteilbudgets 
übertragen. 
 
Ich weise noch einmal darauf hin, dass es in ei-
ner ganzen Reihe von Bereichen so ist, dass 
man mit erheblichem Verwaltungsaufwand Mit-
tel verteilt, beispielsweise bei Zuwendungen. 
Von den Beiräten habe ich gehört, dass dies 
dort sehr differenziert und unterschiedlich gese-
hen wird. Grundlage für Bürgerbeteiligung und 
mehr Rechte für Beiräte ist vor allem Transpa-
renz. Es ist vorrangige Aufgabe des Senats, 
mehr Transparenz in den Haushalten herzustel-
len, damit die Frage der Stadtteilbezuges in an-
derer und transparenterer Weise als in der Ver-
gangenheit dargestellt werden kann. Voraus-
setzung für einen Diskurs im Stadtteil ist, ob 
man das eine oder das andere möchte, und 
nicht eine formale Erfüllung von Paragraf 32 Ab-
satz 4 oder Paragraf 10 Absatz 3 Beirätegesetz, 
die in einem Verhältnis zueinander stehen, zu 
dem man viele Fragen stellen kann, wie wir das 
eigentlich umsetzen können. 
 
 
Auf jeden Fall wird es nicht so sein, dass wir für 
die Beiräte extra eigene Verwaltungen für Kos-
tenschätzung, rechtliche Einschätzung, Bean-
tragung von Drittmitteln bei der EU und was 
noch alles dazukommen könnte, aufbauen, 
sondern wir müssen einen Weg finden, dass in 
den Haushalten so viel transparent ist - hierzu 
wurde schon der Sanierungshaushalt für Immo-
bilien Bremen erwähnt -, dass für alle Beiräte 

klar ist, auch möglichst frühzeitig beim Haus-
haltsaufstellungsverfahren, was der Senat ei-
gentlich an wichtigen Maßnahmen im Bereich 
der Jugendförderung, bei Spielplätzen, der Sa-
nierung von öffentlichen Gebäuden in den je-
weiligen Stadtteilen vorhat. 
 
Der Begriff des Stadtteilbudgets ist nicht defi-
niert und geschützt. Das kommt als Problem 
ebenfalls dazu. In der Öffentlichkeit wird so ge-
tan: Das ist so ein Topf, und der Beirat darf sa-
gen, was damit passieren soll. Das können Sie 
auch gern weitererzählen und Erwartungen we-
cken, die wir nicht erfüllen können. Aber das hat 
mit dem Gesetzestext überhaupt nichts zu tun. 
Es ist auch gar nicht sinnvoll, so vorzugehen. 
Deshalb geht mir auch gegen den Strich, wie 
formal damit zum Teil umgegangen wird. Las-
sen Sie uns doch lieber darüber sprechen, was 
sinnvoll ist. Sinnvoll ist eine größtmögliche 
Transparenz in den Haushalten, insbesondere 
im investiven Bereich, dann findet endlich das 
statt, was ich mir wünsche: Der Stadtteil kann 
sagen, ob er diesen oder jenen Spielplatz so o-
der so haben möchte, und es findet ein Diskurs 
statt, bei dem der Beirat nicht eine Art von Er-
satzhaushaltsgesetzgeber spielt, sondern das 
Scharnier zwischen der Tätigkeit des Senats 
und den Interessen der Bürgerinnen und Bürger 
im Stadtteil ist. 
 
(Beifall SPD, und Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Wir haben den Haushalt ja noch nicht vorgelegt. 
Das tun wir am 3. Mai. Was im Haushalt Um-
welt, Bau und Verkehr stehen wird, habe ich 
eben schon gesagt. Ansonsten ist die Bitte an 
alle Kolleginnen und Kollegen im Senat gegan-
gen, alle die Maßnahmen mit Stadtteilbezug, 
die in ihren Haushalten stehen, also, die identi-
fizierbar in den einzelnen Stadtteilen stattfin-
den, auch so auszuweisen. Das ist dann meiner 
Meinung nach kein Stadtteilbudget, aber wenn 
man es unbedingt so nennen will, kann man es 
von mir aus auch so nennen. Dann ist die 
Frage: Welche Maßnahmen finden dort statt? 
Dann bewerten wir hier gemeinsam, wie es da-
mit weitergehen soll. 
 
In den Bereichen, in denen mit dem Beirat Ein-
vernehmen erzielt werden muss, muss ohnehin 
noch einmal ein ordentliches Verfahren her, da-
mit es die Beiräte planungssicher und verläss-
lich mit dem Senat zu tun bekommen und wis-
sen, dass wir ihnen Bescheid sagen, wenn wir 
einen Vorschlag machen, zum Beispiel, weil wir 
finden, dass es irgendwo dringend eines neuen 
Weges oder einer neuen Gartenanlage bedarf, 
sodass sie ihre Rechte wahrnehmen können 
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und wir in einen ordentlichen Diskurs kommen. 
Wir müssen für die anderen Maßnahmen, die 
im Haushalt stehen, ebenfalls festlegen, wie wir 
es machen wollen. 
 
Der Kollege für Umwelt, Bau und Verkehr hat 
Richtlinien für seinen Bereich erarbeitet, und 
das andere werden wir regeln und mit ihnen zu-
sammen ein Verfahren finden, von dem ich fest 
davon überzeugt bin, dass wir, wenn es in ei-
nem konstruktiven Sinne erarbeitet wird, ge-
meinsam - Opposition und Regierung - politi-
sche eine Menge davon haben, da wir dann 
richtig viel über die Sache sprechen können. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 
 
(Abg. Erlanson [DIE LINKE]: Hallo!) 
 
Ach so, Entschuldigung! Dann bitte, Herr Erlan-
son! Das haben wir hier oben nicht mitbekom-
men. Sie haben eineinhalb Minuten Zeit für eine 
Kurzintervention. 
 
Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Frau Präsiden-
tin! Ich wollte noch einmal darauf hinweisen, 
weil Frau Linnert es so als Formalie abgetan 
hat, und klarstellen, dass das Gericht in seiner 
Begründung gesagt hat - ich zitiere -: Der Be-
klagte - das ist in diesem Fall die Stadt - könne 
sich daher auch nicht darauf berufen, dass die 
Freie Hansestadt Bremen ein Haushaltsnotla-
geland wäre, und so weiter. 
 
Es hat weiter festgestellt: Auch, wenn die Stadt 
darauf hinweist, dass gern die Einzelheiten über 
den Inhalt und den Umfang der Entscheidungs-
rechte der Ortsbeiräte nach dem Willen des Ge-
setzgebers schon in den Haushalten mitgere-
gelt werden sollen, so trifft das zwar zu - das ist 
ein Originalzitat -, ändert jedoch nichts an der 
im Ortsbeirätegesetz verankerten gesetzlichen 
Verpflichtung des Beklagten, Stadtteilbudgets 
in seinem Haushalt auszuweisen.  
 
Nur das, so wird vom Gericht noch einmal ver-
deutlicht gesagt, erfüllt das Ortsbeirätegesetz, 
und das ist nicht nur formal, sondern es sind na-
türlich inhaltliche Auseinandersetzungen, die 
dann erfolgen müssen. Dies hat das Gericht 
deutlich dargelegt, und ich finde, damit kann 
man jetzt nicht so umgehen, als wenn ein Ge-
richt nur Formalien macht und wir uns nicht da-
rum kümmern. Das ist nicht der richtige Um-
gang. - Danke! 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dogan: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der 
Drucksachennummer 19/41 S seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür CDU, DIE LINKE, FDP, ALFA) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab. 
 
Im Übrigen nimmt die Stadtbürgerschaft von 
dem Bericht des Ausschusses für Bürgerbetei-
ligung, bürgerschaftliches Engagement und 
Beiräte Kenntnis. 
 
 
Investitionsstau bei der Feuerwehr Bremen 
beseitigen! 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 15. März 2016 
(Drucksache 19/122 S) 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat 
Ehmke. 
 
Die Beratung ist eröffnet. 
 
Als erster Redner hat der Abgeordnete Herr 
Scharf das Wort. 
 
Abg. Scharf (CDU): Sehr verehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Unser Antrag geht zurück auf unsere An-
frage vom 6. Oktober 2015 und die Antworten 
des Senats vom 17. November 2015. Ich gehe 
davon aus, dass Sie die Antworten gut durch-
gelesen haben. Dann müsste Ihnen aufgefallen 
sein, dass die Feuerwehr Bremen jedes Jahr 
mehr beansprucht wird. 
 
Schade ist, dass Senator Mäurer heute nicht da 
ist. Trotzdem werde ich auf einige seiner Äuße-
rungen, die er in den letzten Jahren gemacht 
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hat, eingehen, ist er doch maßgeblich für die 
heutige Situation verantwortlich. 
 
Wenn ich von der Feuerwehr Bremen spreche, 
dann betrifft das sowohl die Berufsfeuerwehr 
als auch die Freiwillige Feuerwehr. Die Antwort 
auf Frage vier lässt einen erschrecken. Der In-
vestitionsstau für Fahrzeuge für die Feuerwehr 
Bremen betrug 2012 schon fünf Millionen Euro. 
Ende 2015 betrug er bereits circa sechs Millio-
nen Euro. Das sind ernüchternde Zahlen, die 
dem Innenressort seit Jahren bekannt sind. 
 
Was verbirgt sich hinter dem Stau? Ich gebe 
Ihnen einen kurzen Überblick, was zurzeit im 
Fuhrpark der Feuerwehr Bremen fehlt, mit Prei-
sen, damit Sie einmal sehen, wie weit Sie mit 
dem Ansatz für 2016/2017 mit 2,1 Millionen 
Euro kommen. Bei der Berufsfeuerwehr fehlen 
fünf Hilfeleistungslöschfahrzeuge ohne die drei, 
die jetzt im Doppelhaushalt enthalten sind, 
Preis pro Fahrzeug 440 000 Euro, zwei Drehlei-
tern, eine kostet circa 750 000 Euro, ein Tank-
löschfahrzeug, 350 000 Euro, ein Abrollbehäl-
terwasserfördersystem für Großschadenlagen, 
Hochwasser, 500 000 Euro, mehrere Pkw-Ein-
satzleitwagen und Mannschaftstransportfahr-
zeuge, für die Freiwilligen Feuerwehren fünf 
Löschfahrzeuge à 330 000 Euro, ein Großein-
satzleitwagen, circa 550 000 Euro, mehrere 
Mannschaftstransportfahrzeuge, circa 40 000, 
dazu kommen noch diverse Spezialfahrzeuge, 
die ich Ihnen nicht genannt habe. Die Feuer-
wehr Bremen muss technisch mit der Zeit ge-
hen - die Technik entwickelt sich rasant -, auch 
zum Schutz der Einsatzkräfte. 
 
 
Der Fahrzeugpark war schon einmal, in den 
Neunzigerjahren, in einem desolaten Zustand. 
Das wiederholt sich jetzt. Bei der Freiwilligen 
Feuerwehr sind 14 Löschfahrzeuge älter als 20 
Jahre, sieben davon sogar über 30, bei der Be-
rufsfeuerwehr sind einige Fahrzeuge schon 15 
Jahre alt. Diese Fahrzeuge sind dann auch 
nicht mehr geeignet, dass die Freiwilligen Feu-
erwehren sie übernehmen. 
 
Unter Senator Mäurer haben wir gemeinsam 
das Strukturkonzept für die Freiwilligen Feuer-
wehren entworfen. Das war 2011. In dem Vor-
wort des Konzeptes sagte der Senator: Das 
Konzept schafft einen verlässlichen Rahmen, in 
dem künftige Entscheidungen getroffen werden 
können. - Ich frage mich nur: Wo ist die Verläss-
lichkeit geblieben? 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Das ist auch nur 
eine Richtlinie, hat er einmal gesagt!) 

Ja, genau! - Die Freiwilligen Feuerwehren ha-
ben sich an die Abmachungen gehalten. Es 
wurde damals sogar eine Freiwillige Feuerwehr 
- in Sankt Magnus - geschlossen. 
 
(Vizepräsident Imhoff übernimmt den Vorsitz.) 
 
In dem Konzept ging man von einem, das war 
Minimum, neuen kommunalen - ich betone das! 
- Löschfahrzeug pro Jahr aus. Dies wurde sei-
tens der Innenbehörde bei Weitem nicht einge-
halten. Das Argument von Senator Mäurer, es 
wurden für die Stadt Bremen ja vom Bund acht 
Bundesfahrzeuge ausgeliefert, zählt nicht. Wir 
sprechen hier von kommunalen Löschfahrzeu-
gen. 
 
Ich kann mich immer noch ärgern, dass die 
Freiwilligen Feuerwehren damals dem Konzept 
zugestimmt haben. Ich war zu dieser Zeit noch 
Vorsitzender des Feuerwehrverbandes. Ob-
wohl eine Freiwillige Feuerwehr geschlossen 
werden sollte, wurde das Konzept mit großer 
Mehrheit von den freiwilligen Feuerwehrleuten 
verabschiedet. Man setzte großes Vertrauen in 
Senator Mäurer. Von diesem Vertrauen ist nicht 
mehr viel übriggeblieben. 
 
Das Strukturkonzept von 2011 betrifft nur die 
Freiwilligen Feuerwehren, also die ehrenamtli-
chen Helfer, im Gegensatz zum Brandschutz-
konzept, in dem die Berufsfeuerwehr betroffen 
ist. Das Ehrenamt wird immer in den höchsten 
Tönen gelobt. Das hat auch seine Berechti-
gung. Zitat von Senator Mäurer - auch aus dem 
Papier -: Ihr hohes ehrenamtliches Engage-
ment für unsere Stadt verdient in besonderem 
Maße meine Anerkennung und Unterstützung. 
 
Unterstützung ist ein gutes Stichwort. Wenn es 
aber tatsächlich darum geht, ausreichend Gel-
der zur Verfügung zu stellen, wird nach Ausre-
den gesucht, um es nicht tun zu müssen. Das 
können Sie als Regierung gut. 
 
Die Feuerschutzsteuer wäre eine Möglichkeit 
zur Finanzierung. Dazu nachher mehr! 
 
Sie als Regierung müssten eigentlich auf die 
Ehrenamtlichen zugehen. Das ist nicht immer 
einfach. Aber leider ist das Gegenteil der Fall. 
Das Ehrenamt kommt sich vor wie Bittsteller. 
Ich gebe zu: Es war damals auch nicht immer 
einfach, unter CDU-Innensenatoren Fahrzeuge 
zu beschaffen, aber gemeinsam haben wir es 
geschafft, den Fuhrpark zu modernisieren. 
 
(Abg. Röwekamp [CDU]: In so knapper Rede-
zeit ist der Satz entbehrlich! - Heiterkeit) 
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Was das Innenressort unter Senator Mäurer - 
seit 2008 ist er im Amt - zustande gebracht hat, 
ist eine Katastrophe. 
 
(Beifall CDU) 
 
Für die Berufsfeuerwehr Bremen wurden ge-
rade einmal elf Löschfahrzeuge beziehungs-
weise Drehleitern angeschafft, für die Freiwilli-
gen Feuerwehren - jetzt hören Sie gut zu! - 
zwei, ich wiederhole: zwei, Löschfahrzeuge in 
neun Jahren! Das ist grausam. 
 
(Beifall CDU, DIE LINKE) 
 
Bei den Mannschaftstransportfahrzeugen - ich 
betone das extra - der Freiwilligen Feuerwehren 
sind von 14 Fahrzeugen gerade einmal vier 
Fahrzeuge jünger als zehn Jahre. Diese Fahr-
zeuge sind sehr wichtig für die Freiwilligen Feu-
erwehren, dienen sie doch als Transportmittel 
für die Jugendfeuerwehr. Ohne diese Fahr-
zeuge wäre eine effektive Jugendarbeit bei den 
Feuerwehren nicht zu gewährleisten. 
 
Ich könnte die Liste noch lange fortführen. Fakt 
ist: Es wurden zu wenige Fahrzeuge ange-
schafft. Das rächt sich jetzt! So viel zunächst in 
der ersten Runde! - Danke schön! 
 
(Beifall CDU) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Vogt. 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir nehmen 
heute einen kleinen Teil der Haushaltsberatun-
gen vorweg. Aber Sie wissen, ich diskutiere im-
mer gern über die Lage der Feuerwehren. Wo-
rum es geht, hat mein Vorredner eben schon 
eindrucksvoll gesagt: Die Berufsfeuerwehr Bre-
men hat einen Investitionsstau von offiziell 
sechs Millionen Euro, hauptsächlich im Bereich 
der Fahrzeugtechnik. Ich kann die Trauerliste 
um einen ganz markanten Punkt ergänzen: 
 
Wir haben vor zwei Jahren eine Kleine Anfrage 
gestellt. Damals waren zehn Fahrzeuge älter 
als 25 Jahre. Diese zehn Fahrzeuge sind inzwi-
schen älter als 30 Jahre und haben insofern e-
her einen Wert für das historische Museum, 
aber keinen praktischen Nutzwert für die Frei-
willigen Feuerwehren. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Sechs Millionen Euro ist die offizielle Zahl des 
Innenressorts, die aus der Kleinen Anfrage der 

CDU von November 2015 hervorgeht. Ich habe 
deswegen nicht so ganz verstanden, warum in 
dem Antrag der CDU nur noch fünf Millionen 
Euro genannt werden. Aber das ist im Prinzip 
egal, denn es geht darum, dass sich in Bremen 
tatsächlich etwas tut. 
 
 
Gebäude, Fahrzeuge, technisches Gerät sind, 
wie mein Vorredner schon gesagt hat, teilweise 
veraltet, sehr reparaturanfällig. Es bedarf Er-
satzbeschaffungen und Investitionen zur In-
standsetzung. Das Schlimme an einem Investi-
tionsstau ist eben, wenn entsprechende Maß-
nahmen ausbleiben. Wie gesagt, sie bleiben 
seit Jahren aus. Insbesondere die seit 2011 ver-
sprochenen Maßnahmen sind nicht umgesetzt 
worden. Ich habe das eben zwischengerufen. 
Auf der Jahresdelegiertenversammlung des 
Feuerwehrverbandes vor einem Jahr hat Herr 
Senator Mäurer das damit begründet: Das 
Strukturkonzept sei eher eine Richtlinie, man 
müsse sich nicht daran halten. Das macht ziem-
lich deutlich, welche Haltung der Senat gegen-
über der Freiwilligen Feuerwehr hat. 
 
 
Wenn entsprechende Maßnahmen nicht umge-
setzt werden - das wissen alle -, wird es definitiv 
immer schlimmer. Von allein löst sich ein Inves-
titionsstau nicht, von allein lösen sich weder 
technische noch bauliche Probleme, von allein 
modernisiert sich auch kein Löschfahrzeug, und 
verschleppte Investitionen summieren sich. 
Später sind auf einen Schlag so viele Fahr-
zeuge veraltet, dass Ausfälle drohen und spä-
testens dann auf einmal viel mehr Geld ausge-
geben werden muss, als wenn man diesen In-
vestitionsstau kontinuierlich abarbeitet und zeit-
nah die nötigen Fahrzeuge beschafft. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Auch das hat Herr Scharf schon erwähnt: Die 
Freiwillige Feuerwehr war Ende der Neunziger-
jahre schon einmal an einem Punkt, an dem 
sich ausbleibende Investitionen bitter gerächt 
haben. 
 
Der Antrag der CDU schlägt vor, den Investiti-
onsstau von fünf Millionen Euro, also eigentlich, 
wie gesagt, sechs Millionen Euro, bis 2020 ab-
zubauen und so der Feuerwehr Bremen die be-
nötigten Fahrzeuge und die benötigte Infra-
struktur zur Verfügung zu stellen. Das ist unse-
res Erachtens eine richtige Forderung. Nach 
dem, was ich eben ausgeführt habe, ist es ei-
gentlich auch die einzige vertretbare Forde-
rung. 
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Was schlägt jetzt allerdings der Senat vor? Ein 
Blick in den Haushaltsentwurf macht das deut-
lich: 2015/2016 sind für Investitionen der Feu-
erwehr jeweils rund eine Million Euro vorgese-
hen. Damit bewegt sich der Wert exakt auf dem 
Niveau der Vorjahre, beziehungsweise liegt der 
Wert für 2016 sogar noch leicht darunter. Die 
niedrigen Investitionsmittel der Vorjahre haben 
zu der Situation geführt, über die wir hier heute 
nicht zum ersten Mal diskutieren. Es ist daher 
ziemlich klar, dass hier im Haushalt zu wenig 
Geld vorgesehen ist. Notwendig wären jährlich, 
wie gesagt, rund eine Million Euro zusätzlich bis 
2020. Das würde allerdings eine Verdopplung 
der vom Senat vorgesehenen Summe in dem 
Haushaltsansatz bedeuten. Entsprechende 
Haushaltsanträge werden wir dann auch ein-
bringen. 
 
Wir stimmen daher heute dem Antrag vollen 
Herzens zu und werben unbedingt dafür, dass 
an dieser Stelle mehr Geld bereitgestellt wird, 
damit die Feuerwehr Bremen - denn Berufsfeu-
erwehr und Freiwillige Feuerwehr greifen hier 
ineinander - verlässliche und zeitgemäße Tech-
nik zur Verfügung hat. Das ist unseres Erach-
tens ein Aspekt, bei dem wir bestimmt nicht 
sparen dürfen. Brandschutz und Rettungs-
dienste sind unseres Erachtens nicht verhan-
delbar, 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
selbst wenn es um die Einhaltung vom Senat 
selbst verbockter und eingebrockter Schulden-
bremsen geht. - Ich danke Ihnen! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Zenner. 
 
Abg. Zenner (FDP)*): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Feuerwehr, zusammenge-
setzt aus Berufsfeuerwehr und Freiwilliger Feu-
erwehr, ist eine Säule der Sicherheit für die Bür-
gerinnen und Bürger. Brandeinsätze, Hilfeleis-
tung, Krankentransporte, Notfallrettung - dies 
alles sind Aufgaben der Feuerwehr, wobei die 
Zahl der Brandeinsätze über Jahr im Wesentli-
chen konstant geblieben ist, während die Zahl 
der Notfallrettungen in den vergangenen Jah-
ren erheblich gestiegen ist. 
 
Die Vorgaben, die Politik erfüllen muss, sind, 
ausreichend Personal zur Verfügung zu stellen 
und eine gute und moderne Ausstattung sowie 
nach Möglichkeit kurze Einsatzzeiten. Immerhin 
geht es um Menschenleben. 

Was die Personalstärke betrifft, ist die Feuer-
wehr Bremen seit Jahren unterbesetzt. 70 000 
Überstunden in den letzten Jahren pro Jahr ist 
ein nicht hinzunehmender Faktor. Mittlerweile 
hat sich auch der Krankenstand aufgrund dieser 
Überstunden nicht unerheblich erhöht. Was die 
Einsatzzeiten anbelangt, kann Bremen bisher 
die bundesweit geltenden Richtlinien, in acht 
Minuten mit zehn Personen vor Ort zu sein, 
nicht einhalten. Bei der Personalausstattung 
wird offenbar in den nächsten Jahren, was die 
Haushaltsansätze anbelangt, erheblich nach-
gebessert. 
 
Die Höhe des Investitionsstaus, der mit fünf bis 
sechs Millionen Euro beschrieben worden ist, 
brauche ich nicht im Einzelnen zu wiederholen. 
Er zeigt aber, dass wir für die Zukunft, wenn wir 
den Interessen der Bürgerinnen und Bürger ge-
recht werden wollen, zum unmittelbaren Han-
deln veranlassen müssen. 
 
(Beifall FDP) 
 
Die Freiwillige Feuerwehr hat sich 2011 auf ei-
nen Strukturplan verlassen und ist davon aus-
gegangen, dass dieser erfüllt wird. Das ist aber 
beileibe nicht der Fall. Zehn Fahrzeuge sind 
über 25 Jahre alt. Vor Kurzem ist ein Fahrzeug 
in Mahndorf ausgefallen und konnte den Ein-
satz nicht so vornehmen, wie es eigentlich vor-
gesehen gewesen wäre. 
 
Die Investitionskosten, wie sie sich aus dem 
Haushalt 2015/2016/2017 ergeben, werden 
nach unten gefahren und nicht nach oben an-
gehoben. Daneben fällt auf, dass sich die Ver-
brauchskosten, also die Unterhaltung der Fahr-
zeuge für die nächsten Jahre, geringer ausneh-
men sollen als in den Vorjahren. Auch hier wird 
das Risiko eingegangen, dass die Fahrzeuge 
technisch nicht mehr zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
Beamte aus dem Bereich der Feuerwehr bekla-
gen auch, dass die Dienst- und Schutzkleidung 
nicht richtig ausgewiesen ist. Schon 2015 gab 
es keine ausreichenden Neubeschaffungen von 
Dienst- und Schutzkleidung, und für die nächs-
ten Haushaltsjahre ist dies gleichermaßen der 
Fall. 
 
Hydranten für Neubaugebiete sind nicht hinrei-
chend ausgewiesen. Bei der Freiwilligen Feuer-
wehr ist mit einer Herabsetzung der Lohn- und 
Ersatzleistungen zu rechnen. Das heißt, wenn 
sich ehrenamtliche Feuerwehrleute im Rahmen 
von Einsätzen in den Dienst der Feuerwehr be-
geben, müssen die Firmen möglicherweise mit 
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einer geringeren oder keiner Erstattung rech-
nen. 
 
Planungskosten für den Neubau der Feuerweh-
ren sind zurückgestellt. Wir haben noch nicht 
ausgewiesen, wie dargestellt werden soll, wenn 
die Feuerwache in der Bennigsenstraße ge-
schlossen werden soll und an deren Stelle im 
Bremer Süden oder in Horn zwei neue Wachen 
errichtet werden sollen. 
 
 
Insgesamt ein trauriges Bild, das die Sicherheit 
der Bürgerinnen und Bürger in keiner Weise be-
rücksichtigt und Gefährdungen und Fahrlässig-
keit in der Zukunft mit sich bringen wird. Deswe-
gen ist es erforderlich, den Senat noch einmal 
aufzufordern, ihn dazu zu zwingen, in Kürze 
darzustellen, wie es in den nächsten Jahren - 
auch, wenn es über die Legislaturperiode hin-
ausgeht - geschafft werden soll, dass dieser In-
vestitionsstau abgebaut werden kann. Dazu ha-
ben Sie unsere volle Unterstützung. Wir unter-
stützen den Antrag der CDU, dass der Senat bis 
Ende Mai hierzu Farbe bekennt und klares Zah-
lenmaterial liefert, das möglicherweise noch in 
die Haushaltsberatungen einbezogen werden 
kann. - Danke schön! 
 
(Beifall FDP) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Peters-Reh-
winkel. 
 
Abg. Frau Peters-Rehwinkel (SPD)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren! Es geht heute um den Antrag „Investiti-
onsstau bei der Feuerwehr Bremen beseiti-
gen!“. Das ist eine Forderung, die vonseiten der 
antragstellenden Fraktion mit zweierlei ver-
knüpft wird: einmal mit Ignoranz und einmal mit 
Dringlichkeit. Die Grundlage für eine sachliche 
und inhaltliche Auseinandersetzung mit diesem 
Thema ist die Antwort des Senats auf die Kleine 
Anfrage der CDU. Darauf möchte ich aufbauen. 
 
 
Ich komme zunächst zum Aspekt der Dringlich-
keit. Die Antwort auf die Kleine Anfrage der 
CDU kommt zu dem Ergebnis, dass das All-
tagsgeschäft von einem hier benannten Investi-
tionsstau dankenswerterweise nicht nennens-
wert tangiert ist. In diesem Zusammenhang 
möchte ich erst einmal allen Dank sagen, die 
sich dafür einsetzen, dass das Alltagsgeschäft 
so gut läuft. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Was immer festzustellen ist: Besser geht im-
mer! Das ist uns allen klar. Aber hier sehe ich 
keine Dringlichkeit. 
 
Ich komme auf den Grad der Schutzzielerrei-
chung zu sprechen. Im Rahmen der Stadtge-
meinde Bremen liegt dieser bei 85,6 Prozent, in 
Bremerhaven bei 67,8 Prozent. Das Schutzziel 
ist eine Hilfsfrist von 9,5 Minuten und eine Per-
sonenstärke im Umfang von zehn Funktionen. 
Dieser Erreichungsgrad ist relativ gut, sodass 
ich hier auch nicht von einer Dringlichkeit spre-
chen kann. 
 
Mit Blick auf Umsetzung des Standortkonzep-
tes und einer, wie eben schon angesprochen, 
Reduzierung von Überstunden wurde die Be-
schäftigungszielzahl erhöht. 
 
(Abg. Kastendiek [CDU]: Sie wissen doch, 
wann ein Antrag nach der Geschäftsordnung 
dringlich ist!) 
 
Wenn ich ausreden darf? Hören Sie mir einfach 
zu! 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Das ist unglaublich 
dämlich!) 
 
Sie haben gerade gesagt - -. Den Ordnungsruf 
erteile ich Ihnen höchstselbst! Wenn ich hier 
dämlich bin - -. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Ich habe nicht ge-
sagt, dass Sie dämlich sind, ich habe gesagt, es 
ist unglaublich dämlich, einen solchen Antrag 
hier zu kritisieren, weil er als dringlicher Antrag 
eingereicht wurde! - Abg. Frau Dr. Schaefer 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Das kam so deutlich 
nicht zum Ausdruck!) 
 
Das ist kein Dringlichkeitsantrag. Es wurde ge-
sagt, dass dringender Handlungsbedarf be-
steht. Ich gehe gerade darauf ein, warum diese 
Dringlichkeit meines, unseres Erachtens nicht 
besteht. 
 
(Beifall SPD) 
 
Ich möchte fortfahren! 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Frau Rehwinkel, 
haben Sie einmal mit der Feuerwehr gespro-
chen, mit der Berufsfeuerwehr oder der Freiwil-
ligen Feuerwehr?) 
 
Vizepräsident Imhoff: Wir sollten die Rednerin 
erst einmal fortfahren lassen! Wenn Sie zuhö-
ren, werden Sie das auch wissen! 



Stadtbürgerschaft 580 12. Sitzung/19.04.16 

Abg. Frau Peters-Rehwinkel (SPD): Richtig! - 
Also Ende des Frage-Antwort-Spiels! Ich 
komme noch einmal darauf zu sprechen: Mit 
Blick auf die Umsetzung des Standortkonzep-
tes und die Reduzierung der Überstunden 
wurde die Beschäftigungszielzahl um etwa 63 
Vollzeitäquivalente auf insgesamt 490 erhöht. 
Dringlichkeit aus meiner Sicht insgesamt nicht 
geboten. 
 
Zum Aspekt der Ignoranz, der hier auch ange-
führt wurde, was den Investitionsstau anbe-
langt, möchte ich erneut auf die Erhöhung der 
Beschäftigungszielzahl zu sprechen kommen. 
Dann möchte ich sagen, dass zusätzliche 
Haushaltsmittel eingestellt wurden mit Blick auf 
das Brandschutz- und Standortkonzept. Außer-
dem möchte ich darauf zu sprechen kommen, 
dass den Empfehlungen des Brandschutzgut-
achtens gefolgt wird, dass es nämlich statt der 
Feuerwache 2 zwei Neubauten geben soll, in 
Habenhausen und in Horn-Lehe. Diese Investi-
tionsplanung läuft. Es ist also nicht so, dass 
eine ignorante Haltung da ist, die anzukreiden 
wäre. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Letzten Endes komme ich in dieser Runde auf 
den Sinn des Antrages zu sprechen, denn auch 
die CDU weiß um unsere Haushaltsnotlage. Es 
ist nicht so, dass das niemandem außer uns be-
kannt sei. 
 
(Abg. Frau Grobien [CDU]: Es geht um Brand-
schutz!) 
 
Zugegebenermaßen ist es ein Problem bei den 
Fahrzeugen und der integrierten Ausrüstung. 
Ich kann hier nicht so tun, als sei hier alles ganz 
wunderbar. Dann frage ich mich, warum nur 
eine Planungshöhe von fünf Millionen Euro und 
nicht von den aktualisierten sechs Millionen 
Euro gefordert wird. Dann herrscht hier eine Ig-
noranz, was den wirklichen Tatbestand anbe-
langt. Damit will ich es erst einmal bewenden 
lassen. – Danke schön! 
 
(Beifall SPD) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Zicht. 
 
Abg. Zicht (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr 
Präsident, meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Durchschnittlich alle 
zwölf Minuten rückt rund um die Uhr aus einer 
der sechs Feuerwachen der Feuerwehr Bre-
men ein Feuerwehr- oder Rettungsfahrzeug 

aus. Dabei spreche ich jetzt nur von der Berufs-
feuerwehr. Über das Jahr betrachtet sprechen 
wir von weit über 40 000 Einsätzen, Tendenz 
steigend. Schon diese Zahlen belegen ein-
drucksvoll die Bedeutung der Feuerwehr für die 
550 000 Bremerinnen und Bremer. 
 
Die Brandbekämpfung ist mit hohen Gefahren 
für die Feuerwehrleute verbunden. Sie müssen 
sich nicht nur auf ihre Kameradinnen und Ka-
meraden verlassen können, sondern auch auf 
ihre Fahrzeuge und ihre Ausrüstung. Darum ist 
eine moderne und sichere Ausstattung das A 
und O für die Feuerwehr. 
 
Wenn die CDU nun in ihrem Antrag den Inves-
titionsstau bei der Feuerwehrausstattung be-
klagt, legt sie in der Tat den Finger in eine offen 
Wunde. Aber dem Innenressort vorzuwerfen, 
die Problematik schlichtweg zu ignorieren, geht 
nun wirklich zu weit. Das weise ich auch ent-
schieden zurück. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
 
Letztlich fällt der Vorwurf der Ignoranz auf sei-
nen Urheber zurück, denn man muss sich 
schon sehr anstrengen, um nicht sehen zu wol-
len, dass in Sachen Investitionsstau vor allem 
die jahrelange Haushaltsnotlage ihre Spuren 
zurückgelassen hat. Das ist nun wirklich offen-
sichtlich. Von daher fände ich es schon unter 
normalen Umständen recht wohlfeil, hier einen 
solchen Antrag vorzulegen. Ihn aber gezielt zu 
den Haushaltsberatungen einzubringen, 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Wann denn wohl 
sonst?) 
 
ohne auch nur ansatzweise mit Finanzierungs-
vorschlägen um die Ecke zu kommen, ist doch 
etwas wenig. 
 
Im aktuellen Haushaltsentwurf sind für den Er-
werb von Feuerwehrfahrzeugen eine Million 
Euro für 2016 und 1,124 Millionen Euro für 2017 
vorgesehen. Wenn Sie, liebe CDU-Fraktion, 
hierfür zusätzliche Mittel ausgeben wollen, er-
warte ich mit Interesse Ihre konkreten Ände-
rungsanträge zum Haushalt. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Sie fordern eine Planung für den Abbau des In-
vestitionsstaus innerhalb der nächsten fünf 
Jahre, haben aber anscheinend nicht einmal für 
die kommenden eineinhalb Jahre des Doppel-
haushalts irgendeine Idee, woher man das Geld 
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dafür nehmen könnte, jedenfalls keine Idee, die 
Sie sich trauen, in Antragsform zu gießen. 
 
Die Wahrheit ist: Aus den regulär zu erwarten-
den Einnahmen ist ein nennenswerter Abbau 
des Investitionsstaus bei der Feuerwehraus-
stattung derzeit wohl nicht realistisch. Sollten 
sich allerdings für das Innenressort unerwartete 
Mehreinnahmen ergeben, etwa durch die Ver-
mögensabschöpfung bei Straftaten, erwarten 
wir vom Senat, dass er diese Mittel nicht zuletzt 
auch in die Ausstattung der Feuerwehr inves-
tiert. Dort sind solche unregelmäßigen Einnah-
men allemal besser angelegt als zur Beglei-
chung laufender Kosten. 
 
Die Forderung nach einer Investitionsplanung 
für die nächsten Jahre hört sich zunächst ein-
mal vernünftig an. Aber wir wissen doch alle, 
dass die Verhandlungen zum Länderfinanzaus-
gleich noch nicht abgeschlossen sind. Wer se-
riös planen und nicht nur schöne Luftschlösser 
bauen will, muss abwarten, bis die für die Haus-
haltslage der nächsten Jahre wegweisenden 
Entscheidungen gefallen sind. Es ist nicht nur 
zu hoffen, sondern bitter nötig, dass Bremen auf 
der Grundlage dieser Entscheidung endlich die 
Aufgabe angehen kann, den Investitionsstau 
abzubauen - nicht nur bei der Feuerwehr, son-
dern in allen Bereichen der öffentlichen Da-
seinsfürsorge, und möglichst nicht erst 2020, 
sondern schon früher. 
 
Wenn wir übrigens vom Investitionsstau bei der 
Feuerwehr reden, dürfen wir die Freiwilligen 
Feuerwehren nicht außer Acht lassen. Auch 
hier hinken die Fahrzeuge immer weiter dem 
aktuellen Stand der Technik hinterher. Bei der 
Freiwilligen Feuerwehr Mahndorf habe ich kürz-
lich ein Fahrzeug gesehen, in dem ein Regen-
schirm im Führerhaus liegt, weil es dort ständig 
hineinregnet. Solche Mängel haben fatale Aus-
wirkungen auf die Motivation der ehrenamtli-
chen Feuerwehrleute, und unzufriedene Ehren-
amtler sind nun wirklich das Letzte, was wir ge-
brauchen können. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Glücklicherweise ist die Zahl der aktiven Mitglie-
der in den Freiwilligen Feuerwehren in Bremen 
stabil. Nachwuchsprobleme gibt es kaum. Da-
mit steht Bremen in diesem Bereich wesentlich 
besser da als viele andere deutsche Kommu-
nen. Trotz der teilweise widrigen Bedingungen 
leisten unsere Freiwilligen Feuerwehren also 
eine großartige Arbeit, und dafür gebührt ihnen 
unser Respekt! 
 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Was dabei oft vergessen wird: Die Freiwilligen 
Feuerwehren unserer Stadt könnten nicht so 
zuverlässig funktionieren, wenn die bremischen 
Firmen und Betriebe ihren Angestellten nicht 
nahezu durchweg den Rücken freihalten wür-
den. Die Arbeitgeber dieser Stadt scheinen sich 
in diesem Punkt ihrer gesellschaftlichen Verant-
wortung bewusst zu sein. Auch das verdient ei-
nen großen Dank. Im Geiste dieser gemeinsa-
men Verantwortung für unsere Feuerwehren 
sind wir gern bereit, über konstruktive Ideen und 
Vorschläge zu diskutieren, dem Investitionsstau 
entgegenzuwirken. - Vielen Dank! 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin 
hat das Wort die Abgeordnete Frau Vogt. 
 
Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich habe 
ich keine Lust, mich kurz vor Ende aufzuregen. 
Aber das, was die Rednerin und der Redner der 
Koalition hier geleistet haben, war, ehrlich ge-
sagt, unterirdisch. Herr Zicht, ich habe schon 
mit Interesse festgestellt, wie schnell Sie sich 
den Phrasen Ihrer Kollegen aus der Regie-
rungsverantwortung hinsichtlich der Haushalts-
lage angepasst haben und wann man hier An-
träge zu stellen hat. 
 
(Beifall DIE LINKE, CDU, FDP - Zurufe Bündnis 
90/Die Grünen: Oh!) 
 
Ehrlich gesagt: Wann soll man denn sonst 
haushaltsrelevante Anträge stellen, wenn nicht 
kurz vor der Erstellung eines Haushalts, um auf 
Probleme aufmerksam zu machen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen? 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Was die Feuerwehr angeht, Frau Rehwinkel - - 
 
(Abg. Frau Peters-Rehwinkel [SPD]: Peters-
Rehwinkel!) 
 
Peters-Rehwinkel, Entschuldigung! 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: So viel Zeit muss sein!) 
 
 
Das liegt daran, dass wir uns sonst mit Vorna-
men anreden. Es tut mir leid! 
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Zur Dringlichkeit! Wir haben hier in den letzten 
fünf Jahren diverse Debatten über die Dringlich-
keit von Investitionen und Personalverstärkun-
gen im Bereich beider Feuerwehren geführt. Ich 
finde die Art und Weise, in der Sie darüber ge-
redet haben, schon ziemlich bedenklich. Wir ha-
ben das hier erlebt. Ich habe meinen ersten An-
trag zu den AGBF-Schutzzielen im Frühjahr 
2012 gestellt. Da waren von der Berufsfeuer-
wehr ziemlich viele Leute hier, nicht nur Perso-
nalräte, sondern auch Feuerwehrleute, und der 
Senator hat in einer Art und Weise gesprochen, 
die Sie eben auch bemüht haben, nämlich, dass 
alles in Ordnung sei. Die Feuerwehrleute waren 
so etwas von schwer frustriert, weil sie tatsäch-
lich ein Personaldelta haben. 
 
 
Die AGBF-Schutzziele sind eigentlich nicht ver-
handelbar, denn sie sind für die Personalstärke 
der Feuerwehren zuständig. Es gibt gute 
Gründe, warum die AGBF, also die Arbeitsge-
meinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren, 
sie so aufgestellt hat. Es heißt deswegen acht 
Minuten, weil man eine Rauchvergiftung medi-
zinisch nur acht Minuten überlebt. Deswegen ist 
das das Schutzziel. Zehn Feuerwehrleute ist 
das personelle Schutzziel für das erste ausrü-
ckende Fahrzeug, weil die Feuerwehrleute 
auch eine Eigensicherung brauchen. 
 
 
Wenn man sich die Realität der Berufsfeuer-
wehren in den letzten Jahren einmal angese-
hen hat, stellt man fest, es hat diverse Einsätze 
gegeben, in denen die Fahrzeuge nur wegen 
der zu geringen Tagesstärke auf den Wachen 
mit sechs Leuten auf dem Fahrzeug losgefah-
ren sind, bevor Uli Mäurer einmal querverstärkt 
hat. Auch hier ist es so gewesen wie bei der Po-
lizei: Es wurde zu wenig ausgebildet. Wir haben 
die Diskussion auch mit der Feuerwehr geführt, 
dass es zu Einsätzen gekommen ist, in denen 
die Feuerwehrleute auf dem Zug teilweise ohne 
Eigensicherung in die Brandherde hineingegan-
gen sind, was wirklich nicht mehr zu tolerieren 
ist im Hinblick auf die Gesundheit und das Le-
ben der Leute, die für den Brandschutz und da-
mit für unseren Schutz als Bürgerinnen und 
Bürger verantwortlich sind. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich bitte Sie daher, nicht immer so verächtlich 
über die Schutzziele der AGBF zu reden, son-
dern diese ernst zu nehmen, weil sie nämlich 
bedeuten, wie viel Personal im Haushalt einge-
stellt wird. 
 

(Abg. Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Sie ha-
ben eben verächtlich über Herrn Zicht gespro-
chen!) 
 
Das andere ist: Wir warten seit 2012 auf den 
Brandschutzbedarfsplan, den es auch immer 
noch nicht gibt. Wir haben eine sich entwi-
ckelnde Stadt mit fehlenden Erreichbarkeiten 
im Nordosten, mit Überseestadt, aber auch mit 
nicht mehr vorhandenen Strukturen in Bremen-
Nord. Wenn ich mir die Konzepte der Freiwilli-
gen Feuerwehren und der Berufsfeuerwehren 
ansehe - Feuerwehren arbeiten eben zusam-
men -, stelle ich fest, es ist umso fataler, wenn 
man zu wenige Einsatzstandorte hat. Dann ha-
ben die Freiwilligen Feuerwehren auch noch 
veraltete Fahrzeuge oder müssen, wie am 
Lehesterdeich, jahrelang auf den Bau eines Ge-
rätehauses warten! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, reden Sie sich die Situation hier nicht im-
mer schön. Das ist in der Vergangenheit relativ 
fahrlässig gehandhabt worden. Das ist es, was 
man hier vor den Haushaltsberatungen ent-
sprechend thematisieren muss. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Zur Situation des Ehrenamtes, das hier alle ge-
rühmt haben: Genau da wird es bei der Freiwil-
ligen Feuerwehr nämlich auch prekär. Deshalb 
habe ich Sie vorhin gefragt: Haben Sie denn 
einmal mit ihnen gesprochen? Spricht man 
nämlich einmal mit dem Jugendfeuerwehrwart, 
dem Herrn Patzelt, erfährt man, dass er sein 
eineinhalb Jahren einen Termin bei der Sozial-
senatorin zum Thema Fort- und Weiterbildung 
der Jugendfeuerwehr haben will, die einen sehr 
wichtigen Beitrag im Ehrenamt im Land Bremen 
leistet, auch im Sinne eine integrativen multikul-
turellen Gesellschaft. Das finde ich, ehrlich ge-
sagt, ein Trauerspiel. Das sind Sachen, die 
nicht viel Geld kosten, die aber in einen Haus-
halt eingestellt werden müssen. 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Kurzum - ich will mich, wie gesagt, nicht aufre-
gen -: Auf den Brandschutzbedarfsplan warten 
wir! Vernünftige Ausstattung, Personalberech-
nung, vernünftiges Brandschutzkonzept, eine 
Standortplanung, die mit Personal hinterlegt ist, 
und den Fahrzeugbedarf der Freiwilligen Feu-
erwehren und der Berufsfeuerwehren entspre-
chend anpassen, damit die Jugendfeuerwehr 
eben nicht auf dem Weg nach Bremerhaven in 
einem veralteten Mannschaftsfahrzeug ste-
cken- bzw. stehenbleibt und die Jugendlichen 
von ihren Eltern abgeholt werden müssen! So 
sieht nämlich die Realität aus, liebe Kolleginnen 
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und Kollegen! Ich finde, das ist nicht hinnehm-
bar. Ich finde es äußerst fahrlässig, wenn Sie 
hier so argumentieren, als bemühten CDU und 
wir irgendwelche Fantasiemärchen. Reden Sie 
bitte einmal mit beiden Wehren! Reden Sie mit 
den Verantwortlichen! 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Tun wir! Sie sind nicht die Einzige!) 
 
Dann gingen Sie wahrscheinlich auch ein wenig 
vorsichtiger in diese Debatten! - Danke schön! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Scharf. 
 
Abg. Scharf (CDU)*): Ich finde es schade, dass 
heute keine Feuerwehrleute im Saal sind, die 
zuhören. Ich glaube, sie würden ganz oft den 
Kopf schütteln über das, was unsere rot-grüne 
Regierungskoalition eben von sich gegeben 
hat. 
 
(Beifall CDU, ALFA - Zuruf) 
 
Ja, können Sie ruhig! 
 
Wir haben hier eben von Frau Peters-Rehwin-
kel Themen gehört, die gar nicht hier hingehö-
ren. Sie sprach von Schutzzielen und Ausrück-
zeiten. Das ist alles richtig, darin gebe ich Ihnen 
recht. Aber das ist gar nicht der Stand der De-
batte. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Genau!) 
 
Es geht hier um den Investitionsstau für Fahr-
zeuge und nicht um die Schutzziele und den 
Rettungsdienst. Das ist eine andere, große 
Baustelle. Darauf kommen wir in der nächsten 
Zeit noch zurück. 
 
Frau Peters-Rehwinkel, Sie sagten, das All-
tagsgeschäft sei aufgrund der alten Fahrzeuge 
nicht beeinflusst. Ich weiß nicht, wann Sie zu-
letzt eine Freiwillige Feuerwehr besucht haben. 
Das stimmt so nicht. Bei der Berufsfeuerwehr 
gibt es Reservefahrzeuge, die sind teilweise 20 
Jahre alt. Dort müssen Sie hoffen, dass die 
überhaupt anspringen, wenn Sie mit diesen 
zum Einsatz fahren wollen. 
 
Auch Reservefahrzeuge - deswegen haben wir 
den hohen Bedarf - müssen modern sein, sonst 
geht das nicht. Wir haben es eben gehört: Die 
Fahrzeuge in Mahndorf sind über 30 Jahre alt. 
Darin gibt es nicht einmal Sicherheitsgurte. 

Diese Fahrzeuge sind die zweiten Fahrzeuge, 
die ausrücken. Sie werden oft benutzt, um die 
Jugendfeuerwehr zusammen mit den Mann-
schaftstransportfahrzeugen zu Übungen zu 
bringen - ohne Sicherheitsgurte! Sie nehmen 
Jugendliche ohne Sicherheitsgurte mit, heutzu-
tage, im Jahr 2016! Unfassbar! 
 
(Beifall CDU, ALFA) 
 
 
Ich habe lange auf das Stichwort „Haushaltsnot-
lageland“ gewartet. Es musste einfach kom-
men. Wir sind ein Haushaltsnotlageland, das 
gebe ich zu. Trotzdem kann doch ein Ansatz 
von 2,1 Millionen Euro - von Rot-Grün - wirklich 
nicht Ihr Ernst sein! 
 
(Zuruf Abg. Zicht [Bündnis 90/Die Grünen]) 
 
Herr Zicht, ich bin dran! Wir können nachher zu-
sammen singen, aber jetzt rede ich! 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Der parlamentarische Zwischenruf ist 
aber erlaubt!) 
 
Herr Zicht, noch einmal! Sie sagen, ich habe 
keine Idee, eine Ansatzerhöhung im Doppel-
haushalt zu decken. Ich habe Ideen genug. Ich 
gehe aber davon aus, dass Sie das nicht um-
setzen werden. 
 
(Zurufe) 
 
 
Was ist mit der Feuerschutzsteuer? Es wäre 
doch ein Leichtes zu sagen: Die Feuerschutz-
steuer passt zur Feuerwehr, dann koppeln wir 
die ab und nehmen die Einnahmen. Dann ha-
ben wir mehr als 2,1 Millionen Euro. Das wäre 
doch eine Maßgabe! Ich weiß nicht, ob Sie auf 
die Idee noch gar nicht gekommen sind. 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Die CDU, die Partei 
der Steuererhöhungen!) 
 
Das Thema ist ja nicht neu! 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Das ist ja unglaub-
lich!) 
 
Was denn? 
 
(Abg. Frau Grotheer [SPD]: Die Partei der Steu-
ererhöhungen werden Sie jetzt!) 
 
Wieso das denn? Die Feuerschutzsteuer gibt es 
schon. Da muss ich Sie berichtigen. 
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(Abg. Frau Grobien [CDU]: Sie müssen sie er-
höhen, damit Sie das bezahlen können!) 
 
Warum das denn? Die Feuerschutzsteuer 
kommt doch nicht der Feuerwehr zugute. Sie 
versackt doch irgendwo im Haushalt. Warum 
gebe ich diesen Ansatz nicht der Feuerwehr? 
Dann ändern wir das. Oder nicht? 
 
(Abg. Tschöpe [SPD]: Also anders verteilen?) 
 
Richtig! Es geht doch nicht anders, meine Da-
men und Herren! Machen wir uns doch nichts 
vor! Die 2,1 Millionen Euro reichen doch nicht! 
Wenn wir die zwei Millionen Euro lassen, wird 
der Stand noch schlechter. Bei drei Millionen 
Euro kann man diesen schlechten Stand, den 
wir jetzt haben, einigermaßen halten. Wir brau-
chen vier Millionen Euro pro Jahr, um den Fuhr-
park zu modernisieren. Das bedeutet: Auch bei 
vier Millionen Euro, bei zwei Millionen Euro 
mehr, brauchen wir sechs Jahre, um den Inves-
titionsstau, ob er nun dringlich ist oder nicht, ab-
zubauen. 
 
Ich habe auch das Gefühl, das Innenressort 
hinkt der Entwicklung hinterher. Es reagiert nur, 
es agiert nicht. Wir haben es eben gehört: das 
Gerätehaus in Lehesterdeich! Der Herr Senator 
hat mir damals gesagt: Herr Scharf, zur nächs-
ten Wahlperiode ist das Gerätehaus fertig! Das 
war allerdings 2011, nicht 2015. Das ist schon 
ein paar Jährchen her. 
 
Zu dem Hilfeleistungsgesetz, das immer noch 
nicht verabschiedet ist, hat er mir gesagt: Herr 
Scharf, das verabschiede ich in vier Wochen. - 
Da war ich noch Vorsitzender. Seit 2012 bin ich 
das nicht mehr. Das sind für mich sehr lange 
vier Wochen. 
 
Der Brandschutzbedarfsplan, das Brandschutz-
konzept für die Berufsfeuerwehr liegt auch 
schon jahrelang auf seinem Schreibtisch. Es 
soll dieses Jahr verabschiedet werden, hat er in 
der Innendeputation gesagt. Da bin ich aber ge-
spannt. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Wurde schon 
2013 versprochen!) 
 
Was hat Frau Aulepp als designierte SPD-
Vorsitzende - das habe ich im „Weser-Ku-
rier“ gelesen - gesagt? - Ich zitiere: Wir müssen 
wieder klare Kante zeigen. - Sie, nicht wir! 
 
(Zurufe SPD: Oh!) 
 

Da können Sie ruhig jammern; das ist egal. - 
Demnach haben Sie es in den letzten Jahren 
nicht gemacht. Also fühle ich mich in meinen 
Auswertungen bestätigt. 
 
(Beifall CDU, ALFA) 
 
Jetzt zu unserem Antrag! Sie können sich wie-
der beruhigen! 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist schön!) 
 
Zu unserem Antrag, eine Investitionsplanung 
für die Feuerwehr Bremen zu erstellen, den In-
vestitionsstau von circa sechs Millionen Euro in 
den nächsten fünf Jahren zu beheben! Dass 
das dringend ist, ist doch wohl allen klar. Wir 
haben den Investitionsstau jetzt und nicht in fünf 
Jahren. Deswegen ist es dringend, diesen In-
vestitionsstau anzupacken, sodass er in fünf 
Jahren beseitigt ist. 
 
(Beifall CDU, DIE LINKE) 
 
Daher wäre es schön, auch im Sinne der Frei-
willigen Feuerwehren und der Berufsfeuerwehr, 
der ehrenamtlichen Kräfte, wenn Sie unserem 
Antrag zustimmen würden! - Danke schön! 
 
(Beifall CDU, DIE LINKE) 
 
Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Staatsrat Ehmke. 
 
(Zuruf: Frau Peters-Rehwinkel hat sich noch ge-
meldet!) 
 
Herr Staatsrat, es liegt ein Versehen meiner-
seits vor. Frau Peters-Rehwinkel hatte sich 
noch gemeldet. Das habe ich allerdings hier 
oben weggedrückt. - Sie haben das Wort. 
 
Abg. Frau Peters-Rehwinkel (SPD)*): In mei-
nem ersten Beitrag habe ich mich explizit auf 
diesen Antrag bezogen, auch auf die Begrifflich-
keiten der Ignoranz und des dringenden Anlie-
gens. Insoweit habe ich mich dann mit der Ant-
wort auf die Kleine Anfrage auseinanderge-
setzt. Ich sehe mich in dem, was ich gerade mit-
geteilt habe, durch die Antwort gedeckt. Ich 
habe mir hier nichts ausgedacht. Ich finde es 
nicht richtig, wenn man sagt, ich erzähle hier 
merkwürdige Sachen, um nicht das Wort zu 
wiederholen, das eben gesagt wurde. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
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Das Ganze hat aber auch noch die Dimension, 
dass hier eine Darstellung gewählt wurde, die 
die Regierungsfraktionen so dastehen lässt, als 
mache man den ganzen Tag irgendetwas, aber 
nicht das, was man machen muss. Das ist nicht 
richtig. Das ist ein Eindruck, der hier einfach 
nicht stehenbleiben darf. Deswegen habe ich 
dargestellt, dass es eine Planung gibt, dass es 
Investitionen gibt und vorausschauende Denk-
weise, die dem nicht gerecht wird, wenn gesagt 
wird, dass hier ignorant gehandelt wird. Darauf 
weise ich noch einmal hin. Das ist meines Er-
achtens ein wichtiger Aspekt. 
 
Wenn ich direkt angesprochen werde, ob ich 
schon einmal mit Menschen der Feuerwehr ge-
sprochen habe, dann kann ich das durchaus 
bejahen. Einmal war eine Dame im Petitions-
ausschuss, die dargestellt hat, wie es sich ver-
hält. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Ich weiß!) 
 
Aber ich wollte es Ihnen und der geneigten Öf-
fentlichkeit mitteilen, dass ich auch mit Leuten 
gesprochen habe. 
 
(Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: Aber Sie haben 
die Petition trotzdem abgelehnt! - Abg. Tschöpe 
[SPD]: Man braucht nicht alle Petitionen anzu-
nehmen, nur weil jemand da ist!) 
 
Wenn ich im Petitionsausschuss alles bejahen 
würde, was vorgetragen wird, wäre ich keine 
gute Vorsitzende! 
 
(Beifall SPD - Abg. Frau Vogt [DIE LINKE]: 
Dann brauchen Sie sich nicht zu wundern, dass 
die Feuerwehr Sie ignorant findet!) 
 
Also, Sie sind jetzt fertig, dann mache ich jetzt 
weiter. - Im Prinzip will niemand irgendwo spa-
ren. Aber wir sehen uns dieser Tatsache gegen-
über, dass wir ein Haushaltsnotlageland sind. 
Das müssen wir in der gesamten Breite des 
Parlaments einfach anerkennen und mit dieser 
Tatsache umgehen. Vor diesem Hintergrund 
meine ich, dass eben das getan werden muss, 
was zu tun ist. Gewisse Dinge - das habe ich 
eben auch gesagt - muss man anerkennen. Da 
gibt es natürlich Rückstände. Diese müssen be-
arbeitet werden. Aber wir befinden uns in einem 
dynamischen Prozess der Planung, der mit 
dem, was hier gefordert wird, unterbrochen 
würde. 
 
(Präsident Weber übernimmt wieder den Vor-
sitz.) 
 

Aus der Antwort auf die Kleine Anfrage geht 
hervor, dass es eine lebendige Planung ist. 
Jetzt eine neue Planung aufzulegen, halte ich 
nicht für erforderlich. Deswegen lehne ich im 
Namen meiner Fraktion diesen Antrag ab. - Vie-
len Dank! 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Staatsrat Ehmke. 
 
Staatsrat Ehmke: Herr Präsident, meine sehr 
geehrte Damen und Herren! Wir haben in der 
Debatte ein breites Spektrum behandelt, vom 
Kern des Antrages hin zu den Fragen der 
Schutzziele im Bereich der Freiwilligen Feuer-
wehren. Auch, wenn das hier nicht beantragt ist, 
so ist es auch hier richtig, dass alles irgendwie 
mit allem zusammenhängt. Je nachdem, wie wir 
im Investitionsbereich bei der Berufsfeuerwehr 
Fahrzeuge ersetzen, können wir Fahrzeuge in 
die Freiwilligen Feuerwehren geben. Natürlich 
ist auch die Frage, welches Standortkonzept 
man aufstellt, in Verbindung mit der Frage zu 
sehen: „Wie viele Fahrzeuge stehen dann da?“, 
und so weiter. 
 
Insofern ist es natürlich richtig: Irgendwie hängt 
alles mit allem zusammen. Trotzdem will ich 
mich auf den Kern dieses Antrages konzentrie-
ren, auch deshalb, weil das nicht die letzte De-
batte zum Thema Feuerwehr sein wird. Herr 
Scharf hat das Bremische Hilfeleistungsgesetz 
angesprochen. Wann auch immer Sie mit ei-
nem Beschluss gerechnet haben - auf jeden 
Fall ist er heute im Senat gefallen. Das Bremi-
sche Hilfeleistungsgesetz wird der Bremischen 
Bürgerschaft zur Entscheidung vorgelegt. Be-
standteil dieses Reformvorschlages wird es 
auch sein, dass zukünftig der Ortsgesetzgeber, 
also die Stadtbürgerschaft, über das Schutzziel 
in Bremen zu befinden hat, sodass wir hier noch 
hinreichend Raum haben, über die Fragen der 
Schutzziele und der Ausstattung der Feuerweh-
ren in diesem Bereich zu befinden und vor allem 
am Ende auch Entscheidungen zu treffen. 
 
Ich will darüber hinausgehend nur auf einen ein-
zigen Aspekt hinweisen. Der Eindruck, der in 
der Debatte entstanden ist, auch wenn man 
sich auf den Kern, den Investitionsstau, bezo-
gen hat, ist, dass dem Senat seine Feuerweh-
ren nicht lieb und teuer wären und er sie sträf-
lich vernachlässigt. Diesem Eindruck möchte 
ich entgegentreten. Es gibt in meinem Ge-
schäftsbereich, glaube ich, keinen einzigen Be-
reich, in dem in diesem Haushalt so ein nach-
drücklicher Schwerpunkt gesetzt worden ist wie 
bei der Feuerwehr. Es gibt wahrscheinlich im 
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Gesamthaushalt ganz wenige Bereiche, in de-
nen wir eine so deutliche, sicherlich notwendige 
Personalaufstockung vorgenommen haben. 
 
(Beifall SPD) 
 
Wir haben in diesem Haushalt eine Personal-
aufstockung im Bereich der Feuerwehr von 
über zehn Prozent eingeplant. Ich will über-
haupt nicht behaupten, dass das Luxus wäre. 
Das ist vielmehr eine notwendige und sich aus 
dem sich in Planung befindlichen Brandschutz-
konzept und der Zahl der Überstunden erforder-
liche Personalaufstockung. Aber es ist trotzdem 
unter den gegebenen Haushaltsrahmenbedin-
gungen ein totaler Kraftakt, der hier unternom-
men wird. Deshalb möchte ich einfach nur, dass 
nicht der Eindruck entsteht, es kümmere sich 
niemand im Senat um die Feuerwehr. Wir ha-
ben das sehr wohl im Blick. 
 
Ich will dabei allerdings nicht bestreiten, Herr 
Scharf, dass wir im Bereich der Fahrzeugaus-
stattung bei der Feuerwehr einen Sanierungs-
stau haben. Das hat der Senat - auf die Zahlen 
beziehen Sie sich auch - in seiner Antwort auf 
die Kleine Anfrage ausdrücklich deutlich ge-
macht. Insofern sind wir nicht ignorant, wir ver-
heimlichen auch nichts, sondern wir stellen sehr 
wohl dar, welche Mittel für eine optimale Fahr-
zeugausstattung der Feuerwehr erforderlich 
wären. 
 
 
Sie fordern von uns ein Konzept. Das wundert 
mich ein wenig, denn im Prinzip haben Sie das 
Konzept hier selber dargelegt. Es ist keine be-
sonders große Rechenherausforderung. Wir 
haben in der Tat im Moment eine Situation, 
dass wir einen Investitionsbedarf über das hin-
aus, was wir im Moment im Haushalt haben, 
von etwa sechs Millionen Euro haben. Wenn wir 
den über fünf bis sechs Jahre abtragen wollten, 
müssten wir den Investitionseckwert im Bereich 
der Fahrzeugbeschaffung bei der Feuerwehr 
per anno um etwa 1 Million Euro bis 1,2 Millio-
nen Euro oder 1,3 Millionen Euro anheben. Das 
Konzept ist sozusagen schnell geschrieben. Es 
ist auch schnell dargestellt. 
 
Das Problem ist ein anderes. Wir müssten diese 
zusätzlichen zwei Millionen Euro, zweieinhalb 
Millionen Euro, drei Millionen Euro in diesem 
Doppelhaushalt schlicht und ergreifend irgend-
jemand anderem wegnehmen. Das ist die 
Wahrheit, vor der wir stehen. Der Senat hat sei-
nen Vorschlag, wie er in den nächsten zwei 
Jahren gedenkt, Investitionen zu tätigen, vorge-
legt. Er befindet sich in dem Haushalt, den wir 

vorgelegt haben, den wir in der Deputation er-
örtert haben und der im Übrigen im Parlament 
abschließend beraten werden wird. Das ist die 
Planung des Senats. Sie liegt vor. 
 
Wenn man sagt, der Ansatz soll um zwei Millio-
nen Euro erhöht werden, kann man das vertre-
ten. Haushaltsnotlage hin oder her: Selbst wenn 
wir Geld bis zum Umfallen hätten, bliebe am 
Ende die Frage: Wo will man es herausneh-
men? Auch wenn wir Einnahmen aus Steuern 
für diese Aufgabe verwenden wollten - das 
könnten wir natürlich -, bleibt am Ende das 
Problem, dass die zwei Millionen Euro, die wir 
mehr in Feuerwehrfahrzeuge investieren, an 
anderer Stelle eben nicht ausgegeben werden 
können. Das gehört zur Wahrheit schlicht dazu. 
Auch diese Antwort muss man geben. - Vielen 
Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen - Abg. 
Scharf [CDU] meldet sich zu einer Zwischen-
frage. - Glocke) 
 
Präsident Weber: Herr Staatsrat, möchten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Scharf beantworten? - Bitte, Herr Kollege 
Scharf! 
 
Abg. Scharf (CDU): Sie haben eben gesagt, 
wir forderten ein Konzept und es gebe schon 
ein Konzept. Da muss ich Sie leider berichtigen. 
Das Konzept betrifft nur die Freiwilligen Feuer-
wehren. Das müssten Sie inzwischen gelernt 
haben. Das Konzept, das wir fordern, ist, ein 
Konzept für den Abbau des Investitionsstaus für 
die Feuerwehr Bremen insgesamt aufzustellen. 
Das betrifft auch die Berufsfeuerwehr, nicht nur 
die Freiwillige Feuerwehr. Leider wird sich an 
diesem Konzept - -. 
 
Präsident Weber: Die Frage, Herr Kollege! Die 
Frage, bitte! 
 
Abg. Scharf (CDU): Entschuldigung! - Sie sa-
gen, es wird sich an dieses Konzept gehalten. 
Ich frage: Wie kommen Sie darauf - es sind jetzt 
zwei Fahrzeuge beschafft worden -, dass sich 
an das Konzept gehalten wurde? Das ist meine 
Frage. 
 
Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat! 
 
Staatsrat Ehmke: Herr Scharf, ich bitte viel-
mals um Entschuldigung, dass ich den Begriff 
„Konzept“ benutzt habe. In der Tat, Sie fordern 
eine Planung und kein Konzept. Das ist natür-
lich ein sträflicher Fehler meinerseits. Aber ich 
möchte meinen Redebeitrag jetzt nicht mit dem 
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neuen Begriff wiederholen. Ich käme zu dem 
gleichen Ergebnis. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Sie haben eine Investitionsplanung des Senats 
gefordert, wie in den nächsten fünf Jahren fünf 
Millionen Euro mehr ausgegeben werden kön-
nen. Ich sage: Wir brauchen nicht bis Ende Mai, 
um so eine Planung aufzustellen, insbeson-
dere, da Sie die hier gerade vorgetragen haben. 
Man müsste per anno einfach eine Million Euro 
mehr ausgeben, und schon stünde die Investiti-
onsplanung, wie man in fünf Jahren fünf Millio-
nen Euro ausgeben möchte. Das ist nicht die 
Herausforderung. 
 
Die Herausforderung ist: Woher nehme ich die 
fünf Millionen Euro? Darüber haben wir hier 
zwar auch schon viel geredet, aber noch keine 
Antworten gehört. Vielleicht kommt das ja noch 
im weiteren Verfahren. - Vielen Dank! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der 
Drucksachen-Nummer 19/122 S seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür CDU, DIE LINKE, FDP, ALFA) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab. 
 
 
Innenstadtverkehr muss fließen - Verkehrs-
ströme zeitnah analysieren und nachhalti-
ges Verkehrskonzept für den Wall und die 
gesamte Innenstadt erstellen 
Antrag der Fraktion der FDP 
vom 15. September 2015 
(Drucksache 19/24 S) 
 
Wir verbinden hiermit: 
 

Innenstadtverkehr muss fließen - Verkehrs-
ströme zeitnah analysieren und nachhalti-
ges Verkehrskonzept für den Wall und die 
gesamte Innenstadt erstellen 
Bericht der städtischen Deputation für Um-
welt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Ener-
gie und Landwirtschaft 
vom 16. März 2016 
(Drucksache 19/125 S) 
 
Meine Damen und Herren, der Antrag der Frak-
tion der FDP vom 5. September 2015 (Drucksa-
che 19/24 S) ist von der Stadtbürgerschaft in ih-
rer 3. Sitzung am 22. September 2015 an die 
städtische Deputation für Umwelt, Bau, Ver-
kehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft überwiesen worden. Diese legt nunmehr 
mit der Drucksachen-Nummer 19/125 S ihren 
Bericht dazu vor. 
 
Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr. 
Lohse. 
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 
 
Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Steiner. 
 
Abg. Frau Steiner (FDP): Herr Präsident, liebe 
Kollegen! Wir wollten noch einmal eine Diskus-
sion darüber anregen: Wie fließt der Verkehr 
am Wall und in unserer Stadt? Deshalb danken 
wir, dass sich die Deputation für Bau noch ein-
mal damit auseinandergesetzt hat. 
 
Zur Historie! Es sieht so aus, dass es nach dem 
Brand im Harms-Gebäude im Mai 2015 zu einer 
mehrmonatigen Vollsperrung kam. Dieser 
Sperrung folgte ab September eine Einbahn-
straßenregelung zwischen Bischofsnadel und 
Herdentor. Die Situation ist so, dass die Einzel-
händler massiv unter der Sperrung und unter 
der Einbahnstraßenregelung litten. Ullmann ist 
mittlerweile sogar weggezogen. Vor allem lei-
den sie insofern, als viele Kunden mittlerweile 
ausbleiben. Zwar hat sich die Situation jetzt ver-
bessert, aber dennoch ist dort ein Loch zu ver-
zeichnen. Obwohl mehr Geld für Werbemaß-
nahmen durch die Wirtschaftsförderung ausge-
geben wurde, konnte das nicht kompensiert 
werden. Um größeren Schaden abzuwenden, 
wurde die Einbahnstraßenregelung 2015 wie-
der aufgehoben. Das war der Stand. 
 
Jetzt ist es so, dass hanseWasser aufgefallen 
ist, dass der Mischwasserkanal am Wall in 
Höhe des ehemaligen Polizeigebäudes erneu-
ert werden muss. Das bedeutet, dass der Wall 
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zunächst einmal von Mai bis Juli wieder zur Ein-
bahnstraße werden wird, dieses Mal nur an-
dersherum als 2015. 
 
Wir verstehen natürlich die Notwendigkeit, aber 
wir verstehen es insofern nicht, als man das 
doch sicher auch anders koordinieren könnte. 
Kann man es nicht einfach besser abstimmen? 
Wir werben immer für eine übergreifende Koor-
dinierung, auch was die Verkehrssituation an-
geht. Es wäre sicherlich auch hier sinnvoller ge-
wesen. Wer soll da noch durchblicken? Dieses 
Agieren macht uns in der City nicht unbedingt 
attraktiver, denn die Leidtragenden sind sicher-
lich alle Verkehrsteilnehmer, nicht nur die einen 
oder die anderen. Es sind nicht nur die, die am 
Verkehr teilnehmen, sondern auch die, die vor 
Ort ansässig sind, also gleichermaßen Anwoh-
ner und Geschäftsleute. Die Attraktivität eines 
Standorts bemisst sich eben auch daran, wie 
viel Planungssicherheit man hat. 
 
 
Die Situation am Wall steht exemplarisch dafür, 
wie unbefriedigend die Verkehrs- und Innen-
stadtentwicklung im Moment ist. Die Verkehrs-
führung am Wall war im vergangenen Jahr sehr 
unübersichtlich und unfallträchtig, und das nicht 
nur für Auswärtige. 
 
 
Ab Mai wird sich der Verkehr wieder Ausweich-
routen suchen müssen, sei es über das Viertel, 
Ostertorstraße, Buchtstraße oder sicherlich 
auch Ostertorwallstraße. Wir jedenfalls glau-
ben: Das geht besser - zumindest, wenn man 
will. 
 
In der Baudeputation wurde auch darüber be-
richtet, welche Baumaßnahmen noch kommen. 
Es gibt Maßnahmen der BSAG in der City ab 
April. Schon jetzt wird empfohlen, über die Fau-
lenstraße auszuweichen. Es sind weitere Bau-
stellen geplant, die mit Straßensperrungen ein-
hergehen, sei es Bahnhofsvorplatz, Bahnhof-
straße, und, und, und. Es gibt die Baumaß-
nahme im Bereich der Heinrich-Plett-Allee mit 
dem Brückenabriss, Neubau über die B 75. 
 
(Abg. Frau Strehe [SPD]: Das ist auch wichtig!) 
 
Ich glaube, dass die Straßen durch die ganzen 
Umleitungen, die vorgeschlagen werden, schon 
jetzt am Limit sind und es nur eine Frage der 
Zeit ist, bis dort der Verkehr komplett zusam-
menbricht. Es wird zu Engstellen für alle Ver-
kehrsteilnehmer kommen, auch für Fußgänger 
und Radfahrer, die von diesen Sperrungen be-
troffen sein werden. 

Wir von der FDP-Fraktion setzen immer auf ein 
gleichberechtigtes Miteinander der Verkehrs-
teilnehmer. Ja, wir wissen, es gibt den Ver-
kehrsentwicklungsplan. Wir wissen theoretisch 
auch, wie der Verkehr fließen sollte. Auch das 
Innenstadtkonzept 2025 ist bekannt. Jetzt ist 
aber zu überprüfen, ob die darin definierten 
Leitlinien und Pläne den aktuellen Gegebenhei-
ten entsprechen. Anderenfalls müsste man 
über Kurskorrekturen sprechen und Verände-
rungen daran vornehmen. 
 
Bremen ist ein Wirtschafts- und Logistikstand-
ort. Da muss natürlich auch der Verkehr fließen. 
Davon profitieren im Endeffekt alle Beteiligten. 
Wir sehen nach wie vor die Notwendigkeit, ver-
kehrliche Untersuchungen durchzuführen. Ins-
besondere mit Blick auf eine nachhaltige Innen-
stadtentwicklung und den Ausbau von Wohnen 
in der City besteht jetzt Handlungsbedarf. Es 
gibt sicher Optimierungspotenziale im Lenken 
der Verkehrsströme, von denen alle Verkehrs-
teilnehmer sowie auch die Anwohner und Ein-
zelhändler profitieren würden. 
 
In unseren Augen besteht jetzt die Chance, weg 
von den Einzelbetrachtungen der Verkehre hin 
zu einer Gesamtheit zu kommen und diese Ge-
samtheit sinnvoll zu lenken und zu überdenken. 
Unser Ziel ist es jedenfalls, die Innenstadt für 
alle sinnvoll und effizient zu gestalten, auch weil 
wir gerade im starken Wettbewerb zu den um-
liegenden Zentren stehen. Nur den Verkehr 
auszugrenzen, bringt offensichtlich nichts. Ein-
fach Verbote und Sperrungen zu verordnen - 
das sage ich übrigens auch mit Blick auf die ge-
plante Einführung der Blauen Abgasplakette -, 
halten wir in dem Fall für den falschen Weg. 
 
Wir benötigen intelligente Verkehrslenkungen. 
Fahrzeuge, die rollen, sind emissionsarmer und 
lautloser als Stau. Angesichts der zwischenzeit-
lich eingetretenen und weiter geplanten Verän-
derungen können wir uns nicht auf unserem 
Status quo ausruhen. Daher bitten wir nach wie 
vor, auch wenn der Bericht etwas anderes vor-
sieht, um die Unterstützung unseres Antrags. - 
Danke! 
 
(Beifall FDP) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Saxe.  
 
Abg. Saxe (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine Damen und Herren! Was haben Sie eben 
gesagt? Der Verkehr in Bremen bricht zusam-
men? Haben Sie eigentlich den Bericht über 
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Staustatistik und wie Bremen so dasteht, einmal 
gelesen? 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD - Abg. 
Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grünen]: Vor 
allem im Vergleich zum Logistikstandort Ham-
burg!) 
 
Dazu fällt mir wirklich nichts mehr ein, absolut 
nichts mehr! In Sachen weniger Staus spielt 
Bremen absolut in der Champions League. Sie 
reden davon, dass der Verkehr zusammen-
bricht. Das finde ich wirklich vollkommen ab-
surd. 
 
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Fahren Sie einmal in 
die Stadt!) 
 
Wir sind in der Champions League der wenigs-
ten Staus und hoffentlich heute Abend im Fuß-
ball im Pokalfinale. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
 
Das erstaunt mich nun wirklich, weil es so weit 
weg von jeder Realität ist. 
 
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Das ist ein Fahrrad-
fahrerblick!) 
 
Nein, es ist kein reiner Fahrradfahrerblick! Ich 
habe immer einen multimodalen Blick. Sie re-
den von Gleichberechtigung der Verkehrsarten, 
aber Sie tun überhaupt nichts dafür. Ihr Antrag 
ist ein wunderbares Beispiel dafür, dass es 
Ihnen gar nicht um die Gleichberechtigung der 
Verkehrsarten geht. 
 
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Das ist eine Verleum-
dung! Das stimmt nicht!) 
 
 
Eine Verleumdung ist das? Oh! Ich werde Ihnen 
das gleich noch weiter darlegen. Sie haben sich 
in dem Antrag auch ein bisschen zum Fahrrad-
verkehr geäußert. 
 
In diesem Antrag steckt für mich ein Geist einer 
völlig überkommenen und überwundenen Idee 
von Mobilität, die wir alle gemeinsam im Ver-
kehrsentwicklungsplan - Sie waren nicht dabei, 
das stimmt - entwickelt haben. Dahinter steckt 
einfach eine ganz andere Idee. Sie suggerieren 
in Ihrem Text, dass es kein Gesamtkonzept 
gebe. Ihnen ist das dargelegt worden. Das ha-
ben Sie ausweislich Ihres Redebeitrags jetzt 
auch gemerkt. Das haben wir alles schon 
längst. Natürlich ist im Innenstadtkonzept ein 

Verkehrskonzept entwickelt und mit Maßnah-
men im Handlungskonzept des Verkehrsent-
wicklungsplans verfeinert worden. Daher blei-
ben sowohl die Überschrift wie auch Ihr Be-
schlusspunkt sieben für mich völlig rätselhaft. 
 
Die von Ihnen vorgeschlagenen Untersuchun-
gen wurden durchgeführt. Natürlich! Das macht 
man, wenn es solche gravierenden Verkehrs-
veränderungen gibt. Daher sind die Beschluss-
punkte eins bis drei als erledigt zu betrachten. 
 
Es waren zum Teil erhebliche Verlagerungen zu 
beobachten - das ist völlig klar - auf Straßen wie 
Faulenstraße, Martinistraße und der Brill-Kreu-
zung. Die Maßnahme war eine reversible Maß-
nahme. Das haben wir von Anfang an immer so 
gesagt. Sie kritisieren die Einbahnstraßenrege-
lung, wie wir sie da getroffen haben. Wir haben 
uns vorher mit der Polizei und mit den Innen-
stadtkaufleuten abgestimmt, welches die sinn-
volle Variante für eine Einbahnstraßenregelung 
ist. Dabei ist festgestellt worden, dass das, was 
Sie in Ihrem Antrag vorgestellt haben - aber das 
ist wirklich Schnee von gestern -, nicht sinnvoll 
ist. 
 
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Genau! Uns geht es 
um das, was jetzt kommt!) 
 
Zusätzliche Querungsmöglichkeiten wurden im 
Rahmen des Innenstadtkonzeptes vereinbart 
und sind sicher eine gute Idee. 
 
Zum Radverkehr, Stichwort Gleichberechtigung 
der Verkehrsarten, fällt Ihnen nur ein, dass ein 
Angebotsstreifen entfernt werden soll, weil er zu 
gefährlich ist. Zum fließenden Innenstadtver-
kehr zählen aber ausdrücklich der öffentliche 
Nahverkehr, der Fußverkehr und, ja, auch der 
Radverkehr dazu - in einer Radfahrerhauptstadt 
wie Bremen erst recht! Wir haben nach Kopen-
hagen und Amsterdam - darin sind wir auch 
Champions League - mit gewissen Abstand den 
höchsten Radverkehrsanteil europäischer 
Städte über 500 000 Einwohner. 
 
(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
 
Das ist gut so. Darauf sind wir stolz. Diesen An-
teil zu erhöhen ist erklärtes Ziel dieser Koalition 
und war auch Konsens im Rahmen des Ver-
kehrsentwicklungsplans. Dafür sind solche An-
gebotsstreifen ein guter und sicherer Anreiz. 
Folglich gab es auch keine Sicherheitsauffällig-
keiten, wie Sie sie vermutet haben. Das Ein-
zige, was man feststellen konnte, ist, dass ab 
und zu ein Auto auf diesem Streifen geparkt hat 
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und es dann zu leichten Sicherheitsauffälligkei-
ten kam. 
 
Einige weitere Bemerkungen zu Maßnahmen 
zu dem Innenstadtverkehrsgesamtkonzept, das 
es schon gibt. Wegen der Verdrängung in die 
Martinistraße mit der Einbahnstraßenregelung 
scheint mir diese mit einem Rückbau der Marti-
nistraße, was wir sie im Innenstadtkonzept ha-
ben, nicht kompatibel. Diesen halte ich aber 
nach wie vor für wünschenswert. Er würde die 
trennende Wirkung zwischen Schlachte und In-
nenstadt mildern und dem Handel Impulse ge-
ben, dem es in der Martinistraße nicht so super-
gut geht. Das ist eine sehr sinnvolle Maßnahme 
aus dem Innenstadtverkehrskonzept. 
 
Unerträglich ist für mich die Situation am Her-
dentorsteinweg stadteinwärts für Fußgänger 
und Radfahrer. Auch dafür ist eine Maßnahme 
hinterlegt. 
 
Im Rahmen der Fertigstellung des Gebäudes 
auf dem Bahnhofsvorplatz ist es dann sinnvoll, 
die vorgeschlagene Umwandlung der Bahnhof-
straße in eine Fußgängerzone vorzunehmen. 
Auch die Erreichbarkeit der Radstation werden 
wir dann verbessern. 
 
Es gibt ein Gesamtverkehrskonzept, und wir 
setzen es - manchmal ein bisschen zu sehr sut-
sche piano - um. Ich würde mir manchmal et-
was mehr Geld dafür wünschen, diese Maß-
nahme umzusetzen. Aber wir haben eine Ge-
samtidee, und wir werden sie umsetzen. - Vie-
len Dank! 
 
Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Sprehe. 
 
Abg. Frau Sprehe (SPD): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der Redebeitrag von 
Frau Steiner hat mich etwas verwundert, denn 
eigentlich haben Sie ein Verkehrskonzept für 
den Wall und die Innenstadt gefordert. Dass 
jetzt auf einmal die Blaue Plakette aufkommt, 
hat mich in Erstaunen versetzt, weil diese Blaue 
Plakette - das wird Frau Steiner auch wissen - 
eben gerade nicht die Innenstadt tangiert, son-
dern, wenn überhaupt, Kreuzungen, zum Bei-
spiel am Dobben oder auch in der Nordstraße, 
die nun weiß Gott nicht zur Innenstadt gehört. 
 
Ich will mich mit dem Antrag im Einzelnen be-
schäftigen, wegen dem wir hier stehen. Die 
Bau- und Verkehrsdeputation hat sich am 10. 
März 2016 eingehend mit dem FDP-Antrag vom 
15. September 2015 befasst. Nur darüber kön-
nen wir reden - und nicht über andere Dinge! 

Sie empfiehlt in ihrem Bericht, den FDP-Antrag 
abzulehnen. Diesem Ergebnis wird die SPD-
Fraktion auch folgen. 
 
(Beifall SPD) 
 
Lassen Sie mich einige ergänzende Ausführun-
gen dazu machen. Wie mein Kollege Saxe 
schon gesagt hat: Verkehr soll fließen. Das be-
trifft nicht nur das Auto, sondern auch den 
ÖPNV, den Fahrradverkehr und die Fußgänger, 
von denen wir nach wie vor erfreulicherweise 
sehr viele in der Innenstadt haben 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
und die diese beleben. Dort gibt es auch noch 
eine Menge Baustellen, die noch bereinigt wer-
den müssen, wie zum Beispiel der kleine Fahr-
radweg am Herdentorsteinweg, der auf der 
rechten Seite fast verkehrsgefährdend mit den 
Fußgängern kollidiert. 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Eine reine Verbesserung des Verkehrsflusses 
für den Kfz-Verkehr, wie Sie das fordern, Frau 
Steiner, bedeutet Einschränkungen für die an-
deren Verkehrsarten, da in unserer Innenstadt 
der Platz, wie im Übrigen auch in anderen Städ-
ten, rar und kostbar ist und einer besonders gu-
ten Planung bedarf, um eine Gleichberechti-
gung aller Verkehrsteilnehmer zu stärken. 
 
(Beifall SPD) 
 
Die Bürgerschaft hat 2014 den Verkehrsent-
wicklungsplan 2025 beschlossen, dem bereits 
das Innenstadtkonzept zugrunde lag. Gerade in 
Bezug auf den Verkehrsentwicklungsplan müs-
sen wir auch in der Innenstadt alle Verkehrsar-
ten gleich entwickeln. Im Übrigen trägt er ge-
rade ein aktuelles, tragfähiges Verkehrskonzept 
- das, was Sie gefordert haben. 
 
 
Das von der FDP geforderte reine Verkehrskon-
zept für den Innenstadtbereich ist überhaupt 
nicht zielfördernd, da die Veränderungen am 
Rande der Innenstadt, wie zum Beispiel am 
Bahnhofsvorplatz oder auch der Fernbus-ZOB, 
darin einfließen müssen, weil die Verkehre auch 
in die Innenstadt hineinfließen, um zum Beispiel 
die Parkhäuser zu belegen. Im Sinne der FDP 
und in unser aller Sinn ist, dass die Innenstadt 
lebt. Die Innenstadt lebt leider heutzutage auch 
von einem vielfältigen Pkw-Verkehr, den es 
nach wie vor gibt. 
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Die zeitweise eingerichtete Einbahnstraßenre-
gelung am Wall wurde nach dem Brand des 
Harms-Hauses auch auf Wunsch der Anlieger 
eingerichtet, und, oh Wunder, der Innenstadt-
verkehr ist durch Verlagerung nicht gänzlich 
zum Erliegen gebracht worden. Es kam nur ver-
einzelt zu einer Verlängerung der Staulängen 
an den Knotenpunkten. Wenn uns das früher je-
mand gesagt hätte: „Der Wall ist voll gesperrt, 
und die Innenstadt bricht nicht zusammen“, 
man hätte es nicht geglaubt. 
 
 
Die Einbahnstraßenregelung wurde circa drei 
Monate ausprobiert, um die Attraktivität der 
Straße am Wall als Boulevard durch eine hö-
here Aufenthaltsqualität zu steigern. Repräsen-
tative Ergebnisse für diese Zeit gibt es nicht. 
Aber es gab viele positive Rückmeldungen. 
 
(Abg. Rohmeyer [CDU]: Von wem?) 
 
Die gesammelten Erfahrungen werden bei ei-
nem weiteren städtebaulichen Verfahren be-
rücksichtigt. So ist zum Beispiel 2016 für den 
Abriss des Harms-Hauses wieder eine tempo-
räre Einbahnstraßenregelung notwendig. 
 
Um auf Frau Steiner zurückzukommen: Sie wol-
len doch wohl nicht allen Ernstes behaupten, 
dass, nur weil die Geschäftsleute dort keine 
Einbahnstraßenregelung haben wollen, obwohl 
hanseWasser den Kanal erneuern muss, da-
rauf auf alle Ewigkeiten verzichtet werden soll? 
Es ist wichtig, dass unsere Straßen und Kanäle 
in einem ordnungsgemäßen Zustand sind. Es 
kann nicht sein, dass deshalb Straßen ausge-
nommen werden. Wir sind froh über jeden Ka-
nal, der saniert wird. 
 
(Beifall SPD - Glocke) 
 
Ich komme gleich zum Schluss! - Wie bereits 
am Anfang meiner Rede erwähnt, ist ein geson-
dertes Verkehrskonzept für den Wall und die 
gesamte Innenstadt nicht notwendig. Deshalb 
lehnt die SPD-Fraktion den Antrag der FDP ab! 
 
 
Für heute Abend jedoch wünsche ich mir, dass 
es ein kleines Chaos mit vielen freudigen Men-
schen und einem Stau, wie eben schon be-
schrieben, den wir sonst nicht haben wollen, 
nämlich aufgrund eines Autokorsos, gibt, weil 
Werder Bayern besiegt. Ich drücke die Dau-
men! - Tschüss! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Strohmann. 
 
Abg. Strohmann (CDU): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe 
FDP! Wir werden uns bei diesem Antrag enthal-
ten, weil wir ihn nicht ablehnen wollen. Vom 
Grundsatz her wissen wir, was Sie wollen. Ich 
glaube, Sie sind bei der ganzen Sache ein biss-
chen kurz gesprungen. Das finde ich schade. 
Die Liberale Gesellschaft ist da schon weiter. 
Herr Beyer - ich weiß nicht, ob Sie da schon an-
wesend waren - hat das Projekt unterirdische 
Parkgarage am Wall vorgestellt. 
 
(Abg. Frau Steiner [FDP]: Das kommt in unser 
Innenstadtkonzept!) 
 
Sehen Sie, Sie sind inhaltlich eigentlich schon 
weiter! Deshalb brauchen Sie sich mit so einem 
kleinteiligen Kram, über den wir und alle meine 
Vorredner hier jetzt diskutieren, nicht abzuge-
ben. Mit so kleinteiligen Sachen werden wir 
nicht weiterkommen. Die Problematik am Wall, 
Verkehr, Zuwege zum Verkehr, werden wir 
nicht dadurch lösen, dass wir eine Einbahn-
straße links- oder rechtsherum bekommen. Wir 
werden die Probleme der Zufahrt in die Innen-
stadt auch nicht lösen, wenn wir nicht das Prob-
lem des Parkhauses Mitte lösen. Das ist der 
Kern des Ganzen. 
 
(Zuruf CDU: Ja!) 
 
Wenn wir ein unterirdisches Parkhaus am Wall 
mit Zufahrten in Höhe Swissôtel, Ein- und Ab-
fahrt, schaffen würden, würden wir den ganzen 
Bereich der Kreuzung Wall/Herdentor entspan-
nen. Wir könnten viel größere Fahrradflächen 
ausweisen, weil wir die Autoflächen gar nicht 
mehr brauchen, weil sich die Verkehre weiter-
entwickeln. 
 
(Beifall CDU, FDP, ALFA) 
 
Einmal von der Innenstadtentwicklung ganz ab-
gesehen! Wir könnten die Knochenhauerstraße 
zur Fußgängerzone machen. Wir hätten ein su-
per Parkhaus. Wir hätten auch eine vernünftige 
Zuwegung für die Geschäfte am Wall. So, wie 
das jetzt ist, ob mit Einbahnstraße links, rechts 
oder ohne, werden wir keine Lösung finden. 
Das ist übrigens ein Thema, über das schon 
ewige Zeiten diskutiert wird. Ich glaube, Anfang 
der Neunzigerjahre gab es dort unter der Am-
pel-Regierung schon einmal eine Einbahn-
straße. Dann hat es die Große Koalition wieder 
zurückgenommen. Geändert hat sich an der 
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Geschäftslage nichts. Wir müssen die Leute im 
Grunde genommen dort hinführen. 
 
Lieber Kollege Saxe, ich habe gesagt, ich be-
fürchte, dass ihr den Krempel, den ihr da aufge-
schrieben habt, auch noch umsetzen wollt. Das 
wird nicht funktionieren. Es wird keine vernünf-
tige Verkehrsstruktur geben. Die Entwicklung 
des Einzelhandels wird nicht vernünftig weiter-
gehen. Es wird im Grunde genommen Murks 
bleiben. 
 
In einem haben Sie recht, lieber Kollege. Was 
Stau angeht, jammern wir 
 
(Abg. Frau Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Auf hohem Niveau!) 
 
auf einem hohen Niveau. Wenn man nicht über 
die erste Ampel kommt, ist das schon Stau. 
Trotzdem haben wir sicherheitstechnisch das 
große Problem der Zufahrt zum Parkhaus Mitte. 
Das wird immer so bleiben. Das haben wir nicht 
nur an Adventssamstagen, sondern auch an ei-
nem ganz normalen Samstag, dass die Leute 
dort stehen müssen und nicht zufahren. Wir 
müssen uns jetzt auf den Weg machen. Diese 
Diskussion, die wir heute geführt haben, kön-
nen wir uns schenken. Das bringt letztlich 
nichts. Das ist Käse. Zahlen haben wir genug. 
Daran müssen wir uns machen! 
 
 
Ich nutze die Gelegenheit des vorliegenden An-
trags, dafür zu werben. Ihr könnt es auch als 
euer Projekt verkaufen. Wir sind da völlig 
schmerzfrei. Das ist kein Problem. Du kannst 
nächste Woche sagen: Das hast du jetzt! Dann 
sage ich: Ralf Saxe, super Idee, können wir so-
fort umsetzen! 
 
(Beifall ALFA) 
 
So ein Parkhaus lässt sich sogar finanzieren. 
Es gibt keine Ausreden mehr, dass wir kein 
Geld haben oder dergleichen. Bitte, macht es! 
Ich glaube, es ist im Sinne der Fahrradverkehre, 
der Umweltverkehre, aber auch des Individual-
verkehrs, des Zugangs, und es ist im Sinne des 
Einzelhandels. Wir müssen das Sterben des 
Einzelhandels in dieser schönen Stadt endlich 
aufhalten! - Vielen Dank! 
 
(Beifall CDU, ALFA) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Rupp. 
 

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! An einigen 
Punkten stimme ich meinem Vorredner Herrn 
Strohmann durchaus zu. Wir reden hier über 
Dinge, die ein bisschen neben der Spur sind. 
Die Einbahnstraßenregelung ist nicht gemacht 
worden, weil grüne Politikerinnen und Politiker 
Blütenträume hatten, sondern weil da ein Haus 
gebrannt hat und man irgendwie schauen 
musste, wie man da zufährt. 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Nein, nein!) 
 
Ein Stück weit schon! - Wenn jetzt hanseWas-
ser kommt und sagt: „Wir müssen da etwas ab-
sperren“, muss man das auch machen. 
 
Die interessante Frage, die sich aber mit die-
sem Antrag der FDP verbindet, ist für mich: Ist 
es eigentlich für den Einzelhandel besser, wenn 
der Verkehr fließt, oder ist es besser, wenn wir 
dort Aufenthaltsqualität schaffen, 
 
(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
wo Leute mit relativ guten Möglichkeiten, zu 
Fuß, mit der Bahn, vielleicht auch mit dem Auto 
hinkommen und dort einkaufen? 
 
Für mich persönlich ist die Idee, dort in der Um-
gebung, vor allem, weil es am Wall ist und auf 
der anderen Seite parkähnliche Zustände sind, 
den Autoverkehr zu reduzieren 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Das funktioniert nicht!) 
 
und andere Verkehre zuzulassen, eine, die mir 
zunächst plausibel erscheint, weil es für die 
Menschen möglicherweise attraktiver ist, 
gleichzeitig am Wall zu flanieren. 
 
(Abg. Strohmann [CDU]: Das funktioniert nicht! 
Die Zugverkehre bleiben!) 
 
Diese Frage können wir diskutieren, wenn ein 
Konzept für den Wall vorliegt. Das sehe ich 
noch nicht. Wenn es vorliegt, beteiligen wir uns 
an dieser Debatte. Es reicht nicht, einfach nur 
zu sagen: Wir brauchen noch mehr Zahlen. Ich 
gebe Ihnen recht, Herr Strohmann: Die Zahlen 
liegen vor. 
 
Die Aussage „Der Autoverkehr muss noch mehr 
fließen“ ist - das habe ich eben begründet - mei-
nes Erachtens so nicht die richtige. Man muss 
eine Balance finden zwischen den einzelnen 
Verkehrsarten und möglicherweise Attraktivität 
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dadurch steigern, dass man Autoverkehr ver-
meidet. 
 
Wir werden diesen Antrag deshalb ablehnen, 
auch wenn er an der einen oder anderen Stelle 
Fragen stellt, die man noch beantworten muss. 
Wir werden dem Bericht zustimmen, auch wenn 
er die Fragen, die damit zusammenhängen, 
noch nicht endgültig beantwortet. - Vielen Dank! 
 
(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsident Weber: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Senator Dr. Lohse. 
 
(Abg. Dr. vom Bruch [CDU]: Jetzt lösen Sie das 
einmal auf!) 
 
Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Sehr geehrte Frau Steiner, wie Sie Brandstif-
tung mit Kanalsanierung besser koordinieren 
wollen, müssen Sie mir noch einmal erklären. 
 
(Beifall SPD) 
 
Ich gestehe zerknirscht und in Demut und bitte 
um Nachsicht, dass es uns nicht gelungen ist, 
die Brandstiftung auf das Frühjahr 2016 zu ver-
schieben, damit das mit der Kanalsanierung der 
hanseWasser besser koordiniert ist. Das hätten 
wir besser machen können! 
 
(Beifall SPD) 
 
 
Ich muss aber auch sagen: Ich gestehe schuld-
bewusst, dass wir in der Mischung aus böser 
Absicht und Inkompetenz viel zu wenig Geld für 
die Sanierung von Straßen und Brücken auf-
wenden, aber gleichzeitig in diesem Jahr zu 
viele Baustellen in der Stadt haben, um genau 
diese Straßen und Brücken zu sanieren, um sie 
in einen guten Zustand zu bringen. Auch das 
können wir besser machen! Wir werden daran 
arbeiten! 
 
(Beifall SPD) 
 
Im Übrigen ist das meiste in dieser Debatte be-
reits gesagt worden, deswegen mache ich es 
ganz kurz. Die von der FDP geforderten Kon-
zepte liegen vor. Die Maßnahmen am Wall sind 
sämtlich abgestimmt. Den Abriss und den Wie-
deraufbau der Brandruine werden wir in Abstim-
mung mit den verschiedenen Beteiligten weiter-
hin begleiten. Die Machbarkeitsstudie für das 
Parkhaus am Wall ist in Auftrag gegeben. Wir 

werden sehen, ob es realisierbar ist. Herr Stroh-
mann weiß es schon. Wir werden uns die Mach-
barkeitsstudie ansehen und dann entscheiden, 
wie wir weiter verfahren. Im Übrigen werden wir 
die Maßnahmen des Verkehrsentwicklungs-
plans, die wir gemeinsam und einstimmig hier 
verabschiedet haben, weiterhin umsetzen. - Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
 
 
Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 
 
Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Wer dem Antrag der Fraktion der FDP mit der 
Drucksachen-Nummer 19/24 S seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! 
 
(Dafür FDP) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(CDU, ALFA) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft lehnt den 
Antrag ab. 
 
Im Übrigen nimmt die Stadtbürgerschaft von 
dem Bericht der städtischen Deputation für Um-
welt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie 
und Landwirtschaft Kenntnis. 
 
Zum Schluss des heutigen Tages rufe ich noch 
die Tagesordnungspunkte auf, für die interfrak-
tionell beschlossen worden ist, sie ohne Aus-
sprache zu behandeln. 
 
 
Bericht des städtischen Petitionsausschus-
ses 
vom 8. April 2016 
(Drucksache 19/139 S) 
 
Eine Aussprache ist nicht beantragt worden. - 
Wir kommen daher zur Abstimmung. 
 
Es ist getrennte Abstimmung beantragt. 
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Zuerst lasse ich über die Petitionen S 18/373 
und S 18/377 abstimmen. 
 
Wer der Behandlung der Petitionen in der emp-
fohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP, ALFA) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(DIE LINKE) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
Nun lasse ich über die Petition S 18/376 abstim-
men. 
 
Wer der Behandlung der Petition in der empfoh-
lenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(CDU, DIE LINKE, ALFA) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
Nun lasse ich über die Petition S 18/392 abstim-
men. 
 
Wer der Behandlung der Petition in der empfoh-
lenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen! 
 
(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
ALFA) 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
(DIE LINKE, FDP) 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
Jetzt lasse ich über die restlichen Petitionen ab-
stimmen. 
 

Wer der Behandlung der Petitionen in der emp-
fohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft beschließt 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Naturcampingplatz als wichtige und ökolo-
gische Einrichtung erhalten! 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 12. April 2016 
(Drucksache 19/140 S) 
 
Die Beratung ist eröffnet. - Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Hier ist Überweisung zur Beratung und Bericht-
erstattung an die städtische Deputation für Wirt-
schaft, Arbeit und Häfen vorgesehen. 
 
Wer der Überweisung seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft überweist 
entsprechend. 
 
(Einstimmig) 
 
 
Haushaltsrechnung der Freien Hansestadt 
Bremen (Stadtgemeinde) für das Haushalts-
jahr 2013 
Mitteilung des Senats vom 16. Dezember 
2014 
(Drucksache 18/646 S) 
 
Wir verbinden hiermit: 
 
 
Jahresbericht 2015 der Freien Hansestadt 
Bremen - Stadt - 
des Rechnungshofs der Freien Hansestadt 
Bremen 
vom 13. April 2015 
(Drucksache 18/686 S) 
 



Stadtbürgerschaft 595 12. Sitzung/19.04.16 

und 
 
Bericht und Antrag des städtischen Rech-
nungsprüfungsausschusses zur Haushalts-
rechnung der Freien Hansestadt Bremen 
(Stadtgemeinde) für das Jahr 2013 (Mittei-
lung des Senats vom 16. Dezember 2014, 
Drucksache 18/646 S) und zum Jahresbe-
richt 2015 - Stadt - des Rechnungshofs vom 
13. April 2015 (Drucksache 18/686 S) 
vom 18. April 2016 
(Drucksache 19/143 S) 
 
Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. - Wort-
meldungen liegen nicht vor. - Die Beratung ist 
geschlossen. 
 
Wir kommen zur Abstimmung. 
 
Als Erstes lasse ich über die Entlastung des Se-
nats, Drucksache 18/646 S, abstimmen. 
 
Wer dem Senat gemäß Paragraf 114 Absatz 1 
in Verbindung mit Paragraf 118 Absatz 1 der 
Landeshaushaltsordnung Entlastung erteilen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft erteilt dem 
Senat Entlastung. 
 
(Einstimmig) 
 
Nun lasse ich über den Antrag des städtischen 
Rechnungsprüfungsausschusses, Drucksache 
19/143 S, abstimmen. 

Wer den Bemerkungen im Bericht des städti-
schen Rechnungsprüfungsausschusses, 
Drucksache 19/143 Sm, beitreten möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen! 
 
Ich bitte um die Gegenprobe! 
 
Stimmenthaltungen? 
 
Ich stelle fest, die Stadtbürgerschaft tritt den Be-
merkungen im Bericht des städtischen Rech-
nungsprüfungsausschusses bei. 
 
(Einstimmig) 
 
Im Übrigen nimmt die Stadtbürgerschaft von 
dem Jahresbericht 2015 des Rechnungshofes, 
Drucksache 18/686 S, und von dem Bericht des 
städtischen Rechnungsprüfungsausschusses, 
Drucksache 19/143 S, Kenntnis. 
 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das 
waren die Punkte, die wir heute beraten haben. 
Ich bedanke mich und wünsche Ihnen einen an-
genehmen Abend. Wir sehen uns morgen mun-
ter und frisch um 10.00 Uhr wieder. 
 
 
Ich schließe die Sitzung der Stadtbürgerschaft. 
 
 
(Schluss der Sitzung 18.51 Uhr) 
 
 
 
Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden 
vom Redner/von der Rednerin nicht überprüft. 
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Anhang zum Plenarprotokoll 

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus der  

Stadtbürgerschaft vom 19. April 2016 

 
Anfrage 11: Hilfe für unbegleitete minder-
jährige Ausländer (umA) 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele minderjährige Kinder und Jugend-
liche werden vom Amt für soziale Dienste in 
Bremen betreut? 
 
2. Wie viele Ausländer über 18 Jahre werden 
vom Amt für soziale Dienste in Bremen als 
umA betreut? 
 
3. Ist der Senat der Meinung, dass die Kinder- 
und Jugendhilfe vorrangig tatsächlich minder-
jährigen Kindern und Jugendlichen zur Hilfe 
kommen sollte? 
 
Schäfer, Leidreiter und ALFA Gruppe 
Antwort des Senats:  
 
Zu Frage 1: Mit Stichtag 31.03.2016 wurden in 
der Stadtgemeinde Bremen in 5.553 Fällen 
Hilfen nach dem Achten Sozialgesetzbuch für 
minderjährige Kinder und Jugendliche gewährt. 
Dabei wurden 64 Prozent der Hilfen für Kinder 
und Jugendliche in Familien geleistet. 
 
Zu Frage 2: Mit Stichtag 31.03.2016 wurden 
189 Ausländerinnen und Ausländern, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben und seinerzeit 
als unbegleitete Minderjährige eingereist wa-
ren, Hilfen nach dem achten Sozialgesetzbuch 
gewährt. 
 
Zu Frage 3: Jeder junge Mensch hat ein Recht 
auf Förderung seiner Entwicklung. Auch jun-
gen Volljährigen werden auf Antrag Hilfen nach 
dem Achten Sozialgesetzbuch gewährt, wenn 
und solange die Hilfe auf Grund der individuel-
len Situation des jungen Menschen notwendig 
ist. 
 
Anfrage 12: Tempo 30 auf der H.-H.-Meier-
Allee gegen das Votum des Beirats? 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Ist dem Senat bekannt, dass der Beirat 
Schwachhausen sich entsprechend seiner 
Rechte aus Paragraf 10 Ortsbeirätegesetz 
gegen die Einführung von Tempo 30 auf der 
H.-H.-Meier-Allee ausgesprochen hat? 

 
2. Woraus leitet der Senat ein Recht auf Nicht-
beachtung des Beiratsbeschlusses ab, und 
wieso hat der Senat gegen das Beiratsvotum 
dort Tempo 30 verfügt? 
 
3. Wird der Senat zukünftig Entscheidungen, 
die in die Kompetenz des Beirates fallen, be-
rücksichtigen? 
 
Frau Grotheer, Tschöpe und Fraktion der SPD 

 
 
Antwort des Senats:  
 
Zu Frage 1: Für Verkehrsanordnungen sind 
nach Paragraf 44 Absatz 1 Satz 1 Straßenver-
kehrsordnung die Straßenverkehrsbehörden 
zuständig. In den nach Paragraf 10 Absatz 1 
Nummer 3 Beirätegesetz bestimmten Fällen 
stellen die Straßenverkehrsbehörden vor der 
Verkehrsanordnung das Einvernehmen mit 
den Beiräten her. Die angesprochene Anord-
nung hat keine Maßnahme nach Paragraf 10 
Absatz 1 Nummer 3 Beirätegesetz zum Ge-
genstand. 
 
Es handelt sich nicht um die Anordnung einer 
Tempo-30-Zone, bei der ein Einvernehmen 
zwischen Beirat und Straßenverkehrsbehörde 
herzustellen ist, sondern um eine streckenbe-
zogene Geschwindigkeitsreduzierung. Die 
Rechte des Beirates Schwachhausen für diese 
Maßnahme ergeben sich aus Paragraf 9 Beirä-
tegesetz und wurden vollständig gewahrt, in-
dem der Beirat vor der Umsetzung der Ver-
kehrsanordnung angehört wurde. 
 
Zu Frage 2: Den Ausführungen zu 1. ist zu 
entnehmen, dass bei dieser Maßnahme kein 
Stadtteilbezug vorliegt, aus dem eine Zustän-
digkeit des Beirats abgeleitet werden könnte, 
da die H.-H-Meier-Allee zum ÖPNV-Netz, zum 
Radroutennetz und zum Vorbehaltsnetz ge-
hört.  
 
Die hier umgesetzte streckenbezogene Tem-
po-30 Geschwindigkeitsbegrenzung dient der 
Erhöhung der Verkehrssicherheit in Verbin-
dung mit der geänderten Radverkehrsführung 
vor allem für die schwächeren Verkehrsteil-
nehmer wie Radfahrer, Fußgänger, Kinder und 
Senioren. Auch mit Blick auf die anliegende 
Grundschule am Baumschulenweg ist, zur 
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Sicherung der Schulwege der Kinder, eine 
Temporeduzierung geboten.   
 
Zu Frage 3: Der Senat berücksichtigt die Ent-
scheidungskompetenz der Beiräte, wie sie im 
Beirätegesetz geregelt ist. 
 
Anfrage 13: Vormundschaften von unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele unbegleitete minderjährige Flücht-
linge (umF) halten sich derzeit in der Stadtge-
meinde Bremen auf, für die noch keine Amts-
vormundschaft oder Einzelvormundschaft be-
stallt wurde? 
 
2. Verfügen diese unbegleiteten minderjähri-
gen Flüchtlinge zumindest über Casemana-
ger/-innen bezeihungsweise wer übt ansonsten 
bis zur Bestallung der Amtsvormundschaft die 
elterliche Sorge aus? 
 
3. Wie lange dauert derzeit die Bestallung von 
Vormundschaften durch das Familiengericht? 
 

Frau Leonidakis, Tuncel, Frau Vogt und  
Fraktion DIE LINKE 

 
 
Antwort des Senats:  
 
Zu Frage 1: Zur Beantwortung der Anfrage ist 
ein Datenabgleich zwischen der Senatorin für 
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und 
Sport und dem Senator für Justiz und Verfas-
sung erforderlich. Dieser Datenabgleich konnte 
in der Kürze der Frist seit Eingang der Anfrage 
nicht abgeschlossen werden. Die Beantwor-
tung dieser Fragen kann daher erst zu einem 
späteren Zeitpunkt erfolgen.  
 
Zu Frage 2: Gemäß den Regelungen der Pa-
ragrafen 42 und 42a des Achten Sozialgesetz-
buchs ist das Jugendamt vor der Bestellung 
eines Vormundes berechtigt, alle Rechtshand-
lungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kin-
des oder Jugendlichen notwendig sind. Diese 
Aufgabe nehmen in der Stadtgemeinde Bre-
men die Casemanagerinnen und Casemana-
ger des Jugendamts wahr. 
 
Zu Frage 3: Das Verfahren beim Familienge-
richt wird durch die Meldung des Amtes für 
Soziale Dienste eingeleitet und der Familien-
richterin beziehungsweise dem Familienrichter 
vorgelegt. Diese stellen im einstweiligen An-
ordnungsverfahren das Ruhen der elterlichen 
Sorge fest und bestellen das Jugendamt zum 
Amtsvormund. Für das Verfahren benötigt das 
Familiengericht regelmäßig ein bis zwei Wo-

chen. Anschließend wird der Vorgang der 
Rechtspflegerin beziehungsweise dem Rechts-
pfleger vorgelegt, die dem Jugendamt die Be-
scheinigung der Amtsvormundschaft ausstel-
len.  
 
Anfrage 14: Halal-Schlachtungspraxis für 
Bremer Gastronomiebetriebe 
 
Ich frage den Senat: 
 
1. Wie bewertet der Senat die in Bremer Gast-
ronomiebetrieben öffentlich ausgehängten 
Zertifikate, die als werbefördernde Maßnahme 
die betäubungslos stattgefundene Schlachtung 
der Tiere (auch in deutscher Sprache verfasst) 
betonen? 
 
2. Wie bewertet der Senat die Art der Schlach-
tung als solche insbesondere im Hinblick auf 
Tierschutzgesetze? 
 
3. Wie bewertet der Senat die Arbeit des an-
gegebenen Zertifizierers OIC, respektive KCI, 
bezüglich ihrer Zuständigkeit und Qualitätssi-
cherung? 
 

Tassis (AfD) 
 
Antwort des Senats:  
 
Zu Frage 1: Die Halal-Schlachtungspraxis 
bedeutet nicht zwangsläufig eine betäubungs-
lose Schlachtung. Es liegen keine Erkenntnis-
se vor, dass mit einer betäubungslos stattge-
fundenen Schlachtung von Tieren geworben 
wird. 
 
Zu Frage 2: Der Senat nimmt zur Kenntnis, 
dass auf Antrag und aus bestimmten und 
nachweislich religiösen Gründen Tiere nach 
einem bestimmten Ritual geschlachtet werden 
dürfen. In Bremen ist bisher keine derartige 
Erlaubnis erteilt worden. 
 
 
Zu Frage 3: Bei den Zertifizierungen OIC,resp. 
KCI handelt es sich um private Zertifizierun-
gen. Diese sind nicht Gegenstand der amtli-
chen Überwachung und ersetzen auch nicht 
die rechtlichen Anforderungen für eine erteilte 
Erlaubnis. 
 
Anfrage 15: Kostenunterschiede pro 
Wohneinheit im Bau von Häusern in Holz-
rahmenbauweise 
 
Ich frage den Senat: 
 
1. Wie erklärt sich der Kostenunterschied pro 
Wohneinheit bei den Bauvorhaben „Ermland-
straße“, 250 Personen/7 Millionen Euro, und 
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„Am Rastplatz“, 330 Personen/11 Millionen 
Euro, generell? 
 
2. Wie sind die Einzelpositionen für die Kos-
tenplanung „Am Rastplatz“ ausgewiesen? 
 

Tasis (AfD) 
 
Antwort des Senats:  
 
Zu Frage 1: Den genannten Bauvorhaben 
liegen unterschiedliche Raumprogramme zu 
Grunde, daher variieren die Kostenansätze pro 
Wohneinheit. Die Wohnanlage in der Ermland-
straße hat ausschließlich 5-Personen-
Appartments. So können mehr Personen pro 
Quadratmeter untergebracht werden. Es ste-
hen pro Person circa 13,8 m² zur Verfügung. 
 
Die Wohnanlage „Am Rastplatz“ ist im Gegen-
satz zur Wohnanlage in der „Ermlandstraße“ in 
mehr unterschiedliche Appartements geglie-
dert. Hier sind Appartements für 2, 4 oder 6 
Personen geplant. Pro Person stehen hier 
durchschnittlich 16,05 m² zur Verfügung. Die 
Quadratmeterangeben beziehen sich dabei auf 
die Bruttogeschossflächen.  
 
Zu Frage 2: Die Kosten für die Wohnanlage 
„Am Rastplatz“ sind ausgewiesen gemäß DIN 
276 „Kosten im Bauwesen - Teil 1: Hochbau“. 
Sie unterteilen sich in 42.500 Euro für das 
Herrichten und Erschließen und 9,5 Millionen 
Euro für Bauwerk- und Bau-
konstruktionskosten. Hinzukommen Kosten für 
die Außenanlagen in Höhe von 385.000 Euro, 
für die Ausstattung in Höhe von 95.800 Euro 
sowie Baunebenkosten in Höhe von 1,37 Milli-
onen Euro.  
 
Anfrage 16: Zugang von Geflüchteten zu 
Sozialleistungen 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele der Geflüchteten, die im Bayern-
zelt untergebracht sind, erhalten keine Bar-
geldleistungen? 
 
2. Was sind die Gründe dafür? 
 
3. Wie wird gewährleistet, dass betroffene 
Leistungsberechtigte die nötigen Informationen 
zur Antragstellung auf Sozialleistungen erhal-
ten? 
 

Frau Leonidakis, Frau Vogt und Fraktion DIE 
LINKE 

 
 
Antwort des Senats:  
 

Zu Frage 1: Bargeldleistungen in Form des 
sogenannten Taschengelds erhalten alle Per-
sonen, die noch keinen Termin im Amt für 
Soziale Dienste wahrgenommen haben. Die 
Zahl schwankt aufgrund der sich ständig än-
dernden Personenzahlen. Für März hat der 
Träger des Bayernzeltes für 56 Personen Ta-
schengeld beantragt. 26 Personen stand nach 
Prüfung durch das Amt für Soziale Dienste 
Taschengeld zu. 19 Personen haben ihr Ta-
schengeld abgeholt. Sieben Personen haben 
ihr Taschengeld nicht abgeholt. 30 Personen 
wurde kein Taschengeld zugesprochen. 
 
 
Zu Frage 2: Es gibt mehrere Gründe, warum 
kein Taschengeld zugesprochen wird: Auszug, 
Volljährigkeit durch Inaugenscheinnahme 
durch das Jugendamt, Volljährigkeit durch 
Bescheid. Die Personen haben einen Termin 
beim Amt für Soziale Dienste gehabt und die-
sen auch wahrgenommen. Dort wurde das 
Taschengeld ausbezahlt. 
 
 
Zu Frage 3: Nach Paragraf 47 des Asylgeset-
zes wird ein Merkblatt ausgehändigt. Die In-
formationen werden durch die Einrichtungslei-
tung und das pädagogische Personal an die 
betroffenen Leistungsberechtigten weitergege-
ben. Die Leistungsberechtigten werden zusätz-
lich bei der Anmeldung in der Fachstelle 
Flüchtlinge über ihre Leistungsansprüche so-
wie die Antragstellung beim Amt für Soziale 
Dienste, Fachdienst Flüchtlinge und Integrati-
on, informiert. 
 
Anfrage 17: Sicherung offenstehenden Ei-
gentums verunfallter, alleinstehender, älte-
rer Menschen 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie sind das Verfahren und die Informati-
onskette zwischen den Behörden, wenn ein 
alleinstehender, kinderloser, älterer Mensch, 
nicht ansprechbar, in ein Bremer Krankenhaus 
eingeliefert wird? 
 
2. Wer recherchiert über beziehungsweise 
kümmert sich um das möglicherweise offen 
stehende Wohneigentum der betroffenen Per-
son? 
 
3. Wenn in diesem Wohneigentum wiederholt 
Einbrüche begangen werden, wer sichert die-
ses Wohneigentum (Tür ersetzen, Schloss 
austauschen, Fenster erneuern)? 
 
 

Erlanson, Frau Vogt und Fraktion DIE LINKE 
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Antwort des Senats:  
 
 
Zu Frage 1: In den Fällen, in denen ein allein-
stehender, älterer Mensch nicht ansprechbar 
ins Krankenhaus eingeliefert wird, schaltet das 
Krankenhaus seinen Sozialdienst ein. Die 
meisten Bremer Kliniken bauen derzeit ihre 
Vereinbarung mit dem Amt für Soziale Dienste 
aus, in der die Kooperation des Sozialdienstes 
im Krankenhaus und des Sozialdienst Erwach-
sene in den Sozialzentren geregelt wird. Die 
Polizei erhält vom Krankenhaus Kenntnis, 
wenn Fremdverschulden oder eine Straftat 
vermutet wird.  
 
In Notfällen, sofern die Feuerwehr sich gewalt-
sam den Zugang zu einer Wohnung ermögli-
chen muss, um einen Patienten einer klini-
schen Versorgung zuzuführen, informiert die 
Feuerwehr die Polizei. Diese prüft und trifft die 
erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung der 
Wohnung.  

 
 
 
Zu Frage 2: Die Polizei wird tätig, wenn ihr 
dieser Sachverhalt bekannt wird. Ist das Ver-
schließen der Wohnung zur Eigentumssiche-
rung mit eigenen Mitteln nicht möglich, wird die 
Sicherung über den Hausmeister oder Ange-
hörige veranlasst. Sind diese nicht erreichbar 
oder nicht vorhanden, wird im Rahmen der 
Ersatzvornahme über zuverlässige Hand-
werksbetriebe das Verschließen der Wohnung 
veranlasst.  
 
Zu Frage 3: Siehe Antwort zu Frage 2. Sofern 
keine Anhaltpunkte für eine konkrete Gefahr 
vorliegen, werden keine weiteren Maßnahmen 
der Gefahrenabwehr getroffen. 
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Konsensliste 
 
 

Von der Stadtbürgerschaft in der 12. Sitzung nach interfraktioneller 
Absprache beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte 

 
 

 Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

7. 

Neufassung der Richtlinie zur 
barrierefreien Gestaltung baulicher 
Anlagen des öffentlichen Verkehrsraums, 
öffentlicher Grünanlagen und öffentlicher 
Spiel- und Sportstätten 
Mitteilung des Senats vom 1. März 2016 
(Drucksache 19/113 S) 

Die Stadtbürgerschaft 
stimmt der Neufassung der 
Richtlinie zu. 

8. 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 102 
(mit Vorhabenplan 102) zum Vorhaben 
„Bürobau Haus Richardson“ für ein 
Gebiet in Bremen-Burglesum 
- südlich der Heriwardstraße 
- westlich der Richthofenstraße (Flurstück 
434/49 der Flur VR 358) 
Mitteilung des Senats vom 1. März 2016 
(Drucksache 19/114 S) 

Die Stadtbürgerschaft 
beschließt den 
Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan 102. 

13. 

Flächennutzungsplan Bremen 
2. Änderung 
- Hemelingen (Osterhop) - 
Mitteilung des Senats vom 22. März 2016 
(Drucksache 19/131 S) 

Die Stadtbürgerschaft 
beschließt den Plan zur 
zweiten Änderung des 
Flächennutzungsplanes 
Bremen. 

14. 

Bebauungsplan 2438 
für ein Gebiet in Bremen-Hemelingen 
zwischen Funkschneise, Elisabeth-
Selbert-Straße, Eggestraße und Osterhop 
Mitteilung des Senats vom 22. März 2016 
(Drucksache 19/132 S) 

Die Stadtbürgerschaft 
beschließt den 
Bebauungsplan 2438.  

15.  

1. Änderung des Bebauungsplanes 1299 
„Science Park“ 
für ein Gebiet in Bremen-Vegesack 
zwischen 
- Steingutstraße 
- Friedhof Grohn 
- Jacobs University Bremen 
- Bruno-Bürgel-Straße 
Mitteilung des Senats vom 5. April 2016 
(Drucksache 19/135 S) 

Die Stadtbürgerschaft 
beschließt die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes 1299. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/113%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/114%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/131%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/132%20S
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/135%20S


Stadtbürgerschaft - 601 - 12. Sitzung/19.04.16 
 

   

16. 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 57 
(mit Vorhabenplan 57) 
zum Vorhaben „Verbrauchermarkt 
Schwaneweder Straße“ 
für ein Gebiet in Bremen-Blumenthal 
an der Schwaneweder Straße Haus-Nr. 27 
bis 37 
Mitteilung des Senats vom 5. April 2016 
(Drucksache 19/136 S) 

Die Stadtbürgerschaft 
beschließt den 
Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan 57 

 
 
 
 
 

Weber 

Präsident der Bremischen Bürgerschaft 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/136%20S
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